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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2007 Ausgegeben am 31. Juli 2007 Teil I 

60. Bundesgesetz: Wertpapieraufsichtsgesetz 2007 - WAG 2007 sowie Änderung des 
Bankwesengesetzes, des Börsegesetzes 1989, des Investmentfondsgesetzes, 
des Kapitalmarktgesetzes, des Finanzmarktaufsichtsbehördengesetzes, des 
Konsumentenschutzgesetzes und der Gewerbeordnung 1994 

 (NR: GP XXIII RV 143 AB 182 S. 30. BR: 7726 AB 7750 S. 747.) 

 [CELEX-Nr.: 32004L0039, 32006L0031, 32006L0049, 32006L0073] 

60. Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz über die Beaufsichtigung von 
Wertpapierdienstleistungen (Wertpapieraufsichtsgesetz 2007 – WAG 2007) erlassen wird 
sowie das Bankwesengesetz, das Börsegesetz 1989, das Investmentfondsgesetz, das 
Kapitalmarktgesetz, das Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz, das 
Konsumentenschutzgesetz und die Gewerbeordnung 1994 geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Inhaltsverzeichnis 

Artikel 1 Umsetzung von Richtlinien der Europäischen Union 
Artikel 2  Bundesgesetz über die Beaufsichtigung von Wertpapierdienstleistungen 
  (Wertpapieraufsichtsgesetz 2007 – WAG 2007) 
Artikel 3 Änderung des Bankwesengesetzes 
Artikel 4 Änderung des Börsegesetzes 1989 
Artikel 5 Änderung des Investmentfondsgesetzes 
Artikel 6 Änderung des Kapitalmarktgesetzes 
Artikel 7 Änderung des Finanzmarktaufsichtsbehördengesetzes 
Artikel 8 Änderung des Konsumentenschutzgesetzes 
Artikel 9 Änderung der Gewerbeordnung 1994 
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Artikel 1 

Dieses Bundesgesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates über Märkte für Finanzinstrumente, zur Änderung der Richtlinien 85/611/EWG und 
93/6/EWG des Rates und der Richtlinie 2000/12/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur 
Aufhebung der Richtlinie 93/22/EWG des Rates (ABl. Nr. L 145 vom 30.04.2004, S. 1) in der Fassung 
der Richtlinie 2006/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 
2004/39/EG über Märkte für Finanzinstrumente in Bezug auf bestimmte Fristen (ABl. Nr. L 114 vom 
27.04.2006, S. 60) und der Richtlinie 2006/73/EG der Kommission zur Durchführung der Richtlinie 
2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die organisatorischen 
Anforderungen an Wertpapierfirmen und die Bedingungen für die Ausübung ihrer Tätigkeit sowie in 
Bezug auf die Definition bestimmter Begriffe für die Zwecke der genannten Richtlinie (ABl. Nr. L 241 
vom 02.09.2006, S. 26). 

Artikel 2 

Bundesgesetz über die Beaufsichtigung von Wertpapierdienstleistungen 
(Wertpapieraufsichtsgesetz 2007 – WAG 2007) 

Inhaltsverzeichnis 

1. Hauptstück 

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen 

§ 1.  Begriffsbestimmungen 
§ 2.  Ausnahmen 
§ 3.  Wertpapierfirmen 
§ 4.  Wertpapierdienstleistungsunternehmen 
§ 5.  Rücknahme und Erlöschen der Konzession 
§ 6.  Anwendung des BWG 
§ 7.  Verschwiegenheitspflicht 
§ 8.  Firmenbuch 
§ 9.  Eigenkapital 
§ 10.  Geschäftsleiter 
§ 11.  Aktionäre oder sonstige Gesellschafter mit qualifizierten Beteiligungen 

2. Abschnitt: Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit 

§ 12.  Wertpapierfirmen aus Mitgliedstaaten in Österreich 
§ 13.  Österreichische Wertpapierfirmen in Mitgliedstaaten 
§ 14.  Aufsicht im Rahmen der Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit 

2. Hauptstück: Organisatorische Anforderungen 

1. Abschnitt: Organisation 

§ 15.  Rechtsträger 
§ 16.  Bedingungen für die Bereitstellung von Informationen 
§ 17.  Allgemeine organisatorische Anforderungen 
§ 18.  Einhaltung der Vorschriften („Compliance“) 
§ 19.  Risikomanagement 
§ 20.  Interne Revision 
§ 21.  Zuständigkeiten der Geschäftsleitung 
§ 22.  Verpflichtung zum Führen von Aufzeichnungen 
§ 23.  Persönliches Geschäft 
§ 24.  Arten der persönlichen Geschäfte 

2. Abschnitt: Auslagerung und Heranziehung von vertraglich gebundenen Vermittlern 

§ 25.  Auslagerung von wesentlichen betrieblichen Aufgaben an Dienstleister 
§ 26.  Auslagerung von Privatkundenportfolios an Dienstleister im Drittland 
§ 27.  Erbringung von Dienstleistungen über einen anderen Rechtsträger 
§ 28.  Heranziehung von vertraglich gebundenen Vermittlern 
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3. Abschnitt: Schutz des Kundenvermögens 

§ 29.  Schutz der Finanzinstrumente und Gelder von Kunden 
§ 30.  Hinterlegung von Kundenfinanzinstrumenten 
§ 31.  Hinterlegung von Kundengeldern 
§ 32.  Verwendung der Finanzinstrumente von Kunden 
§ 33.  Berichte von Abschlussprüfern 

4. Abschnitt: Interessenkonflikte 

§ 34.  Für Kunden potenziell nachteilige Interessenkonflikte 
§ 35.  Leitlinien für den Umgang mit Interessenkonflikten 
§ 36.  Finanzanalysen 
§ 37.  Zusätzliche organisatorische Anforderungen für die Erstellung von Finanzanalysen 

5. Abschnitt: Verpflichtung zum Handeln im besten Interesse des Kunden 

§ 38.  Allgemeine Pflichten 
§ 39.  Gewährung und Annahme von Vorteilen 

6. Abschnitt: Information für Kunden 

§ 40.  Angemessene Informationen 
§ 41.  Bedingungen für redliche, eindeutige und nicht irreführende Informationen 
§ 42.  Zeitpunkt der Übermittlung der Informationen 

7. Abschnitt: Eignung und Angemessenheit von Wertpapierdienstleistungen 

§ 43.  Allgemeine Bestimmungen 
§ 44.  Eignung von Anlageberatungs- und Portfolioverwaltungsdienstleistungen 
§ 45.  Angemessenheit von sonstigen Wertpapierdienstleistungen 
§ 46.  Geschäfte, die nur in der Ausführung oder Annahme und Übermittlung von 
Kundenaufträgen bestehen 
§ 47.  Dokumentation der Rechte und Pflichten der Vertragsparteien 

8. Abschnitt: Berichtspflichten gegenüber den Kunden 

§ 48.  Berichtspflicht 
§ 49.  Berichtspflichten bei der Ausführung von Aufträgen außerhalb der 
Portfolioverwaltung 
§ 50.  Berichtspflichten bei der Portfolioverwaltung 
§ 51.  Berichtspflichten für Rechtsträger, die Kundenfinanzinstrumente und Kundengelder 
halten 

9. Abschnitt: Bestmögliche Durchführung von Dienstleistungen 

§ 52.  Bestmögliche Durchführung 
§ 53.  Organisatorische Vorschriften über die Durchführungspolitik 
§ 54.  Besondere Vorschriften für Privatkunden 

10. Abschnitt: Bearbeitung von Kundenaufträgen 

§ 55.  Allgemeine Bestimmungen 
§ 56.  Zusammenlegung und Zuordnung von Aufträgen 
§ 57.  Zusammenlegung und Zuordnung von Geschäften für eigene Rechnung 

11. Abschnitt: Professionelle Kunden und geeignete Gegenparteien 

§ 58.  Professionelle Kunden 
§ 60.  Geschäfte mit geeigneten Gegenparteien 
§ 61.  Information über die Kundeneinstufung 

12. Abschnitt: Unerbetene Nachrichten und Haustürgeschäfte 

§ 62.  Unerbetene Nachrichten 
§ 63.  Haustürgeschäfte 

3. Hauptstück 

1. Abschnitt: Melde- und Veröffentlichungspflichten 

§ 64.  Meldepflichten 
§ 65.  Veröffentlichungen nach dem Handel 
§ 66.  Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten 
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2. Abschnitt: Betrieb eines multilateralen Handelssystems (MTF) 

§ 67.  Handel und Abschluss von Geschäften über MTF 
§ 68.  Vor- und Nachhandels-Transparenzvorschriften für MTF 

3. Abschnitt: Systematische Internalisierer 

§ 69.  Vorhandels-Transparenzvorschriften 
§ 70.  Ausführung von Kundenaufträgen 
§ 71.  Allgemeine Geschäftsbedingungen 
§ 72.  Aufsicht 

4. Hauptstück 

1. Abschnitt 

§ 73. und § 74.  Rechnungslegung und Jahresabschlussprüfung 
§ 75. bis § 78.  Anlegerentschädigung 
§ 79. bis § 89.  Geschäftsaufsicht und Insolvenzbestimmungen 

2. Abschnitt: Kosten und Verfahrensvorschriften 

§ 90.  Kosten 
§ 91. und § 92.  Verfahrensvorschriften 
§ 93.  Berichtspflicht von Abschlussprüfern 

3. Abschnitt 

§ 94. bis § 96. Strafbestimmungen 

4. Abschnitt: Behördliche Zusammenarbeit 

§ 97.  Kontaktstelle und Informationsaustausch 
§ 98.  Zusammenarbeit bei der Überwachung, Überprüfung vor Ort und bei Ermittlungen 
§ 99.  Ablehnung der Zusammenarbeit und Behördenkonsultation 
§ 100.  Befugnisse der Aufnahmemitgliedstaaten 
§ 101.  Von den Aufnahmemitgliedstaaten zu treffende Sicherungsmaßnahmen 

5. Hauptstück: Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 102. und § 103. Übergangsbestimmungen 
§ 104.  Verweise und Verordnungen 
§ 105.  Sprachliche Gleichbehandlung 
§ 106.  Außer-Kraft-Treten 
§ 107.  Vollziehung 
§ 108.  In-Kraft-Treten 
Anlage 1 zu § 25 
Anlage 1 zu § 40 
Anlage 2 zu § 40 
Anlage 3 zu § 40 
Anlage 4 zu § 40 
Anlage 1 zu § 49 
Anlage 1 zu § 50 

1. Hauptstück 

1. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

Begriffsbestimmungen 

§ 1. Im Sinne dieses Bundesgesetzes gelten folgende Begriffsbestimmungen: 
 1. Wertpapierfirma: eine Wertpapierfirma gemäß § 3 sowie natürliche und juristische Personen, die 

in ihrem Herkunftsmitgliedstaat zur Erbringung von Wertpapierdienstleistungen oder 
Anlagetätigkeiten als Wertpapierfirma im Sinne von Art. 4 Abs. 1 Z 1 der Richtlinie 2004/39/EG 
zugelassen sind. 

 2. Wertpapierdienstleistungen und Anlagetätigkeiten: 
 a) Annahme und Übermittlung von Aufträgen, sofern diese Tätigkeiten ein oder mehrere 

Finanzinstrumente zum Gegenstand haben; 
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 b) Ausführung von Aufträgen für Rechnung von Kunden: die Tätigkeit zum Abschluss von 
Vereinbarungen, Finanzinstrumente auf Rechnung von Kunden zu kaufen oder verkaufen; 
hinsichtlich der Abschnitte 5 bis 11 des 2. Hauptstücks erfasst dies sowohl die Ausführung 
von Aufträgen gemäß § 1 Abs. 1 Z 7 Bankwesengesetz – BWG, BGBl. Nr. 532/1993, als auch 
die Dienstleistung nach lit. a; 

 c) Handel für eigene Rechnung: Handel unter Einsatz des eigenen Kapitals zum Abschluss von 
Geschäften mit Finanzinstrumenten, sofern der Handel nicht für das Privatvermögen erfolgt; 

 d) Portfolioverwaltung: die Verwaltung von Portfolios auf Einzelkundenbasis mit einem 
Ermessensspielraum im Rahmen einer Vollmacht des Kunden, sofern das Kundenportfolio ein 
oder mehrere Finanzinstrumente enthält; 

 e) Anlageberatung: die Abgabe persönlicher Empfehlungen gemäß Z 27 über Geschäfte mit 
Finanzinstrumenten an einen Kunden, sei es auf dessen Aufforderung oder auf Initiative des 
Erbringers der Dienstleistung; 

 f) Übernahme der Emission von Finanzinstrumenten oder Platzierung von Finanzinstrumenten 
mit fester Übernahmeverpflichtung; 

 g) Platzierung von Finanzinstrumenten ohne feste Übernahmeverpflichtung; 
 h) Betrieb eines multilateralen Handelssystems (MTF). 

Werden diese Tätigkeiten für Dritte erbracht, so sind es Dienstleistungen, ansonsten 
Anlagetätigkeiten. 

 3. Wertpapiernebendienstleistungen: 
 a) Die Verwahrung und Verwaltung von Finanzinstrumenten für Rechnung von Kunden, 

einschließlich der Depotverwahrung und verbundener Dienstleistungen wie Cash-
Management oder Sicherheitenverwaltung; 

 b) Die Gewährung von Krediten oder Darlehen an Anleger für die Durchführung von Geschäften 
mit einem oder mehreren Finanzinstrumenten, sofern das kredit- oder darlehensgewährende 
Unternehmen an diesen Geschäften beteiligt ist; 

 c) Die Beratung von Unternehmen hinsichtlich der Kapitalstrukturierung, der 
branchenspezifischen Strategie und damit zusammenhängender Fragen sowie Beratung und 
Dienstleistungen bei Unternehmensfusionen und -übernahmen; 

 d) Devisengeschäfte, wenn diese im Zusammenhang mit der Erbringung von Wertpapier-
dienstleistungen stehen; 

 e) Die Erstellung, Verbreitung oder Weitergabe von Wertpapier- oder Finanzanalysen oder 
sonstiger Formen allgemeiner Empfehlungen, die Geschäfte mit Finanzinstrumenten betreffen; 

 f) Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Übernahme von Emissionen für Dritte; 
 g) Wertpapierdienstleistungen und Anlagetätigkeiten gemäß Z 2 sowie 

Wertpapiernebendienstleistungen gemäß lit. a bis f betreffend Waren, Klimavariable, 
Frachtsätze, Emissionsberechtigungen, Inflationsstatistiken und andere offizielle 
Wirtschaftsstatistiken, sofern diese als Basiswerte der in Z 6 lit. e bis g und j genannten 
Derivate verwendet werden und sie mit der Erbringung der Wertpapierdienstleistung, 
Anlagetätigkeit oder der Wertpapiernebendienstleistung in Zusammenhang stehen. 

 4. Übertragbare Wertpapiere: die Gattungen von Wertpapieren, die auf dem Kapitalmarkt gehandelt 
werden können, mit Ausnahme von Zahlungsmitteln, wie insbesondere 

 a) Aktien und andere Anteile an in- oder ausländischen juristischen Personen, 
Personengesellschaften und sonstigen Unternehmen, soweit sie Aktien vergleichbar sind, 
sowie Aktienzertifikate; 

 b) Schuldverschreibungen oder andere verbriefte Schuldtitel, einschließlich Zertifikaten 
(Hinterlegungsscheinen) für solche Wertpapiere; 

 c) alle sonstigen Wertpapiere, die zum Kauf oder Verkauf solcher Wertpapiere berechtigen oder 
zu einer Barzahlung führen, die anhand von übertragbaren Wertpapieren, Währungen, 
Zinssätzen oder -erträgen, Waren oder anderen Indizes oder Messgrößen bestimmt wird. 

 5. Geldmarktinstrumente: die üblicherweise auf dem Geldmarkt gehandelten Gattungen von 
Instrumenten, wie Schatzanweisungen, Einlagenzertifikate und Commercial Papers, mit 
Ausnahme von Zahlungsmitteln. 

 6. Finanzinstrumente: 
 a) Übertragbare Wertpapiere gemäß Z 4; 
 b) Geldmarktinstrumente gemäß Z 5; 
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 c) Anteile an in- oder ausländischen Kapitalanlagefonds, in- oder ausländischen 
Immobilienfonds oder ähnlichen Einrichtungen, die Vermögenswerte mit Risikostreuung 
zusammenfassen; 

 d) Optionen, Terminkontrakte (Futures), Swaps, außerbörsliche Zinstermingeschäfte (Forward 
Rate Agreements) und alle anderen Derivatkontrakte in Bezug auf Wertpapiere, Währungen, 
Zinssätze oder -erträge, oder andere Derivat-Instrumente, finanzielle Indizes oder Messgrößen, 
die effektiv geliefert oder bar abgerechnet werden können; 

 e) Optionen, Terminkontrakte (Futures), Swaps, außerbörsliche Zinstermingeschäfte (Forward 
Rate Agreements) und alle anderen Derivatkontrakte in Bezug auf Waren, die bar abgerechnet 
werden müssen oder auf Wunsch einer der Parteien bar abgerechnet werden können und diese 
Barabrechnung nicht wegen eines vertraglich festgelegten Beendigungsgrunds erfolgt; 

 f) Optionen, Terminkontrakte (Futures), Swaps und alle anderen Derivatkontrakte in Bezug auf 
Waren, die effektiv geliefert werden können, wenn diese Instrumente an einem geregelten 
Markt oder über ein MTF gehandelt werden; 

 g) Optionen, Terminkontrakte (Futures), Swaps, Termingeschäfte (Forwards) und alle anderen 
Derivatkontrakte in Bezug auf Waren gemäß Art. 38 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 der 
Kommission; 

 h) derivative Instrumente für den Transfer von Kreditrisiken; 
 i) finanzielle Differenzgeschäfte; 
 j) Optionen, Terminkontrakte (Futures), Swaps, außerbörsliche Zinstermingeschäfte (Forward 

Rate Agreements) und alle anderen Derivatkontrakte in Bezug auf Klimavariablen, 
Frachtsätze, Emissionsberechtigungen, Inflationsraten oder andere offizielle 
Wirtschaftsstatistiken, die bar abgerechnet werden müssen, oder auf Wunsch einer der 
Parteien bar abgerechnet werden können und diese Barabrechnung nicht wegen eines 
vertraglich festgelegten Beendigungsgrunds erfolgt, sowie alle anderen Derivatkontrakte 
gemäß Art. 39 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006. 

 7. nicht komplexe Finanzinstrumente: 
 a) Aktien, die zum Handel an einem geregelten Markt oder an einer anerkannten Börse eines 

Drittlandes zugelassen sind, Geldmarktinstrumente, Schuldverschreibungen oder sonstige 
verbriefte Schuldtitel – ausgenommen Schuldverschreibungen oder verbriefte Schuldtitel, in 
die ein Derivat eingebettet ist –, Anteile eines der Richtlinie 85/611/EWG unterliegenden 
Organismus für gemeinsame Anlagen; 

 b) ein anderes als in lit. a genanntes Finanzinstrument, das folgende Kriterien erfüllt: 
 aa) Es fällt nicht unter Z 4 lit. c oder Z 6 lit. d bis j; 
 bb) es bestehen häufig Möglichkeiten zur Veräußerung, zum Rückkauf oder zur sonstigen 

Realisierung des Instruments zu Preisen, die für die Marktbeteiligten öffentlich verfügbar 
sind und bei denen es sich entweder um Marktpreise oder um Preise handelt, die durch 
emittentenunabhängige Bewertungssysteme ermittelt oder bestätigt wurden; 

 cc) es beinhaltet keine bestehende oder potenzielle Verpflichtung für den Kunden, die über 
die Anschaffungskosten des Instruments hinausgeht und 

 dd) es sind in angemessenem Umfang Informationen über die Merkmale des 
Finanzinstruments öffentlich verfügbar, die so gut verständlich sein müssen, dass der 
durchschnittliche Privatkunde in die Lage versetzt wird, hinsichtlich eines Geschäfts mit 
dem Instrument eine informierte Entscheidung zu treffen. 

 8. Geregelter Markt: ein geregelter Markt gemäß § 1 Abs. 2 Börsegesetz 1989 – BörseG, 
BGBl. Nr. 555/1989. 

 9. Multilaterales Handelssystem (MTF): ein von einer Wertpapierfirma oder einem Marktbetreiber 
betriebenes multilaterales System, das die Interessen einer Vielzahl Dritter am Kauf und Verkauf 
von Finanzinstrumenten innerhalb des Systems nach nicht-diskretionären Regeln in einer Weise 
zusammenführt, die zu einem Vertrag gemäß den Bestimmungen des Titels II der Richtlinie 
2004/39/EG führt, das jedoch kein geregelter Markt ist. 

 10. Systematischer Internalisierer: ein Kreditinstitut oder eine über eine Zweigstelle im Inland tätige 
Wertpapierfirma gemäß § 12, die gemäß Art. 21 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 in 
organisierter und systematischer Weise häufig und regelmäßig für eigene Rechnung zur 
Ausführung von Kundenaufträgen außerhalb von geregelten Märkten und MTF mit 
Finanzinstrumenten handeln. 
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 11. Market Maker: wer auf den Finanzmärkten kontinuierlich Angebote zum An- und Verkauf von 
Finanzinstrumenten stellt und mit diesen Instrumenten Handel für eigene Rechnung und unter 
Einsatz eigenen Kapitals zu den gestellten An- und Verkaufskursen betreibt. 

 12. Kunde: jede natürliche oder juristische Person, für die ein Rechtsträger 
Wertpapierdienstleistungen oder Nebendienstleistungen erbringt und jede natürliche oder 
juristische Person gegenüber der den Rechtsträger vorvertragliche Pflichten treffen. 

 13. Professioneller Kunde: ein Kunde im Sinne von § 58 Abs. 1. 
 14. Privatkunde: ein Kunde, der kein professioneller Kunde ist. 
 15. Limitauftrag: ein Kauf- oder Verkaufsauftrag für ein Finanzinstrument zu einem festgelegten 

Kurslimit oder besser und in einem festgelegten Umfang. 
 16. Herkunftsmitgliedstaat einer Wertpapierfirma: der Herkunftsmitgliedstaat gemäß § 2 Z 6 lit. b 

BWG. 
 17. Herkunftsmitgliedstaat eines geregelten Marktes: der Mitgliedstaat, in dem der geregelte Markt 

zugelassen ist oder, sofern er gemäß dem Recht dieses Mitgliedstaates keinen Sitz hat, der 
Mitgliedstaat, in dem sich die Hauptverwaltung des geregelten Marktes befindet. 

 18. Aufnahmemitgliedstaat: der Mitgliedstaat, der nicht der Herkunftsmitgliedstaat ist und in dem 
eine Wertpapierfirma eine Zweigstelle hat oder Dienstleistungen erbringt oder Tätigkeiten 
ausübt, oder ein Mitgliedstaat, in dem ein geregelter Markt Vorkehrungen bietet, die den in 
diesem Mitgliedstaat niedergelassenen Fernmitgliedern oder -teilnehmern den Zugang zum 
Handel über sein System ermöglichen. 

 19. Zuständige Behörde: die Behörde eines Mitgliedstaates, die von diesem als zuständige Behörde 
gemäß Art. 48 der Richtlinie 2004/39/EG benannt wurde. 

 20. Vertraglich gebundener Vermittler: jede natürliche oder juristische Person, die als 
Erfüllungsgehilfe oder sonst unter vollständiger und unbedingter Haftung einer einzigen 
Wertpapierfirma oder eines einzigen Kreditinstituts Wertpapierdienstleistungen oder 
Nebendienstleistungen erbringt, Aufträge von Kunden über Wertpapierdienstleistungen oder 
Finanzinstrumente annimmt und übermittelt, Finanzinstrumente platziert oder die Dienstleistung 
der Anlageberatung erbringt; ein vertraglich gebundener Vermittler ist keine Wertpapierfirma. 

 21. Zweigstelle: eine Zweigstelle einer Wertpapierfirma gemäß § 2 Z 16 BWG, die 
Wertpapierdienstleistungen oder Anlagetätigkeiten erbringt oder ausübt, wobei 
Nebendienstleistungen zusätzlich, jedoch nicht ausschließlich ausgeübt werden können; alle 
Geschäftsstellen einer Wertpapierfirma in demselben Mitgliedstaat, deren Sitz oder 
Hauptverwaltung in einem anderen Mitgliedstaat liegen, gelten als eine einzige Zweigstelle. 

 22. Qualifizierte Beteiligung: eine qualifizierte Beteiligung im Sinne des § 2 Z 3 BWG; bei der 
Feststellung der Stimmrechte ist § 92 BörseG anzuwenden. 

 23. Mutterunternehmen: ein Mutterunternehmen im Sinne von § 2 Z 11 BWG. 
 24. Tochterunternehmen: ein Tochterunternehmen im Sinne von § 2 Z 12 BWG. 
 25. Enge Verbindungen: enge Verbindungen im Sinne des § 2 Z 28 lit. a und b BWG, wobei das 

Verhältnis im Fall des § 2 Z 28 lit. b BWG auch durch Kontrolle im Sinne von Z 26 hergestellt 
werden kann; eine Situation, in der zwei oder mehrere natürliche oder juristische Personen mit 
ein und derselben Person durch ein Kontrollverhältnis dauerhaft verbunden sind, gilt ebenfalls als 
enge Verbindung zwischen diesen Personen. 

 26. Kontrolle: ein Verhältnis zwischen einem Mutterunternehmen und einem Tochterunternehmen 
im Sinne von § 244 Abs. 1 und 2 UGB oder ein ähnliches Verhältnis zwischen einer natürlichen 
oder juristischen Person und einem Unternehmen. 

 27. persönliche Empfehlung: eine Empfehlung, die nicht ausschließlich über 
Informationsverbreitungskanäle gemäß § 48f Abs. 1 Z 7 BörseG oder für die Öffentlichkeit 
abgegeben wird und die 

 a) an einen Anleger oder potenziellen Anleger oder an einen Beauftragten eines Anlegers oder 
potenziellen Anlegers gerichtet ist und 

 b) als für die in lit. a genannten Personen geeignet dargestellt wird oder auf eine Prüfung der 
Verhältnisse der betreffenden Person gestützt ist und auf eine der folgenden Handlungen 
abzielt: 

 aa) Kauf, Verkauf, Zeichnung, Tausch, Rückkauf, Halten oder Übernahme eines bestimmten 
Finanzinstruments; 
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 bb) Ausübung oder Nichtausübung eines mit einem bestimmten Finanzinstrument 
einhergehenden Rechts betreffend Kauf, Verkauf, Zeichnung, Tausch oder Rückkauf 
eines Finanzinstruments. 

 28. dauerhafter Datenträger: jedes Medium, das es dem Kunden gestattet, an ihn persönlich 
gerichtete Informationen derart zu speichern, dass er sie in der Folge für eine für die Zwecke der 
Informationen angemessene Dauer einsehen kann, und das die unveränderte Wiedergabe der 
gespeicherten Informationen ermöglicht. 

 29. relevante Person: 
 a) Ein Gesellschafter oder ein Mitglied der Geschäftsleitung oder ein vertraglich gebundener 

Vermittler der Wertpapierfirma oder des Kreditinstituts; 
 b) ein Gesellschafter oder ein Mitglied der Geschäftsleitung eines vertraglich gebundenen 

Vermittlers der Wertpapierfirma oder des Kreditinstituts; 
 c) ein Angestellter der Wertpapierfirma, des Kreditinstituts oder eines vertraglich gebundenen 

Vermittlers sowie jede andere natürliche Person, deren Dienste der Firma, dem Institut oder 
einem vertraglich gebundenen Vermittler der Firma oder des Instituts zur Verfügung gestellt 
und von dieser oder diesem kontrolliert werden und die an den von der Firma oder dem 
Institut erbrachten Wertpapierdienstleistungen und Anlagetätigkeiten beteiligt ist; 

 d) eine natürliche Person, die im Rahmen einer Auslagerung unmittelbar an der Erbringung von 
Dienstleistungen für die Wertpapierfirma, das Kreditinstitut oder deren vertraglich 
gebundenen Vermittler beteiligt ist, welche der Wertpapierfirma oder dem Kreditinstitut die 
Erbringung von Wertpapierdienstleistungen und Anlagetätigkeiten ermöglichen. 

 30. Finanzanalyst: eine Person, die den wesentlichen Teil einer Finanzanalyse erstellt. 
 31. Auslagerung: eine Vereinbarung zwischen einer Wertpapierfirma oder einem Kreditinstitut und 

einem anderen Dienstleister, in deren Rahmen der Dienstleister anstatt der Wertpapierfirma oder 
des Kreditinstituts ein Verfahren abwickelt, eine Dienstleistung erbringt oder eine Tätigkeit 
ausführt. 

 32. Gruppe: die Gruppe, der eine Wertpapierfirma oder ein Kreditinstitut angehört, bestehend aus 
 a) einem Mutterunternehmen, dessen Tochterunternehmen und den Unternehmen, an denen das 

Mutterunternehmen oder seine Tochterunternehmen eine Beteiligung halten, sowie 
 b) mehrere Unternehmen, die untereinander nicht in einer Beziehung als Mutterunternehmen 

oder Tochterunternehmen stehen und 
 aa) die aufgrund eines untereinander geschlossenen Vertrags oder einer Satzungsbestimmung 

dieser Unternehmen einer einheitlichen Leitung unterstehen oder 
 bb) deren Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgane sich mehrheitlich aus denselben 

Personen zusammensetzen, die während des Geschäftsjahres und bis zur Aufstellung des 
konsolidierten Jahresabschlusses im Amt sind. 

 33. Geschäftsleitung: eine oder mehrere Personen, die die Geschäfte einer Wertpapierfirma, eines 
Kreditinstituts oder eines Wertpapierdienstleistungsunternehmens tatsächlich leiten. 

Im Übrigen gelten, soweit in diesem Bundesgesetz nichts Anderes bestimmt ist, die 
Begriffsbestimmungen des BWG, des Börsegesetzes und der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006. 

Ausnahmen 

§ 2. (1) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes finden keine Anwendung auf: 
 1. Versicherungsunternehmen gemäß §§ 1 und 1a Versicherungsaufsichtsgesetz – VAG, 

BGBl. Nr. 569/1978, nach Maßgabe von Abs. 2; 
 2. Personen, die Wertpapierdienstleistungen ausschließlich für ihr Mutterunternehmen, ihre 

Tochterunternehmen oder andere Tochterunternehmen ihres Mutterunternehmens erbringen; 
 3. Personen, deren Wertpapierdienstleistungen ausschließlich in der Verwaltung von Systemen der 

Arbeitnehmerbeteiligung bestehen; 
 4. Personen, die ausschließlich gemäß Z 2 und 3 Wertpapierdienstleistungen erbringen; 
 5. Personen, die nur gelegentlich Wertpapierdienstleistungen im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit 

erbringen, wenn diese Tätigkeit durch Gesetze oder Standesregeln geregelt ist, die die 
Erbringung dieser Dienstleistung nicht ausschließen; 

 6. Personen, deren Wertpapierdienstleistung oder Anlagetätigkeit nur im Handel für eigene 
Rechnung besteht, sofern sie keine Market Maker sind oder in organisierter und systematischer 
Weise häufig für eigene Rechnung außerhalb eines geregelten Marktes oder eines multilateralen 
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Handelssystems Handel treiben, indem sie ein für Dritte zugängliches System anbieten, um mit 
ihnen Geschäfte durchzuführen; 

 7. die Oesterreichische Nationalbank, ausgenommen ihre Meldepflicht gemäß § 64 Abs. 1, sowie 
andere Mitglieder des Europäischen Systems der Zentralbanken; 

 8. die Österreichische Bundesfinanzierungsagentur; 
 9. Kapitalanlagegesellschaften gemäß § 2 Abs. 1 Investmentfondsgesetz – InvFG 1993, BGBl. 

Nr. 532/1993, vorbehaltlich des Abs. 3 sowie Kapitalanlagegesellschaften für Immobilien gemäß 
§ 2 Abs. 1 Immobilien-Investmentfondsgesetz – ImmoInvFG, BGBl. I Nr. 80/2003; 

 10. Pensionskassen nach dem Pensionskassengesetz – PKG, BGBl. Nr. 281/1990, sowie 
Mitarbeitervorsorgekassen gemäß Betriebliches Mitarbeitervorsorgegesetz – BMVG, BGBl. I 
Nr. 100/2002; 

 11. Personen, die für eigene Rechnung mit Finanzinstrumenten handeln oder 
Wertpapierdienstleistungen in Bezug auf Derivatkontrakte gemäß § 1 Z 6 lit. e bis g und j für die 
Kunden ihrer Haupttätigkeit erbringen, sofern dies 

 a) auf Ebene der Unternehmensgruppe eine Nebentätigkeit zu ihrer Haupttätigkeit darstellt und 
 b) diese Haupttätigkeit weder in der Erbringung von Wertpapierdienstleistungen gemäß § 1 Z 2 

noch von Bankgeschäften gemäß § 1 Abs. 1 BWG besteht. 
Die für Kunden der Haupttätigkeit zu erbringenden Wertpapierdienstleistungen in Bezug auf 
Derivatkontrakte gemäß § 1 Z 6 lit. e bis g und j haben in einem sachlichen Zusammenhang mit 
der Haupttätigkeit zu stehen. 

 12. Personen, die im Rahmen einer anderen beruflichen Tätigkeit die Anlageberatung betreiben, die 
als solche nicht gesondert vergütet wird; 

 13. Personen, deren Haupttätigkeit im Handel für eigene Rechnung mit Waren oder Warenderivaten 
gemäß § 1 Z 6 lit. e bis g besteht, und die nicht Teil einer Unternehmensgruppe sind, deren 
Haupttätigkeit in der Erbringung von Wertpapierdienstleistungen gemäß § 1 Z 2 oder von 
Bankgeschäften gemäß § 1 Abs. 1 BWG besteht; 

 14. Unternehmen, die ausschließlich eine oder mehrere der nachstehenden 
Wertpapierdienstleistungen oder Anlagetätigkeiten erbringen, sofern Clearingmitglieder der in 
lit. a genannten Märkte oder Handelssysteme für die Erfüllung der von solchen Unternehmen an 
diesen Märkten oder in diesen Handelssystemen abgeschlossenen Geschäfte haften: 

 a) der Handel für eigene Rechnung an geregelten Märkten oder in multilateralen 
Handelssystemen, an oder in denen Derivate gehandelt werden (Derivatemärkte), und auf 
Kassamärkten nur zur Absicherung von Positionen auf den genannten Derivatemärkten; 

 b) der Handel für Rechnung anderer Mitglieder dieser Märkte; 
 c) die Stellung von An- und Verkaufsangeboten als Market Maker für Rechnung anderer 

Mitglieder dieser Märkte 
(Lokale Firmen); 

 15. Natürliche Personen, die wenngleich selbständig, eine oder mehrere Dienstleistungen gemäß § 3 
Abs. 2 Z 1 und 3 ausschließlich bezüglich Finanzinstrumenten gemäß § 1 Z 6 lit. a und c im 
Namen und auf Rechnung einer Wertpapierfirma gemäß § 3, eines 
Wertpapierdienstleistungsunternehmens, eines österreichischen Kreditinstituts oder eines 
österreichischen Versicherungsunternehmens nach Maßgabe von Abs. 2 im Inland erbringen, 
brauchen keine Konzession gemäß den §§ 3 oder 4. Das Unternehmen haftet für das Verschulden 
der Personen, deren es sich bei der Erbringung der Wertpapierdienstleistungen bedient, gemäß 
§ 1313a ABGB. In Bezug auf die Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sowie 
der übrigen für Wertpapierdienstleistungen geltenden Gesetze und Verordnungen ist  das 
Verhalten der selbständigen Vertreter jedenfalls nur dem Unternehmen selbst zuzurechnen. 

(2) Auf Versicherungsunternehmen, die die Vermittlung von Investmentfondsanteilen gemäß § 3 
Abs. 3 VAG durchführen, finden hinsichtlich dieser Tätigkeit die Bestimmungen der §§ 16 bis 25, 28, 34, 
35, 38 bis 43, 46 und 48 bis 49, 91, 92 Abs. 9 und 10 und der §§ 94 bis 96 Anwendung; sofern diese 
Versicherungsunternehmen gemäß den Vorschriften des VAG über eine hinreichend unabhängige Risiko-
Management-Funktion und eine interne Revision verfügen, können die in §§ 18 bis 20 genannten 
Aufgaben von der betreffenden Organisationseinheit ausgeübt werden. Diese Gesellschaften sind dem 
Subrechnungskreis Wertpapierdienstleistungen zuzurechnende Kostenpflichtige im Sinne des § 90 Abs. 1 
und bei der Erlassung der Verordnung nach § 90 Abs. 2 zu 67 vH zu berücksichtigen. Die auf sie 
entfallenden Beträge sind mit Bescheid vorzuschreiben. 
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(3) Auf Kapitalanlagegesellschaften gemäß § 2 Abs. 1 InvFG 1993, die Dienstleistungen nach § 3 
Abs. 2 Z 1 und 2 erbringen, finden hinsichtlich dieser Tätigkeiten die Bestimmungen der §§ 15 Abs. 3, 16 
bis 26, 29 bis 51, 52 Abs. 1 bis 4, 53, 54 Abs. 1, 91, 92 Abs. 9 und 10 und der §§ 94 bis 96 Anwendung. 
Diese Gesellschaften sind dem Subrechnungskreis Wertpapierdienstleistungen zuzurechnende 
Kostenpflichtige im Sinne des § 90 Abs. 1 und bei der Erlassung der Verordnung nach § 90 Abs. 2 zu 
67 vH zu berücksichtigen. Die auf sie entfallenden Beträge sind mit Bescheid vorzuschreiben. 

Wertpapierfirmen 

§ 3. (1) Eine Wertpapierfirma ist eine juristische Person, die ihren Sitz und ihre Hauptverwaltung in 
Österreich hat und auf Grund dieses Bundesgesetzes berechtigt ist, Wertpapierdienstleistungen und 
Anlagetätigkeiten zu erbringen. Natürliche und juristische Personen, deren Berechtigung zur Erbringung 
von Wertpapierdienstleistungen und Anlagetätigkeiten sich auf § 4, das BWG oder das BörseG gründet, 
sind keine Wertpapierfirmen. 

(2) Die gewerbliche Erbringung folgender Wertpapierdienstleistungen bedarf einer Konzession der 
FMA: 
 1. Die Anlageberatung in Bezug auf Finanzinstrumente; 
 2. die Portfolioverwaltung durch Verwaltung von Portfolios auf Einzelkundenbasis mit einem 

Ermessensspielraum im Rahmen einer Vollmacht des Kunden, sofern das Kundenportfolio ein 
oder mehrere Finanzinstrumente enthält; 

 3. Annahme und Übermittlung von Aufträgen, sofern diese Tätigkeiten ein oder mehrere 
Finanzinstrumente zum Gegenstand haben; 

 4. der Betrieb eines multilateralen Handelssystems (MTF). 

(3) Österreichische Kreditinstitute und Wertpapierfirmen sind auch zur Wertpapier- und 
Finanzanalyse und sonstigen allgemeinen Empfehlungen zu Geschäften mit Finanzinstrumenten 
berechtigt. 

(4) Die Berechtigung zur Erbringung anderer als der in Abs. 2 und 3 genannten 
Wertpapierdienstleistungen und Wertpapiernebendienstleistungen durch Unternehmen mit Sitz im Inland 
richtet sich nach dem BWG. 

(5) Die Konzession ist zu erteilen, wenn: 
 1. Das Unternehmen in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft oder einer Genossenschaft geführt  

werden soll; 
 2. das Eigenkapital mindestens die in Abs. 6 genannte Höhe beträgt und den Geschäftsleitern 

unbeschränkt und ohne Belastung in den Mitgliedstaaten zur freien Verfügung steht; 
 3. die Geschäftsleiter gemäß § 10 auf Grund ihrer Vorbildung fachlich geeignet sind und die für die 

Erbringung von Wertpapierdienstleistungen erforderlichen Eigenschaften und Erfahrungen 
haben; 

 4. das Unternehmen keine Dienstleistungen erbringt, die das Halten von Geld, Wertpapieren oder 
sonstigen Instrumenten von Kunden umfassen, so dass das Unternehmen diesbezüglich zu keiner 
Zeit Schuldner seiner Kunden werden kann; 

 5. für den Betrieb eines MTF die Allgemeinen Geschäftsbedingungen, Regeln und Verfahren den 
Anforderungen des § 67 entsprechen; 

 6. die Voraussetzungen gemäß § 5 Abs. 1 Z 2 bis 4, 6, 7 und 9 bis 14 BWG vorliegen. 
Bei einem Kreditinstitut ist für die Erteilung einer Konzession zum Betrieb eines MTF Z 4 nicht 
anzuwenden. 

(6) Das Anfangskapital einer Wertpapierfirma hat mindestens zu betragen: 
 1. 50 000 Euro, sofern der Geschäftsgegenstand ausschließlich 
 a) die Anlageberatung in Bezug auf Finanzinstrumente oder 
 b) die Annahme und Übermittlung von Aufträgen, sofern diese Tätigkeiten ein oder mehrere 

Finanzinstrumente zum Gegenstand haben, oder 
 c) beide Geschäfte gemäß lit. a und b umfasst; 
 2. 125 000 Euro, sofern der Geschäftsgegenstand die Portfolioverwaltung gemäß Abs. 2 Z 3 

umfasst; 
 3. 730 000 Euro, sofern der Geschäftsgegenstand den Betrieb eines MTF umfasst. 

(7) Wertpapierfirmen, die Dienstleistungen auf die in § 2 Abs. 1 Z 15 genannte Weise erbringen 
möchten, haben dies mit dem Antrag auf Erteilung oder Erweiterung der Konzession ausdrücklich zu 
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beantragen. Im Bescheid, mit dem die Konzession erteilt wird, ist über die Zulässigkeit der 
Dienstleistungserbringung gemäß § 2 Abs. 1 Z 15 gesondert abzusprechen. 

(8) Die Konzession ist bei sonstiger Nichtigkeit schriftlich zu erteilen; sie kann mit entsprechenden 
Bedingungen und Auflagen versehen werden, auch nur auf einzelne oder mehrere Geschäfte gemäß 
Abs. 2 lauten und Teile von einzelnen Dienstleistungen aus dem Konzessionsumfang ausnehmen. 
Hinsichtlich des Antrags auf Erteilung einer Konzession ist § 4 Abs. 3 und 5 BWG anzuwenden. 

(9) Vor Erteilung einer Konzession ist die Entschädigungseinrichtung anzuhören. 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen 

§ 4. (1) Für die gewerbliche Erbringung von Wertpapierdienstleistungen gemäß § 3 Abs. 2 Z 1 und 3 
brauchen natürliche oder juristische Personen mit Sitz und Hauptverwaltung im Inland, sofern diese im 
Rahmen der in Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 2004/39/EG angeführten Schranken erfolgt, für die Erlangung 
der Konzession die in Abs. 2 genannten Voraussetzungen solange nicht erfüllen, als die Summe der 
jährlichen Umsatzerlöse des Unternehmens 730 000 Euro nicht übersteigt. Solche Unternehmen dürfen 
sich nicht als Wertpapierfirmen bezeichnen. Sie sind ausschließlich zur Erbringung von Dienstleistungen 
im Inland berechtigt. 

(2) Folgende Konzessionsvoraussetzungen und sonstige für Wertpapierfirmen geltende 
Anforderungen müssen von Wertpapierdienstleistungsunternehmen nicht erfüllt werden: 
 1. Die in § 5 Abs. 1 Z 12 und 13 BWG genannten Voraussetzungen für Geschäftsleiter; 
 2. die Voraussetzung nach § 3 Abs. 6, wenn das Unternehmen durch eine 

Berufshaftpflichtversicherung versichert ist; 
 3. die Verpflichtung gemäß § 9 Abs. 2. 
Auf die fehlende Voraussetzung nach § 5 Abs. 1 Z 12 BWG muss in den Geschäftspapieren in geeigneter 
Form hingewiesen werden. 

(3) Die Berufshaftpflichtversicherung gemäß Abs. 2 Z 2 muss bei einem im Inland zum Betrieb des 
Versicherungsgeschäftes berechtigten Versicherungsunternehmen abgeschlossen werden und muss das 
aus der Geschäftstätigkeit resultierende Risiko abdecken. Die Haftungssumme des 
Versicherungsvertrages muss mindestens eine Million Euro für jeden einzelnen Schadensfall und eine 
Gesamtsumme von mindestens 1,5 Millionen Euro für sämtliche Schadensfälle eines Kalenderjahres 
betragen. Der Versicherer hat ein allfälliges späteres Erlöschen des Versicherungsschutzes, bei sonstiger 
Schadenersatzpflicht, der FMA unverzüglich schriftlich bekannt zu geben. Im Versicherungsvertrag ist 
vorzusehen, dass 
 1. dem Kunden ein von der Innehabung des Versicherungsscheines unabhängiger, unmittelbarer 

Anspruch gegen den Versicherer zusteht, 
 2. § 158c Abs. 1 und 2 Versicherungsvertragsgesetz 1958 – VersVG, BGBl. Nr. 2/1959, sinngemäß 

anzuwenden ist und 
 3. eine dreijährige Nachhaftung der Versicherung gilt. 

(4) Wertpapierdienstleistungsunternehmen, die Dienstleistungen auf die in § 2 Abs. 1 Z 15 genannte 
Weise erbringen möchten, haben dies mit dem Antrag auf Erteilung oder Erweiterung der Konzession 
ausdrücklich zu beantragen. Im Bescheid, mit dem die Konzession erteilt wird, ist über die Zulässigkeit 
der Dienstleistungserbringung gemäß § 2 Abs. 1 Z 15 gesondert abzusprechen. 

Rücknahme und Erlöschen der Konzession 

§ 5. (1) Die FMA kann die Konzession zurücknehmen, wenn 
 1. der Geschäftsbetrieb, auf den sie sich bezieht, nicht binnen zwölf Monaten nach Erteilung der 

Konzession aufgenommen wurde oder 
 2. der Geschäftsbetrieb, auf den sie sich bezieht, mehr als sechs Monate lang nicht ausgeübt wurde. 

(2) Die FMA hat die Konzession zurückzunehmen, wenn 
 1. sie aufgrund falscher Erklärungen oder auf sonstige rechtswidrige Weise erhalten wurde; 
 2. die Konzessionsvoraussetzungen gemäß § 3 Abs. 5 nicht mehr erfüllt sind; 
 3. in schwerwiegender Weise systematisch gegen die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sowie 

der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 verstoßen wurde, die die Bedingungen für die Ausübung 
der Tätigkeit von Wertpapierfirmen und Wertpapierdienstleistungsunternehmen regeln; 

 4. über das Vermögen der Wertpapierfirma oder des Wertpapierdienstleistungsunternehmens ein 
Konkursverfahren eröffnet wird. 
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(3) Die Zurücklegung einer Konzession ist nur schriftlich möglich und nur dann, wenn zuvor 
sämtliche Wertpapierdienstleistungen abgewickelt worden sind. Das Erlöschen der Konzession ist von 
der FMA durch Bescheid festzustellen. § 6 Abs. 4 und 5 BWG ist anzuwenden. 

Anwendung des BWG 

§ 6. Folgende Bestimmungen des BWG für Kreditinstitute finden auch auf Wertpapierfirmen und 
Wertpapierdienstleistungsunternehmen Anwendung: § 21 Abs. 1 Z 1, 3 und 5 bis 7 und Abs. 2 und 3, 
§§ 39, 40 und 41, § 73 Abs. 1 Z 1 bis 8 und 11, § 78 Abs. 8 und 9 und § 96. 

Verschwiegenheitspflicht 

§ 7. (1) Wertpapierfirmen und Wertpapierdienstleistungsunternehmen sowie die für sie tätigen 
Personen sind zur Verschwiegenheit über Geheimnisse verpflichtet, die sie ausschließlich aus 
Wertpapiergeschäften (§ 1 Abs. 1 Z 7 lit. b bis f BWG) oder Wertpapierdienstleistungen gemäß § 3 
Abs. 2 ihrer Kunden, die sie im Auftrag ihrer Kunden gemäß § 3 Abs. 2 Z 3 vermitteln oder im Rahmen 
ihrer Vollmacht gemäß § 3 Abs. 2 Z 2 für diese ausführen, erfahren haben, sofern dieser 
Verschwiegenheitspflicht keine gesetzliche Auskunftspflicht entgegensteht oder der Kunde der 
Offenbarung des Geheimnisses schriftlich zustimmt. Die Verschwiegenheitspflicht nach dem ersten Satz 
gilt weiters nicht, soweit die Offenbarung des Geheimnisses zur Klärung von Rechtsangelegenheiten aus 
dem Verhältnis zwischen Wertpapierfirmen oder Wertpapierdienstleistungsunternehmen und Kunden 
erforderlich ist. 

(2) Abs. 1 gilt auch für Entschädigungseinrichtungen, ausgenommen die gemäß den §§ 75 bis 77 
dieses Bundesgesetzes und den §§ 93 bis 93b BWG erforderliche Zusammenarbeit mit anderen 
Sicherungssystemen. 

(3) Gegenüber den Abgabenbehörden besteht eine Durchbrechung der Verschwiegenheitspflicht 
nach Abs. 1 nur im Zusammenhang mit eingeleiteten Strafverfahren wegen Finanzvergehen sowie dann, 
wenn die Auskunft oder Offenlegung zur Feststellung der eigenen Abgabepflicht des 
Wertpapierdienstleistungsunternehmens oder jener des depotführenden Kreditinstituts erforderlich ist. 

Firmenbuch 

§ 8. Wertpapierfirmen und Wertpapierdienstleistungsunternehmen dürfen nur dann in das 
Firmenbuch eingetragen werden, wenn die entsprechenden rechtskräftigen Bescheide in Urschrift oder 
beglaubigter Abschrift (Kopie) vorliegen. Die Vorlage der Bescheide entfällt, soweit die Erbringung von 
Wertpapierdienstleistungen nach § 102 zulässig ist. Das zuständige Gericht hat Beschlüsse über solche 
Firmenbucheintragungen auch der FMA zuzustellen. 

Eigenkapital 

§ 9. (1) Wertpapierfirmen und Wertpapierdienstleistungsunternehmen haben jederzeit ausreichendes 
Eigenkapital zu halten. 

(2) Das Eigenkapital von Wertpapierfirmen hat zumindest 25 vH der fixen Gemeinkosten des letzten 
festgestellten Jahresabschlusses zu betragen; als fixe Gemeinkosten gelten die Betriebsaufwendungen 
(Anlage 2 zu § 43 BWG, Teil 2, Position III), die vom jeweiligen Beschäftigungsgrad der 
Wertpapierfirma unabhängig sind und die den einzelnen Kostenträgern (Produkten) nicht direkt 
zugerechnet werden können; für Wertpapierfirmen, die ihre Geschäftstätigkeit seit weniger als einem Jahr 
ausüben, sind die im Unternehmensplan vorgesehenen fixen Gemeinkosten heranzuziehen. Ungeachtet 
dieses Eigenkapitalerfordernisses haben Wertpapierfirmen und Wertpapierdienstleistungsunternehmen 
das bei Konzessionserteilung geforderte Anfangskapital als Mindestkapital zu halten oder die 
erforderliche Berufshaftpflichtversicherung aufrecht zu halten. 

(3) Das Eigenkapital besteht aus dem eingezahlten Kapital und den offenen Rücklagen. 

(4) Sinkt das Eigenkapital auf Grund einer Auszahlung von Entschädigungen gemäß § 76 unter das 
gemäß Abs. 2 erforderliche Ausmaß, so hat die Wertpapierfirma das erforderliche Ausmaß von 25 vH der 
fixen Gemeinkosten längstens innerhalb der folgenden drei Geschäftsjahre zu erreichen. 

(5) Wertpapierfirmen haben 
 1. zur Absicherung ihres Kreditrisikos gemäß § 22 Abs. 1 Z 1 BWG Eigenmittel im Ausmaß von 

8 vH der gemäß § 22a BWG ermittelten Bemessungsgrundlage zu halten und 
 2. sofern im vorangegangenen Geschäftsjahr die Anzahl der dem Unternehmen zurechenbaren 

Mitarbeiter und vertraglich gebundenen Vermittler im Jahresdurchschnitt mehr als 100 betragen 
hat, zur Absicherung ihres operationellen Risikos zusätzlich Eigenkapital in jenem Ausmaß zu 
halten, wie es gemäß dem BWG V. Abschnitt 3. Unterabschnitt erforderlich ist. 
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(6) Andere als die in Abs. 5 Z 2 genannten Wertpapierfirmen haben zur Absicherung ihres 
operationellen Risikos zusätzlich Eigenkapital im Ausmaß von 12/88 von 25 vH der fixen Gemeinkosten 
zu halten. 

Geschäftsleiter 

§ 10. (1) Personen, die die Geschäfte von Wertpapierfirmen und Wertpapierdienstleistungs-
unternehmen tatsächlich leiten, haben über die erforderliche Zuverlässigkeit und ausreichende Erfahrung 
zu verfügen, um die solide und umsichtige Führung der Wertpapierfirmen und 
Wertpapierdienstleistungsunternehmen sicherzustellen. 

(2) Wertpapierfirmen und Wertpapierdienstleistungsunternehmen haben der FMA sämtliche 
Veränderungen in der Geschäftsleitung zusammen mit allen Informationen anzuzeigen, die erforderlich 
sind, um zu beurteilen, ob neue zur Leitung bestellte Personen über die erforderliche Zuverlässigkeit und 
ausreichende Erfahrung im Sinne von § 3 Abs. 5 Z 3 verfügen. 

(3) Die FMA hat die Konzession zurückzunehmen, wenn sie der Ansicht ist, dass die Personen, die 
die Geschäfte der Wertpapierfirmen und Wertpapierdienstleistungsunternehmen tatsächlich leiten werden, 
nicht über die erforderliche Zuverlässigkeit oder ausreichende Erfahrung verfügen, oder wenn objektive 
und nachweisbare Gründe für die Vermutung vorliegen, dass die vorgeschlagenen Veränderungen in der 
Geschäftsleitung deren solide und umsichtige Führung gefährden. 

Aktionäre oder sonstige Gesellschafter mit qualifizierten Beteiligungen 

§ 11. (1) Die FMA hat Wertpapierfirmen und Wertpapierdienstleistungsunternehmen die Konzession 
zur Erbringung von Wertpapierdienstleistungen oder zur Ausübung von Anlagetätigkeiten erst dann zu 
erteilen, wenn ihr die Namen der natürlichen oder juristischen Personen, die als Aktionäre oder sonstige 
Gesellschafter direkt oder indirekt qualifizierte Beteiligungen halten, sowie die Höhe der jeweiligen 
Beteiligungen angezeigt wurde. 

(2) Jede natürliche oder juristische Person, die beabsichtigt, eine qualifizierte Beteiligung an einer 
Wertpapierfirma oder einem Wertpapierdienstleistungsunternehmen 
 1. direkt oder indirekt zu halten oder zu veräußern, hat dies zuvor der FMA unter Angaben des 

Betrages dieser Beteiligung schriftlich anzuzeigen; 
 2. derart zu erhöhen oder zu senken, dass die Schwellen von 20 vH, 33 vH oder 50 vH der 

Stimmrechte oder des Kapitals erreicht, unter- oder überschritten werden oder dass die 
Wertpapierfirma oder das Wertpapierdienstleistungsunternehmen ihr Tochterunternehmen wird 
oder nicht mehr ihr Tochterunternehmen ist, hat das zuvor der FMA schriftlich anzuzeigen. 

(3) Unbeschadet des Abs. 4 kann die FMA innerhalb von drei Monaten nach einer Anzeige gemäß 
Abs. 2 die beabsichtigte Beteiligung untersagen, wenn sie der Ansicht ist, dass die in Abs. 2 genannten 
Personen nicht geeignet sind, die erforderliche solide und umsichtige Führung der Wertpapierfirma oder 
des Wertpapierdienstleistungsunternehmens zu gewährleisten. Untersagt die FMA die beabsichtigte 
Beteiligung nicht, so kann die FMA einen Termin vorschreiben, bis zu dem die in Abs. 2 genannten 
Absichten verwirklicht werden müssen. 

(4) Handelt es sich bei dem Erwerber der in Abs. 2 genannten Beteiligung 
 1. um eine Wertpapierfirma im Sinne von Art. 4 Abs. 1 Z 1 der Richtlinie 2004/39/EG, ein 

Kreditinstitut, Versicherungsunternehmen oder eine OGAW-Verwaltungsgesellschaft, die oder 
das in einem anderen Mitgliedstaat zugelassen ist; 

 2. um ein Mutterunternehmen einer Wertpapierfirma, eines Kreditinstituts, eines 
Versicherungsunternehmens oder einer OGAW-Verwaltungsgesellschaft, die oder das in einem 
anderen Mitgliedstaat zugelassen ist, oder 

 3. um eine Person, die eine Wertpapierfirma, ein Kreditinstitut, ein Versicherungsunternehmen oder 
eine OGAW-Verwaltungsgesellschaft kontrolliert, die oder das in einem anderen Mitgliedstaat 
zugelassen ist 

und würde das Unternehmen aufgrund des Erwerbs zu einem Tochterunternehmen des Erwerbers oder 
von diesem kontrolliert werden, so unterliegt die Beurteilung des Erwerbs der in § 99 Abs. 2 bis 4 
genannten vorherigen Konsultation. 

(5) Wertpapierfirmen und Wertpapierdienstleistungsunternehmen haben 
 1. die FMA unverzüglich darüber zu informieren, wenn sie von einem Erwerb oder einer Abtretung 

von Beteiligungen an ihrem Kapital Kenntnis erhalten, auf Grund deren diese Beteiligungen 
einen der in Abs. 2 genannten Schwellenwerte über- oder unterschreiten; 
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 2. der FMA mindestens einmal jährlich die Namen der Aktionäre oder sonstigen Gesellschafter, die 
qualifizierte Beteiligungen halten, sowie die jeweiligen Beteiligungsbeträge mitzuteilen, die zum 
Beispiel aus den Mitteilungen anlässlich der Jahreshauptversammlung der Aktionäre und 
Mitglieder oder aus den Pflichtmeldungen der Gesellschaften hervorgehen, deren übertragbare 
Wertpapiere zum Handel an einem geregelten Markt zugelassen sind. 

(6) Die FMA hat, falls der Einfluss der in Abs. 1 genannten Personen die umsichtige und solide 
Geschäftsführung der Wertpapierfirma oder des Wertpapierdienstleistungsunternehmens gefährden 
könnte, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um diesen Zustand zu beenden. Solche Maßnahmen 
sind insbesondere: 
 1. Anträge auf einstweilige Verfügungen; 
 2. Aufsichtsmaßnahmen gemäß § 92; 
 3. der Antrag, bei dem für den Sitz der Wertpapierfirmen oder des 

Wertpapierdienstleistungsunternehmens zuständigen, zur Ausübung der Gerichtsbarkeit in 
Handelssachen erster Instanz zuständigen Gerichtshof auf Anordnung des Ruhens der 
Stimmrechte für jene Aktien oder sonstigen Anteile, die von den betreffenden Aktionären oder 
sonstigen Gesellschaftern gehalten werden, 

 a) für die Dauer dieser Gefahr, wobei deren Ende vom Gerichtshof festzustellen ist, oder 
 b) bis zum Kauf dieser Aktien oder sonstigen Anteile durch Dritte nach erfolgter 

Nichtuntersagung gemäß Abs. 3; der Gerichtshof entscheidet im Verfahren außer Streitsachen. 

(7) Die FMA hat vergleichbare Maßnahmen in Bezug auf Personen zu ergreifen, die ihrer Pflicht zur 
vorherigen Information der FMA beim Erwerb oder der Erhöhung einer qualifizierten Beteiligung nicht 
nachkommen. Wird eine Beteiligung trotz Einspruchs der FMA erworben, so haben unbeschadet der zu 
verhängenden Sanktionen die Stimmrechte für jene Aktien oder sonstigen Anteile, die von den 
betreffenden Aktionären oder sonstigen Gesellschaftern gehalten werden, zu ruhen 
 1. bis zur Feststellung der FMA, dass der Erwerb der Beteiligung gemäß Abs. 3 nicht untersagt 

worden wäre oder 
 2. bis zur Feststellung der FMA, dass der Grund für die erfolgte Untersagung nicht mehr besteht. 

(8) Verfügt ein Gerichtshof das Ruhen der Stimmrechte gemäß Abs. 6 Z 3, so hat der Gerichtshof 
gleichzeitig einen Treuhänder zu bestellen, der den Anforderungen des § 5 Abs. 1 Z 3 BWG zu 
entsprechen hat, und ihm die Ausübung der Stimmrechte zu übertragen. Im Fall des Abs. 7 hat die FMA 
bei dem für den Sitz der Wertpapierfirma oder des Wertpapierdienstleistungsunternehmens zuständigen, 
zur Ausübung der Gerichtsbarkeit in Handelssachen erster Instanz zuständigen Gerichtshof die Bestellung 
eines Treuhänders unverzüglich zu beantragen, wenn ihr bekannt wird, dass die Stimmrechte ruhen. Der 
Treuhänder hat Anspruch auf Ersatz seiner Auslagen und auf Vergütung für seine Tätigkeit, deren Höhe 
vom Gericht festzusetzen ist. Die Wertpapierfirma oder das Wertpapierdienstleistungsunternehmen und 
die betreffenden Aktionäre und sonstigen Gesellschafter haften dafür zur ungeteilten Hand. Gegen 
Beschlüsse, womit die Höhe der Vergütung des Treuhänders und der ihm zu ersetzenden Auslagen 
bestimmt wird, steht den Verpflichteten der Rekurs offen. Gegen die Entscheidung des 
Oberlandesgerichtes findet ein weiterer Rechtszug nicht statt. 

2. Abschnitt 

Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit 

Wertpapierfirmen aus Mitgliedstaaten in Österreich 

§ 12. (1) Wertpapierdienstleistungen und Anlagetätigkeiten gemäß Art. 4 Abs. 1 Z 2 der Richtlinie 
2004/39/EG sowie die in Anhang I Abschnitt B der Richtlinie 2004/39/EG angeführten 
Nebendienstleistungen können von einer Wertpapierfirma im Sinne von Art. 4 Abs. 1 Z 1 der Richtlinie 
2004/39/EG, die in einem anderen Mitgliedstaat zugelassen ist, nach Maßgabe der Richtlinie 2004/39/EG 
in Österreich über eine Zweigstelle erbracht oder ausgeübt oder im Wege der Dienstleistungsfreiheit 
erbracht werden, soweit ihre Zulassung sie dazu berechtigt. Nebendienstleistungen dürfen nur in 
Verbindung mit einer Wertpapierdienstleistung oder Anlagetätigkeit erbracht werden. 

(2) Die Errichtung einer Zweigstelle in Österreich ist zulässig, wenn die zuständige Behörde des 
Herkunftsmitgliedstaates der FMA alle Angaben gemäß § 13 Abs. 1 Z 1 bis 4 und Abs. 3 übermittelt hat. 

(3) Nach Einlangen einer Mitteilung gemäß Abs. 2, spätestens jedoch nach zwei Monaten nach 
Weiterleitung der Mitteilung durch die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaates, kann die 
Zweigstelle errichtet werden und ihre Tätigkeit aufnehmen. 
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(4) Wertpapierfirmen, die Tätigkeiten in Österreich über eine Zweigstelle ausüben, haben die §§ 36, 
38 bis 59, 61 bis 66 und 69 bis 71 dieses Bundesgesetzes und die §§ 33 bis 38, 40, 41 und § 93 Abs. 8a 
BWG sowie die auf Grund dieser Bestimmungen erlassenen Verordnungen und Bescheide einzuhalten. 

(5) Die zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaates einer Wertpapierfirma gemäß Art. 4 
Abs. 1 Z 1 der Richtlinie 2004/39/EG können nach vorheriger Unterrichtung der FMA selbst in 
Wahrnehmung ihrer Pflichten bei der Zweigstelle vor Ort Ermittlungen in dieser Zweigstelle vornehmen. 

(6) Wertpapierfirmen und Marktbetreiber aus anderen Mitgliedstaaten, die ein MTF betreiben, 
können geeignete Systeme im Inland bereitstellen, um Fernnutzern oder -teilnehmern im Inland den 
Zugang zu ihren Systemen sowie deren Nutzung zu erleichtern. 

Österreichische Wertpapierfirmen in Mitgliedstaaten 

§ 13. (1) Jede Wertpapierfirma gemäß § 3, die im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates eine 
Zweigstelle errichten möchte, hat dies zuvor der FMA schriftlich anzuzeigen und dabei die folgenden 
Angaben zu übermitteln: 
 1. den Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet die Errichtung einer Zweigstelle geplant ist; 
 2. einen Geschäftsplan, in dem die Art der angebotenen Wertpapierdienstleistungen und 

Anlagetätigkeiten sowie Nebendienstleistungen sowie die Organisationsstruktur der Zweigstelle 
anzugeben sind; beabsichtigt die betreffende Wertpapierfirma, vertraglich gebundene Vermittler 
heranzuziehen, ist auch diese Absicht anzugeben; 

 3. die Anschrift, unter der im Aufnahmemitgliedstaat Unterlagen der Wertpapierfirma angefordert 
werden können; 

 4. die Namen der Geschäftsleiter der Zweigstelle. 
Ziehen Wertpapierfirmen einen vertraglich gebundenen Vermittler heran, der in einem anderen 
Mitgliedstaat als Österreich ansässig ist, so wird dieser vertraglich gebundene Vermittler der Zweigstelle 
gleichgestellt und unterliegt den für Zweigstellen geltenden Bestimmungen der Richtlinie 2004/39/EG. 

(2) Sofern die FMA in Anbetracht der geplanten Tätigkeiten der Wertpapierfirma keinen Grund hat, 
die Angemessenheit der Verwaltungsstrukturen oder der Finanzlage der Wertpapierfirma anzuzweifeln, 
hat sie die Angaben gemäß Abs. 1 innerhalb von drei Monaten nach Einlangen aller Angaben der gemäß 
Art. 56 Abs. 1 der Richtlinie 2004/39/EG als Kontaktstelle benannten zuständigen Behörde des 
Aufnahmemitgliedstaates zu übermitteln; der Wertpapierfirma gegenüber hat die FMA darüber binnen 
der obigen Frist bescheidmäßig abzusprechen. 

(3) Zusätzlich zu den Angaben gemäß Abs. 1 hat die FMA der zuständigen Behörde des 
Aufnahmemitgliedstaates genaue Angaben zu dem anerkannten Anlegerentschädigungssystem, dem die 
Wertpapierfirma angeschlossen ist, zu übermitteln. 

(4) Nach Einlangen einer Mitteilung der zuständigen Behörde des Aufnahmemitgliedstaates oder bei 
deren Nichtäußerung spätestens nach zwei Monaten nach Weiterleitung der Mitteilung durch die FMA, 
kann die Zweigstelle errichtet werden und ihre Tätigkeit aufnehmen. 

(5) Wertpapierfirmen, die im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates im Wege der 
Dienstleistungsfreiheit erstmals Wertpapierdienstleistungen erbringen oder Anlagetätigkeiten ausüben 
oder die Arten ihrer dort angebotenen Wertpapierdienstleistungen oder Anlagetätigkeiten ändern 
möchten, haben dies zuvor der FMA schriftlich anzuzeigen und dabei die folgenden Angaben zu 
übermitteln: 
 1. den Mitgliedstaat, in dem sie ihre Tätigkeit auszuüben beabsichtigen; 
 2. die in Abs. 1 Z 2 genannten Angaben. 
Auf Ersuchen der zuständigen Behörde des Aufnahmemitgliedstaates einer Wertpapierfirma, hat die 
FMA dieser Behörde innerhalb einer angemessenen Frist den oder die Namen der vertraglich gebundenen 
Vermittler zu übermitteln, die die Wertpapierfirma in jenem Mitgliedstaat heranzuziehen beabsichtigt. 

(6) Die FMA hat die Anzeige gemäß Abs. 5 innerhalb eines Monats nach Erhalt an die gemäß 
Art. 56 Abs. 1 der Richtlinie 2004/39/EG als Kontaktstelle benannte zuständige Behörde des 
Aufnahmemitgliedstaates weiterzuleiten. Die Wertpapierfirma kann dann im Aufnahmemitgliedstaat die 
betreffenden Wertpapierdienstleistungen und Anlagetätigkeiten im Wege der Dienstleistungsfreiheit 
erbringen. 

(7) Die Wertpapierfirma hat der FMA jede Änderung der nach Abs. 1 oder 5 übermittelten Angaben 
und, sofern es sich um eine Wertpapierfirma handelt, die über eine Zweigstelle in einem anderen 
Mitgliedstaat tätig ist, der Angaben nach Abs. 3 mindestens einen Monat vor deren Durchführung 
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schriftlich mitzuteilen. Die FMA hat diese Angaben der zuständigen Behörde des 
Aufnahmemitgliedstaates unverzüglich zu übermitteln. 

(8) Die FMA kann die zuständige Behörde eines Herkunftsmitgliedstaates einer Wertpapierfirma 
ersuchen, ihr den oder die Namen der vertraglich gebundenen Vermittler zu übermitteln, die diese 
Wertpapierfirma im Inland heranzuziehen beabsichtigt. Die FMA kann die von der zuständigen Behörde 
des Herkunftsmitgliedstaates erhaltenen Informationen veröffentlichen. 

(9) Eine Wertpapierfirma gemäß § 3, die ein MTF betreibt, hat der FMA anzuzeigen, in welchem 
anderen Mitgliedstaat sie ein MTF bereitzustellen beabsichtigt. Die FMA hat diese Angaben innerhalb 
eines Monats an den Mitgliedstaat, in dem die Wertpapierfirma ein MTF bereitstellen möchte, zu 
übermitteln. Weiters hat die FMA der zuständigen Behörde des Aufnahmemitgliedstaates des MTF auf 
deren Ersuchen innerhalb einer angemessenen Frist die Namen der Mitglieder oder Teilnehmer des in 
jenem Mitgliedstaat niedergelassenen MTF zu übermitteln. 

Aufsicht im Rahmen der Niederlassungsfreiheit 

§ 14. (1) Zweigstellen von Wertpapierfirmen gemäß § 12 haben die Beachtung der §§ 36, 38 bis 59, 
61 bis 66 und 69 bis 71 durch Abschlussprüfer prüfen zu lassen. Über das Ergebnis der Prüfung ist ein 
Prüfungsbericht zu erstellen und erforderlichenfalls zu erläutern. Dieser Bericht ist von den Zweigstellen 
von Wertpapierfirmen innerhalb von sechs Monaten nach Abschluss des Geschäftsjahres der FMA zu 
übermitteln. 

(2) Der Prüfungsbericht ist so zeitgerecht zu erstellen und den Geschäftsleitern der Zweigstellen von 
Wertpapierfirmen aus Mitgliedstaaten in Österreich zu übermitteln, dass die in Abs. 1 genannte 
Vorlagefrist eingehalten werden kann. 

(3) Die Angaben gemäß Abs. 1 sind in deutscher Sprache zu erstellen. 

2. Hauptstück 

Organisatorische Anforderungen 

1. Abschnitt 

Organisation 

Rechtsträger 

§ 15. (1) Rechtsträger im Sinne dieses Hauptstückes sind Kreditinstitute, Wertpapierfirmen, 
Wertpapierdienstleistungsunternehmen, Versicherungsunternehmen nach Maßgabe von § 2 Abs. 2 sowie 
Zweigstellen von Wertpapierfirmen nach Maßgabe von § 12 Abs. 4 und Kreditinstituten nach Maßgabe 
von § 9 Abs. 7 BWG aus Mitgliedstaaten. 

(2) Folgende Bestimmungen gelten nicht für Wertpapierdienstleistungsunternehmen: 
 1. Das Erfordernis einer unabhängigen Compliance-Funktion gemäß § 18 Abs. 3 und 4; 
 2. das Erfordernis einer unabhängigen Risiko-Management-Funktion gemäß § 19 Abs. 2; 
 3. das Erfordernis einer getrennten unabhängigen internen Revision gemäß § 20 und 
 4. § 28 dahin gehend, dass Wertpapierdienstleistungsunternehmen keine vertraglich gebundenen 

Vermittler heranziehen dürfen. 

(3) Bei Kreditinstituten, die gemäß der Vorschriften des BWG über eine hinreichend unabhängige 
Risiko-Management-Funktion und eine interne Revision verfügen, können die in §§ 18 bis 20 genannten 
Aufgaben von der betreffenden Organisationseinheit ausgeübt werden. 

Bedingungen für die Bereitstellung von Informationen 

§ 16. (1) Schreibt dieses Bundesgesetz die Bereitstellung von Informationen auf einem dauerhaften 
Datenträger vor, so ist die Verwendung eines anderen dauerhaften Datenträgers als Papier nur zulässig, 
wenn 
 1. die Bereitstellung dieser Informationen über dieses Medium den Rahmenbedingungen, unter 

denen das Geschäft zwischen einem Rechtsträger und dem Kunden ausgeführt wird oder werden 
soll, angemessen ist und 

 2. dem Kunden die Wahlmöglichkeit mitgeteilt wird, diese Informationen auf Papier oder auf einem 
anderen dauerhaften Datenträger zu erhalten, und dieser sich ausdrücklich für Letzteres 
entscheidet. 
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(2) Stellt ein Rechtsträger einem Kunden gemäß § 40, § 42 und § 54 Abs. 2 Informationen, die nicht 
an ihn persönlich gerichtet sind, über eine Website zur Verfügung, so sind folgende Bedingungen 
einzuhalten: 
 1. Die Bereitstellung dieser Informationen über dieses Medium ist den Rahmenbedingungen, unter 

denen das Geschäft zwischen einem Rechtsträger und dem Kunden ausgeführt wird oder werden 
soll, angemessen; 

 2. der Kunde muss der Bereitstellung dieser Informationen in dieser Form ausdrücklich zustimmen; 
 3. die Adresse der Website und die Stelle, an der die Informationen auf dieser Website zu finden 

sind, müssen dem Kunden auf elektronischem Wege mitgeteilt werden; 
 4. die Informationen müssen aktuell sein und über diese Website laufend abgefragt werden können 

und zwar so lange, wie sie für den Kunden nach vernünftigem Ermessen einsehbar sein müssen. 

(3) Die Bereitstellung von Informationen auf elektronischem Wege gilt als angemessen im Sinne des 
Abs. 1 Z 1 und des Abs. 2 Z 1, wenn der Kunde nachweislich über einen regelmäßigen Zugang zum 
Internet verfügt. Dies gilt als nachgewiesen, wenn der Kunde für die Ausführung dieses Geschäfts eine  
E-Mail Adresse angegeben hat. 

Allgemeine organisatorische Anforderungen 

§ 17. (1) Ein Rechtsträger hat 
 1. Entscheidungsprozesse und eine Organisationsstruktur, durch die Berichtspflichten und 

zugewiesene Funktionen und Aufgaben klar dokumentiert sind, einzurichten und laufend 
anzuwenden; 

 2. dafür zu sorgen, dass alle relevanten Personen die Verfahren, die für eine ordnungsgemäße 
Erfüllung ihrer Aufgaben einzuhalten sind, kennen; 

 3. angemessene interne Kontrollmechanismen, die die Einhaltung von Beschlüssen und Verfahren 
auf allen Ebenen sicherstellen, einzurichten und laufend aufrecht zu erhalten; 

 4. dafür zu sorgen, dass die Aufgaben von Mitarbeitern erfüllt werden, die über die notwendigen 
Fähigkeiten, Kenntnisse und Erfahrungen verfügen; 

 5. auf allen maßgeblichen Ebenen eine reibungslos funktionierende interne Berichterstattung und 
Weitergabe von Informationen einzurichten und laufend sicherzustellen; 

 6. angemessene und systematische Aufzeichnungen über seine Geschäftstätigkeit und interne 
Organisation zu führen und 

 7. dafür zu sorgen, dass die ordentliche, redliche und professionelle Erfüllung der einzelnen 
Funktionen auch dann gewährleistet ist, wenn relevante Personen mehrere Funktionen ausüben. 

Dabei ist der Art, dem Umfang und der Komplexität der Geschäftstätigkeit des Rechtsträgers sowie der 
Art und dem Umfang der erbrachten Wertpapierdienstleistungen und Anlagetätigkeiten Rechnung zu 
tragen. 

(2) Ein Rechtsträger hat weiters angemessene Systeme und Verfahren zum Schutz von Sicherheit, 
Integrität und Vertraulichkeit von Informationen einzurichten und laufend anzuwenden und dabei der Art 
dieser Informationen Rechnung zu tragen. 

(3) Ein Rechtsträger hat angemessene Vorkehrungen zu treffen, um die Kontinuität und 
Regelmäßigkeit der Wertpapierdienstleistungen und Anlagetätigkeiten zu gewährleisten. Zu diesem 
Zweck hat er geeignete und angemessene Systeme, Ressourcen und Verfahren einzurichten und sonstige 
angemessene Vorkehrungen zu treffen, die bei einer Unterbrechung seiner Systeme und Verfahren 
gewährleisten, dass wesentliche Daten und Funktionen erhalten bleiben und Wertpapierdienstleistungen 
und Anlagetätigkeiten fortgeführt werden können. Sollte dies nicht möglich sein, müssen diese Daten und 
Funktionen rechtzeitig zurück gewonnen werden können, damit die Wertpapierdienstleistungen und 
Anlagetätigkeiten rechtzeitig wieder aufgenommen werden können. 

(4) Die Angemessenheit und Wirksamkeit der nach Abs. 1 und 2 geschaffenen Systeme, internen 
Kontrollmechanismen und Vorkehrungen sind zu überwachen, regelmäßig zu bewerten und die zur 
Behebung etwaiger Mängel erforderlichen Maßnahmen sind zu ergreifen. 

(5) Ein Rechtsträger hat wirksame und transparente Verfahren für die angemessene und 
unverzügliche Bearbeitung von Beschwerden von Privatkunden einzurichten und laufend anzuwenden. 
Jede Beschwerde sowie die Aufzeichnung der zu ihrer Erledigung getroffenen Maßnahmen sind 
aufzubewahren. 
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Einhaltung der Vorschriften („Compliance“) 

§ 18. (1) Ein Rechtsträger hat durch Festlegung angemessener Strategien und Verfahren dafür zu 
sorgen, dass er selbst, seine Geschäftsleitung, Beschäftigten und vertraglich gebundenen Vermittler den 
Verpflichtungen dieses Bundesgesetzes sowie den Vorkehrungen für persönliche Geschäfte gemäß § 24 
dieser Personen nachkommen. 

(2) Der Rechtsträger hat angemessene Grundsätze und Verfahren festzulegen und laufend 
einzuhalten, die darauf ausgelegt sind, jedes Risiko einer etwaigen Missachtung der in diesem 
Bundesgesetz festgelegten Pflichten sowie die damit verbundenen Risiken aufzudecken. Durch 
angemessene Maßnahmen und Verfahren sind diese Risiken auf ein Mindestmaß zu beschränken. Hierbei 
ist zu gewährleisten, dass der FMA alle erforderlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt werden, sodass 
sie ihre Befugnisse wirksam ausüben kann. Der Art, dem Umfang und der Komplexität der 
Geschäftstätigkeit des Rechtsträgers sowie der Art und dem Umfang der erbrachten 
Wertpapierdienstleistungen und Anlagetätigkeiten ist Rechnung tragen. 

(3) Ein Rechtsträger hat eine unabhängige Compliance-Funktion dauerhaft einzurichten, die 
folgende Aufgaben hat: 
 1. Die Überwachung und regelmäßige Bewertung der Angemessenheit und Wirksamkeit der  

Verfahren gemäß Abs. 1, sowie der Maßnahmen, die zur Behebung etwaiger Mängel 
unternommen wurden; 

 2. die Beratung und Unterstützung der für Wertpapierdienstleistungen und Anlagetätigkeiten 
zuständigen relevanten Personen im Hinblick auf die Einhaltung der in diesem Hauptstück für 
den Rechtsträger festgelegten Pflichten. 

(4) Damit die Compliance-Funktion ihre Aufgaben ordnungsgemäß und unabhängig wahrnehmen 
kann, hat der Rechtsträger Folgendes zu gewährleisten: 
 1. Die mit der Funktion betrauten Personen müssen über die notwendigen Befugnisse, Ressourcen 

und Fachkenntnisse verfügen und zu allen für sie relevanten Informationen Zugang haben; 
 2. es ist ein Compliance-Beauftragter zu benennen, der für die Compliance-Funktion und die 

Erstellung eines Tätigkeitsberichts verantwortlich ist; 
 3. relevante Personen, die in diese Funktion eingebunden sind, dürfen nicht in die Dienstleistungen 

oder Tätigkeiten eingebunden werden, die sie überwachen; 
 4. das Verfahren, nach dem die Vergütung der in diese Funktion eingebundenen relevanten 

Personen bestimmt wird, darf weder deren Objektivität beeinträchtigen noch dazu geeignet sein. 
Die unter Z 3 und 4 genannten Anforderungen müssen nicht erfüllt werden, wenn der Rechtsträger 
nachweist, dass diese aufgrund der Art, dem Umfang und der Komplexität seiner Geschäftstätigkeit sowie 
der Art und dem Umfang der erbrachten Wertpapierdienstleistungen und Anlagetätigkeiten 
unverhältnismäßig sind und die Compliance-Funktion auch ohne Erfüllung dieser Anforderungen 
einwandfrei ihre Aufgabe erfüllt. 

Risikomanagement 

§ 19. (1) Ein Rechtsträger hat über eine ordnungsgemäße Verwaltung und Buchhaltung, interne 
Kontrollmechanismen, effiziente Verfahren zur Risikobewertung sowie wirksame Kontroll- und 
Sicherheitsmechanismen für Datenverarbeitungssysteme zu verfügen und hat insbesondere 
 1. angemessene Leitlinien und Verfahren für sein Risikomanagement festzulegen, die die mit seinen 

Geschäften, Abläufen und Systemen verbundenen Risiken erfassen; diese Leitlinien und 
Verfahren sind laufend anzuwenden; 

 2. zur Steuerung der mit seinen Geschäften, Abläufen und Systemen verbundenen Risiken 
wirksame Vorkehrungen zu treffen und wirksame Abläufe und Mechanismen festzulegen; dabei 
hat der Rechtsträger eine Risikotoleranzschwelle für die Abläufe und Mechanismen festzulegen; 

 3. Folgendes zu überwachen: 
 a) Die Angemessenheit und Wirksamkeit der von dem Rechtsträger für das Risikomanagement 

festgelegten Leitlinien und Verfahren; 
 b) die Einhaltung der nach Z 2 festgelegten Vorkehrungen, Abläufe und Mechanismen durch den 

Rechtsträger und seine relevanten Personen; 
 c) die Angemessenheit und Wirksamkeit der Maßnahmen, mit denen etwaige Unzulänglichkeiten 

dieser Leitlinien, Verfahren, Vorkehrungen, Abläufe und Mechanismen, einschließlich ihrer 
Missachtung durch die relevanten Personen, behoben werden sollen. 

(2) Ein Rechtsträger hat eine unabhängige Risikomanagement-Funktion dauerhaft einzurichten, 
soweit dies angesichts der Art, dem Umfang und der Komplexität seiner Geschäftstätigkeit sowie der Art 
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und dem Umfang der erbrachten Wertpapierdienstleistungen und Anlagetätigkeiten angemessen und 
verhältnismäßig ist. Diese hat folgende Aufgaben: 
 1. Die Anwendung der in Abs. 1 genannten Leitlinien und Verfahren und 
 2. die Berichterstattung an die Geschäftsleitung gemäß § 21 Abs. 2 und deren Beratung. 

(3) Ist ein Rechtsträger nicht zur Einrichtung einer unabhängigen Risikomanagement-Funktion 
gemäß Abs. 2 verpflichtet, muss er dennoch nachweisen können, dass die von ihm gemäß Abs. 1 
festgelegten Leitlinien und Verfahren den dort festgelegten Anforderungen entsprechen und 
uneingeschränkt wirksam sind. 

Interne Revision 

§ 20. Ein Rechtsträger hat eine von seinen übrigen Funktionen und Tätigkeiten getrennte und 
unabhängige interne Revision dauerhaft einzurichten, soweit dies angesichts der Art, dem Umfang und 
der Komplexität seiner Geschäftstätigkeit sowie der Art und dem Umfang der erbrachten 
Wertpapierdienstleistungen und Anlagetätigkeiten angemessen und verhältnismäßig ist. Diese hat 
folgende Aufgaben: 
 1. Die Erstellung und dauerhafte Umsetzung eines Revisionsprogramms mit dem Ziel, die 

Angemessenheit und Wirksamkeit der Systeme, internen Kontrollmechanismen und 
Vorkehrungen des Rechtsträgers zu prüfen und zu bewerten; 

 2. die Ausgabe von Empfehlungen auf der Grundlage der Ergebnisse der gemäß Z 1 ausgeführten 
Aufgaben; 

 3. die Überprüfung der Einhaltung dieser Empfehlungen und 
 4. die Erstellung von Tätigkeitsberichten gemäß § 21 Abs. 2. 
Bei einem Kreditinstitut können diese Aufgaben von der gemäß § 42 BWG eingerichteten internen 
Revision wahrgenommen werden. 

Zuständigkeiten der Geschäftsleitung 

§ 21. (1) Für die Erfüllung der in diesem Bundesgesetz festgelegten Pflichten ist die 
Geschäftsleitung verantwortlich. Die Geschäftsleitung ist insbesondere verpflichtet, die Wirksamkeit der 
zur Einhaltung der in diesem Bundesgesetz festgelegten Pflichten, vom Rechtsträger festgelegten 
Leitlinien, Vorkehrungen und Verfahren zu bewerten und regelmäßig zu überprüfen und angemessene 
Maßnahmen zur Behebung etwaiger Mängel zu ergreifen. Hat der Rechtsträger ein Aufsichtsorgan, so hat 
dieses im Rahmen der gesellschaftsrechtlichen Vorschriften die Geschäftsleitung in Bezug auf die 
Einhaltung ihrer Pflichten zu überwachen. 

(2) Soweit in den §§ 18 bis 20 die Erstellung von Berichten vorgesehen ist, sind diese schriftlich und 
regelmäßig, zumindest einmal jährlich zu erstatten. Diese haben eine Zusammenfassung der Tätigkeit der 
jeweiligen Funktion zu enthalten und es ist insbesondere anzugeben, ob zur Behebung etwaiger Mängel 
geeignete Maßnahmen getroffen wurden. Sofern ein Rechtsträger über ein Aufsichtsorgan verfügt, sind 
diese Berichte auch an dieses weiterzuleiten. 

Verpflichtung zum Führen von Aufzeichnungen 

§ 22. (1) Ein Rechtsträger hat Aufzeichnungen über alle seine Dienstleistungen und Geschäfte zu 
führen, aufgrund der die FMA die Einhaltung der Anforderungen dieses Bundesgesetzes überprüfen und 
sich vor allem vergewissern kann, ob der Rechtsträger sämtliche Verpflichtungen gegenüber seinen 
Kunden eingehalten hat. Der Rechtsträger hat hierbei Art. 7 und 8 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 zu 
beachten. 

(2) Ein Rechtsträger hat alle nach diesem Bundesgesetz erforderlichen Aufzeichnungen mindestens 
fünf Jahre lang aufzubewahren, sofern nicht einer der folgenden Fälle vorliegt: 
 1. Die Aufzeichnungen, in denen die Rechte und Pflichten des Rechtsträgers gegenüber seinen 

Kunden im Rahmen eines Dienstleistungsvertrags oder die Bedingungen, unter denen der 
Rechtsträger Dienstleistungen für den Kunden erbringt, festgehalten sind, sind mindestens für die 
Dauer der Geschäftsbeziehung aufzubewahren; 

 2. bei Vorliegen von außergewöhnlichen Umständen kann die FMA verlangen, dass ein 
Rechtsträger einzelne oder alle derartigen Aufzeichnungen während eines längeren, durch die Art 
des Instruments oder Geschäfts gerechtfertigten Zeitraums aufbewahrt, sofern dies notwendig ist, 
damit die FMA ihre Aufsichtsfunktion nach diesem Bundesgesetz ausüben kann. 

Die FMA kann in dem Bescheid, mit dem über die Rücknahme oder das Erlöschen der Konzession 
abgesprochen wird, anordnen, dass die Aufzeichnungen bis zum Ablauf eines höchstens fünfjährigen 
Zeitraums aufzubewahren sind. 
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(3) Die Aufzeichnungen sind auf einem Datenträger aufzubewahren, damit diese der FMA auch in 
Zukunft zugänglich gemacht werden können. Zusätzlich müssen folgende Bedingungen erfüllt sein: 
 1. Die Aufzeichnungen müssen der FMA unverzüglich zugänglich gemacht werden können und 

jede wichtige Phase der Bearbeitung sämtlicher Geschäfte muss rekonstruierbar sein; 
 2. jegliche Korrekturen oder sonstige Änderungen sowie der Inhalt der Aufzeichnungen vor diesen 

Korrekturen oder Änderungen müssen leicht feststellbar sein und 
 3. die Aufzeichnungen müssen ausreichend gegen Manipulationen oder sonstige unbefugte 

Veränderungen geschützt sein. 

(4) Die FMA hat ein Verzeichnis der Mindestaufzeichnungspflichten, die Rechtsträger nach diesem 
Bundesgesetz erfüllen müssen, zu führen und auf ihrer Homepage zu veröffentlichen. 

(5) Die FMA ist für die Kontrolle der Einhaltung von Abs. 1 bis 3 in Bezug auf die von Zweigstellen 
von Wertpapierfirmen und Kreditinstituten mit Sitz in einem Mitgliedstaat oder einem Drittland 
getätigten Geschäfte verantwortlich. Davon unbeschadet bleibt die direkte Zugriffsmöglichkeit der 
zuständigen Aufsichtsbehörde des Herkunftsmitgliedstaates des Rechtsträgers auf diese Aufzeichnungen. 

Persönliches Geschäft 

§ 23. Für die Zwecke der §§ 24 und 37 ist ein „persönliches Geschäft“ ein Geschäft mit einem 
Finanzinstrument, das von einer relevanten Person für eigene Rechnung oder für Rechnung Dritter 
getätigt wird und 
 1. die relevante Person außerhalb ihres Aufgabenbereichs handelt, für den sie bei dem 

Rechtsträger zuständig ist oder 
 2. das Geschäft für Rechnung einer der folgenden Personen erfolgt: 
 a) der relevanten Person, 
 b) einer Person, zu der sie eine familiäre Bindung im Sinne des § 48a Abs. 1 Z 9 lit. a bis c 

BörseG oder eine enge Verbindung hat, 
 c) einer Person, deren Verhältnis zur relevanten Person so beschaffen ist, dass Letztere ein 

direktes oder indirektes wesentliches Interesse am Ausgang des Geschäfts hat; dies gilt nicht, 
wenn das Interesse ausschließlich in einer Gebühr oder Provision für die Abwicklung des 
Geschäfts besteht. 

Arten der persönlichen Geschäfte 

§ 24. (1) Ein Rechtsträger hat angemessene Vorkehrungen zu treffen und dauernd einzuhalten, um 
relevante Personen, deren Tätigkeiten zu einem Interessenkonflikt Anlass geben könnten, oder die 
aufgrund von Tätigkeiten, die sie im Namen des Rechtsträgers ausüben, Zugang zu Insider-Informationen 
im Sinne von § 48a Abs. 1 Z 1 BörseG oder zu anderen vertraulichen Informationen über Kunden oder 
über Geschäfte haben, die mit oder für Kunden getätigt werden, daran zu hindern, 
 1. ein persönliches Geschäft zu tätigen, bei dem zumindest eine der folgenden Voraussetzungen 

erfüllt ist: 
 a) die Person darf das Geschäft gemäß den §§ 48b bis 48d BörseG oder einer in einem anderen 

Mitgliedstaat auf Grund der Richtlinie 2003/6/EG erlassenen Vorschrift nicht tätigen; 
 b) das Geschäft geht mit dem Missbrauch oder der vorschriftswidrigen Weitergabe der 

vertraulichen Informationen einher; 
 c) das Geschäft verstößt gegen eine Pflicht des Rechtsträgers nach diesem Bundesgesetz oder es 

besteht Grund zur Annahme, dass es gegen eine solche verstoßen könnte; 
 2. außerhalb ihres regulären Beschäftigungsverhältnisses oder Dienstleistungsvertrags einer anderen 

Person ein Geschäft mit Finanzinstrumenten zu empfehlen, das, wenn es sich um ein 
persönliches Geschäft der relevanten Person handeln würde, unter Z 1, § 37 Abs. 2 Z 1 oder 2 
oder § 55 Abs. 4 fallen würde, oder die andere Person zu einem solchen Geschäft zu veranlassen; 

 3. außerhalb ihres regulären Beschäftigungsverhältnisses oder Dienstleistungsvertrags 
Informationen oder Meinungen an eine andere Person weiterzugeben, wenn die relevante Person 
weiß oder nach vernünftigem Ermessen wissen müsste, dass diese Weitergabe die andere Person 
dazu veranlasst oder veranlassen kann, 

 a) ein Geschäft mit Finanzinstrumenten zu tätigen, das, wenn es sich um ein persönliches 
Geschäft der relevanten Person handeln würde, unter Z 1, § 37 Abs. 2 Z 1 oder 2 oder § 55 
Abs. 4 fallen würde, oder 

 b) einer anderen Person ein solches Geschäft zu empfehlen oder eine andere Person zu einem 
solchen Geschäft zu veranlassen. 
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(2) Die in Abs. 1 vorgeschriebenen Vorkehrungen müssen insbesondere Folgendes gewährleisten: 
 1. Jede unter Abs. 1 fallende relevante Person hat die Beschränkungen bei persönlichen Geschäften 

und die Maßnahmen, die der Rechtsträger im Hinblick auf persönliche Geschäfte und 
Informationsweitergabe gemäß Abs. 1 getroffen hat, zu kennen. 

 2. Der Rechtsträger ist unverzüglich über jedes persönliche Geschäft einer unter Abs. 1 fallenden 
relevanten Person zu unterrichten. Dies kann entweder durch Meldung des Geschäfts oder durch 
andere Verfahren, die dem Rechträger die Feststellung solcher Geschäfte ermöglichen, erfolgen. 
Wenn der Rechtsträger Aufgaben ausgelagert hat, hat er sicherzustellen, dass der Dienstleister 
persönliche Geschäfte aller relevanten Personen festhält und dem Rechtsträger auf Verlangen 
unverzüglich mitteilt. 

 3. Ein dem Rechtsträger gemeldetes oder von ihm festgestelltes persönliches Geschäft sowie jede 
Erlaubnis und jedes Verbot im Zusammenhang mit einem solchen Geschäft ist festzuhalten. 

(3) Von Abs. 1 und 2 sind ausgenommen: 
 1. persönliche Geschäfte, die im Rahmen eines Vertrags über die Portfolioverwaltung mit 

Entscheidungsspielraum getätigt werden, sofern vor Abschluss des Geschäfts keine 
diesbezüglichen Kontakte zwischen dem Portfolioverwalter und der relevanten Person oder der 
Person, für deren Rechnung das Geschäft getätigt wird, stattfinden; 

 2. persönliche Geschäfte mit Anteilen an Organismen für gemeinsame Anlagen gemäß § 2 Z 35 
lit. a und b BWG; dies gilt auch für Anteile an sonstigen Anteilen an Organismen für 
gemeinsame Anlagen, die nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates einem gleich hohen 
Maß an Risikostreuung unterliegen und diesbezüglich beaufsichtigt werden; die relevante Person 
und jede andere Person, für deren Rechnung die Geschäfte getätigt werden, dürfen nicht an der 
Geschäftsleitung des betreffenden Organismus beteiligt sein. 

2. Abschnitt 

Auslagerung und Heranziehung von vertraglich gebundenen Vermittlern 

Auslagerung von wesentlichen betrieblichen Aufgaben an Dienstleister 

§ 25. (1) Ein Rechtsträger hat sicherzustellen, dass beim Rückgriff auf Dritte (Dienstleister) zur 
Wahrnehmung betrieblicher Aufgaben, die für die kontinuierliche und zufrieden stellende Erbringung von 
Dienstleistungen für Kunden und Ausübung von Anlagetätigkeiten wesentlich sind, angemessene 
Vorkehrungen gemäß Anlage 1 zu § 25 getroffen werden, um unnötige zusätzliche Geschäftsrisiken zu 
vermeiden. Die Auslagerung wesentlicher betrieblicher Aufgaben an Dienstleister darf jedenfalls nicht so 
erfolgen, dass die Qualität der internen Kontrolle oder die Möglichkeit der FMA zu überprüfen, ob das 
Unternehmen sämtlichen Anforderungen genügt, wesentlich beeinträchtigt werden. Bei Abschluss, 
Durchführung oder Kündigung einer Vereinbarung über die Auslagerung von wesentlichen betrieblichen 
Aufgaben, Wertpapierdienstleistungen oder Anlagetätigkeiten an einen Dienstleister ist mit der gebotenen 
Professionalität und Sorgfalt zu verfahren. Insbesondere ist eine klare Aufteilung der Rechte und 
Pflichten zwischen dem Rechtsträger und dem Dienstleister in Form einer schriftlichen Vereinbarung 
vorzunehmen. 

(2) Eine betriebliche Aufgabe ist wesentlich im Sinne von Abs. 1, wenn deren unzureichende oder 
unterlassene Wahrnehmung die jederzeitige Einhaltung der Konzessionsvoraussetzungen oder der 
anderen Verpflichtungen nach diesem Bundesgesetz, die finanzielle Leistungsfähigkeit des Rechtsträgers 
oder die Solidität oder Kontinuität der Wertpapierdienstleistungen und Anlagetätigkeiten wesentlich 
beeinträchtigen würde. Folgende Aufgaben werden jedenfalls nicht als wesentlich betrachtet: 
 1. Für einen Rechtsträger erbrachte Beratungs- und andere Dienstleistungen, die nicht Teil seines 

Anlagegeschäfts sind, insbesondere die Beratung in Rechtsfragen, Mitarbeiterschulungen, die 
Buchhaltung und die Bewachung von Gebäuden und Schutz von Mitarbeitern; 

 2. der Erwerb standardisierter Dienstleistungen, wie insbesondere Marktinformationsdienste und 
Preisdaten. 

(3) Ein Rechtsträger, der wesentliche betriebliche Aufgaben oder Wertpapierdienstleistungen oder 
Anlagetätigkeiten auslagert, ist für die Erfüllung aller seiner Verpflichtungen nach diesem Bundesgesetz 
verantwortlich und hat insbesondere Folgendes zu gewährleisten: 
 1. Die Auslagerung darf nicht zu einer Delegation der Aufgaben der Geschäftsleitung führen; 
 2. das Verhältnis und die Pflichten des Rechtsträgers gegenüber seinen Kunden müssen unverändert 

bleiben; 
 3. die Voraussetzungen für eine Konzession nach § 3 oder § 4 BWG müssen weiterhin erfüllt sein. 
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Sofern der Rechtsträger und der Dienstleister ein und derselben Gruppe angehören, kann berücksichtigt 
werden, in welchem Umfang er den Dienstleister kontrolliert oder sein Handeln beeinflussen kann. 

(4) Auf deren Verlangen hat der Rechtsträger der FMA alle Informationen zur Verfügung zu stellen, 
die notwendig sind, um zu überwachen, ob die Anforderungen dieses Bundesgesetzes betreffend die 
Auslagerung von Aufgaben eingehalten werden. 

Auslagerung von Privatkundenportfolios an Dienstleister im Drittland 

§ 26. (1) Die Verwaltung von Privatkundenportfolios darf nur dann an einen Dienstleister mit Sitz in 
einem Drittland ausgelagert werden, wenn zusätzlich zu den Anforderungen gemäß § 25 die folgenden 
Bedingungen eingehalten werden: 
 1. Der Dienstleister muss in seinem Herkunftsland für die Erbringung dieser Dienstleistung 

zugelassen oder registriert sein und einer behördlichen Beaufsichtigung hinsichtlich seiner 
Dienstleistungen unterliegen und 

 2. zwischen der FMA und der Aufsichtsbehörde des Herkunftslandes des Dienstleisters muss eine 
angemessene Kooperationsvereinbarung bestehen. 

(2) Ist eine der in Abs. 1 genannten Bedingungen nicht erfüllt, darf die Verwaltung von 
Privatkundenportfolios nur dann an einen Drittlandsdienstleister ausgelagert werden, wenn der FMA der 
Inhalt der Auslagerungsvereinbarung mitgeteilt wurde und diese innerhalb von drei Monaten nach Erhalt 
der Meldung keine Einwände gegen die Auslagerung erhoben hat. 

(3) Die FMA hat mit Verordnung Grundsätze für die unter Abs. 2 fallende Auslagerung der 
Verwaltung von Privatkundenportfolios an Drittlandsdienstleister zu erlassen und auf ihrer Homepage zu 
veröffentlichen. Diese Verordnung hat Beispiele für Fälle zu enthalten, in denen die FMA für den Fall, 
dass eine der in Abs. 1 Z 1 und 2 genannten Bedingungen nicht erfüllt ist, unter gewöhnlichen Umständen 
keine Einwände gegen eine Auslagerung gemäß Abs. 2 erheben würde. Die FMA hat in der 
Veröffentlichung zu begründen, warum eine Auslagerung in diesen Fällen nach Auffassung der FMA 
einen Rechtsträger nicht in seiner Fähigkeit einschränkt, die in § 25 festgelegten Pflichten zu erfüllen. 

(4) Die FMA hat ein Verzeichnis der Aufsichtsbehörden aus Drittländern, mit denen 
Kooperationsvereinbarungen geschlossen wurden, die für die Zwecke des Abs. 1 Z 2 als angemessen zu 
betrachten sind, auf ihrer Homepage zu veröffentlichen. 

Erbringung von Dienstleistungen über einen anderen Rechtsträger 

§ 27. (1) Ein Rechtsträger, der von einem anderen Rechtsträger den Auftrag erhält, 
Wertpapierdienstleistungen oder Nebendienstleistungen im Namen eines Kunden zu erbringen, darf sich 
auf Kundeninformationen stützen, die von dem anderen Rechtsträger weitergeleitet wurden. Die 
Verantwortung für die Vollständigkeit und Richtigkeit der weitergeleiteten Kundeninformation trägt der 
Rechtsträger, der den Auftrag erteilt hat. 

(2) Der Rechtsträger, der einen Auftrag gemäß Abs. 1 erhält, darf sich auch auf Empfehlungen in 
Bezug auf die Dienstleistung oder das Geschäft verlassen, die dem Kunden von dem anderen Rechtsträger 
gegeben wurden. Die Verantwortung für die Eignung der Empfehlungen oder der Beratung für den 
Kunden trägt der Rechtsträger, der den Auftrag erteilt hat. 

(3) Die Verantwortung für die Erbringung der Dienstleistung oder den Abschluss des Geschäfts auf 
der Grundlage solcher Angaben oder Empfehlungen nach Maßgabe der einschlägigen Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes trägt der Rechtsträger, der den Auftrag erhalten hat. 

Heranziehung von vertraglich gebundenen Vermittlern 

§ 28. (1) Ein Rechtsträger kann vertraglich gebundene Vermittler für die Förderung seines 
Dienstleistungsgeschäfts, die Akquisition neuer Geschäfte oder die Annahme von Kundenaufträgen sowie 
für die Übermittlung dieser Aufträge, das Platzieren von Finanzinstrumenten und für die Anlageberatung 
hinsichtlich der Finanzinstrumente und Dienstleistungen, die vom Rechtsträger angeboten werden, 
heranziehen. 

(2) Ein Rechtsträger, der einen vertraglich gebundenen Vermittler heranzieht, haftet gemäß § 1313a 
ABGB für jede Handlung oder Unterlassung des vertraglich gebundenen Vermittlers, wenn dieser im 
Namen des Rechtsträgers tätig ist. 

(3) Ein Rechtsträger hat die Tätigkeiten der vertraglich gebundenen Vermittler zu überwachen, die 
über ihn tätig werden. Er hat sicherzustellen, dass ein vertraglich gebundener Vermittler dem Kunden, 
wenn er Kontakt aufnimmt oder bevor er mit den Kunden Geschäfte abschließt, mitteilt, in welcher 
Eigenschaft er handelt und welchen Rechtsträger er vertritt. 
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(4) Ein Rechtsträger darf nur vertraglich gebundene Vermittler heranziehen, die in ein öffentliches 
Register des Mitgliedstaates eingetragen sind, in dem sie niedergelassen sind. 

(5) In Österreich tätige vertraglich gebundene Vermittler haben über eine gewerbliche Berechtigung 
gemäß § 136a Gewerbeordnung 1994 – GewO 1994, BGBl. Nr. 194/1994, zu verfügen. Sie dürfen nur 
dann in das öffentliche Register eingetragen werden, wenn feststeht, dass sie über die erforderliche 
Zuverlässigkeit und über entsprechende allgemeine, kaufmännische und berufliche Kenntnisse verfügen, 
um alle relevanten Informationen über die angebotene Dienstleistung korrekt an den Kunden weiterleiten 
zu können. Der vertraglich gebundene Vermittler hat dem Rechtsträger auf sein Verlangen alle 
Nachweise zu erbringen, die zur Überprüfung der Voraussetzungen erforderlich sind. 

(6) Das öffentliche Register ist bei der FMA zu führen. Das Register ist laufend zu aktualisieren. Die 
Kreditinstitute und Wertpapierfirmen haben die Eintragung der vertraglich gebundenen Vermittler 
unverzüglich vorzunehmen und sind für die ordnungsgemäße Überprüfung verantwortlich. 

(7) Ein Rechtsträger, der vertraglich gebundene Vermittler heranzieht, hat durch geeignete 
Maßnahmen sicherzustellen, dass die Tätigkeiten des vertraglich gebundenen Vermittlers, die keiner 
Konzession zur Erbringung von Wertpapierdienstleistungen bedürfen, keine nachteiligen Auswirkungen 
auf die Tätigkeiten haben, die er im Namen des Rechtsträgers ausübt. 

(8) Die Tätigkeit als vertraglich gebundener Vermittler begründet kein Arbeitsverhältnis im Sinne 
bundesgesetzlicher arbeits-, sozial- oder steuerrechtlicher Bestimmungen. 

3. Abschnitt 

Schutz des Kundenvermögens 

Schutz der Finanzinstrumente und Gelder von Kunden 

§ 29. (1) Ein Rechtsträger, der Kunden gehörende Finanzinstrumente hält, hat geeignete 
Vorkehrungen zu treffen, insbesondere für den Fall der Insolvenz, um deren Eigentumsrechte an diesen 
Instrumenten zu schützen und zu verhindern, dass die Finanzinstrumente eines Kunden ohne dessen 
ausdrückliche Zustimmung für eigene Rechnung verwendet werden. 

(2) Ein Rechtsträger, der Kunden gehörende Gelder hält, hat geeignete Vorkehrungen zu treffen, um 
die Rechte der Kunden zu schützen und, außer im Fall von Kreditinstituten, zu verhindern, dass die 
Gelder der Kunden für eigene Rechnung verwendet werden. 

(3) Um die Rechte der Kunden an ihren Finanzinstrumenten und Geldern zu schützen, hat ein 
Rechtsträger 
 1. die erforderlichen Aufzeichnungen und Konten zu führen, die es ihm jederzeit ermöglichen, die 

für die einzelnen Kunden gehaltenen Vermögensgegenstände unverzüglich sowohl voneinander 
als auch von seinen eigenen Vermögensgegenständen zu unterscheiden; 

 2. seine Aufzeichnungen und Konten so zu führen, dass diese stets korrekt sind und insbesondere 
mit den für Kunden gehaltenen Finanzinstrumenten und Geldern in Einklang stehen; 

 3. seine internen Konten und Aufzeichnungen regelmäßig mit denen aller Dritten, die diese 
Vermögensgegenstände halten, abzustimmen; 

 4. die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um zu gewährleisten, dass alle gemäß § 30 bei einem 
Dritten hinterlegten Kundenfinanzinstrumente durch unterschiedliche Benennung der in den 
Büchern des Dritten geführten Konten oder vergleichbare Maßnahmen, die ein gleich hohes Maß 
an Schutz gewährleisten, von den Finanzinstrumenten des Rechtsträgers und den 
Finanzinstrumenten dieses Dritten unterschieden werden können; 

 5. die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um zu gewährleisten, dass Kundengelder, die bei einer 
Stelle gemäß § 31 Abs. 1 Z 1 bis 4 hinterlegt werden, auf einem oder mehreren separaten Konten 
geführt werden, die von allen anderen Konten, auf denen Gelder des Rechtsträgers geführt 
werden, getrennt sind, und 

 6. angemessene organisatorische Vorkehrungen zu treffen, um das Risiko, dass die 
Vermögenswerte des Kunden oder die damit verbundenen Rechte aufgrund einer 
missbräuchlichen Verwendung der Vermögenswerte oder aufgrund von Betrug, schlechter 
Verwaltung, unzureichender Aufzeichnungen oder Fahrlässigkeit verloren gehen oder 
geschmälert werden, so gering wie möglich zu halten. 

(4) Die FMA ist ermächtigt, durch Verordnungen die nähere Ausgestaltung der in Abs. 3 Z 1 bis 6 
genannten Maßnahmen und Vorkehrungen festzulegen, soweit das für den Schutz des Kundenvermögens 
erforderlich ist. 
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Hinterlegung von Kundenfinanzinstrumenten 

§ 30. (1) Ein Rechtsträger darf die für seine Kunden gehaltenen Finanzinstrumente auf einem oder 
mehreren bei einem Dritten eröffneten Konten hinterlegen, wenn er bei der Auswahl, Bestellung und 
regelmäßigen Überprüfung dieses Dritten sowie bei den für die Verwahrung dieser Finanzinstrumente 
getroffenen Vereinbarungen mit der gebotenen Professionalität und Sorgfalt verfährt. Insbesondere 
müssen die Sachkenntnis und die Reputation des Dritten auf dem Markt sowie alle rechtlichen 
Anforderungen oder Marktpraktiken, die mit der Verwahrung dieser Finanzinstrumente in 
Zusammenhang stehen und die Rechte von Kunden beeinträchtigen könnten, berücksichtigt werden. 

(2) Ein Rechtsträger hat für den Fall, dass die Verwahrung von Finanzinstrumenten für Rechnung 
einer anderen Person in dem Land, in dem er Finanzinstrumente von Kunden bei einem Dritten 
hinterlegen will, besonderen Vorschriften und einer besonderen Aufsicht unterliegt, zu beachten, dass 
diese Finanzinstrumente in diesem Land nicht bei einem Dritten hinterlegt werden, der von diesen 
Vorschriften und dieser Aufsicht nicht erfasst wird. 

(3) Ein Rechtsträger darf Finanzinstrumente, die er für Kunden hält, nur dann bei einem Dritten in 
einem Drittland hinterlegen, in dem die Verwahrung von Finanzinstrumenten für Rechnung einer anderen 
Person nicht geregelt ist, wenn eine der folgenden Bedingungen erfüllt ist: 
 1. Aufgrund der Art der Finanzinstrumente oder der mit diesen verbundenen 

Wertpapierdienstleistungen muss die Hinterlegung bei einem Dritten in diesem Drittland 
erfolgen; 

 2. die Finanzinstrumente werden im Namen eines professionellen Kunden verwahrt und dieser 
fordert den Rechtsträger schriftlich auf, sie bei einem Dritten in diesem Drittland zu hinterlegen. 

Hinterlegung von Kundengeldern 

§ 31. (1) Ein Rechtsträger hat entgegengenommene Kundengelder unverzüglich auf einem oder 
mehreren Konten bei einer der folgenden Stellen zu hinterlegen: 
 1. einer Zentralbank, 
 2. einem Kreditinstitut, das gemäß der Richtlinie 2006/48/EG zugelassen ist, 
 3. einer in einem Drittland zugelassenen Bank oder 
 4. einem qualifizierten Geldmarktfonds (Abs. 3). 

(2) Abs. 1 gilt nicht für Kreditinstitute, die nach der Richtlinie 2006/48/EG für die Entgegennahme 
von Einlagen im Sinne der genannten Richtlinie zugelassen sind. 

(3) Ein qualifizierter Geldmarktfonds im Sinne des Abs. 1 Z 4 ist ein Organismus für gemeinsame 
Anlagen, der entweder nach der Richtlinie 85/611/EWG zugelassen ist oder einer Aufsicht unterliegt und 
gegebenenfalls von einer Behörde nach dem innerstaatlichem Recht eines Mitgliedstaates zugelassen 
wurde und die folgenden Voraussetzungen erfüllt: 
 1. Sein primäres Anlageziel besteht in der Erhaltung seines Nettoinventarwerts, und zwar entweder 

konstant zu pari (abzüglich der Erträge) oder zum Wert des Ausgangskapitals des Anlegers, plus 
Erträge; 

 2. zur Erreichung seines primären Anlageziels investiert er ausschließlich in erstklassige 
Geldmarktinstrumente mit einer Laufzeit oder Restlaufzeit von höchstens 397 Tagen oder 
regelmäßigen mit einer solchen Laufzeit in Einklang stehenden Renditeangleichungen und einer 
gewichteten durchschnittlichen Laufzeit von 60 Tagen; zur Erreichung dieses Ziels kann er 
ergänzend auch in Einlagen bei Kreditinstituten investieren; 

 3. durch taggleiche Abwicklung oder Regulierung am nächsten Tag ist Liquidität gewährleistet. 

(4) Ein Geldmarktinstrument im Sinne des Abs. 3 Z 2 ist als erstklassig anzusehen, wenn es von 
jeder kompetenten Rating-Agentur, die dieses Instrument bewertet hat, das höchste Rating erhalten hat. 
Eine Rating-Agentur ist als kompetent anzusehen, wenn sie auf gewerblicher Basis regelmäßig Ratings 
für Geldmarktfonds erstellt und eine anerkannte Rating-Agentur im Sinne von § 21b BWG ist. Ein 
Instrument, das von keiner kompetenten Rating-Agentur bewertet wird, kann nicht als erstklassig 
angesehen werden. 

(5) Ein Rechtsträger hat, wenn er die Kundengelder nicht bei einer Zentralbank hinterlegt, bei der 
Auswahl, Bestellung und regelmäßigen Überprüfung des Kreditinstituts oder des Geldmarktfonds, bei 
dem die Gelder platziert werden, und bei den hinsichtlich der Verwahrung dieser Gelder getroffenen 
Vereinbarungen mit der gebotenen Professionalität und Sorgfalt zu verfahren. 

(6) Ein Rechtsträger hat zum Schutz der Rechte seiner Kunden die Sachkenntnis und den Ruf dieser 
Institute oder Geldmarktfonds auf dem Markt sowie alle rechtlichen Anforderungen oder Marktpraktiken, 
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die mit der Verwahrung von Kundengeldern in Zusammenhang stehen und die Rechte von Kunden 
beeinträchtigen könnten, zu beachten. 

(7) Die Kunden haben das Recht, gegen die Anlage ihrer Gelder in einem qualifizierten 
Geldmarktfonds Einspruch zu erheben. 

Verwendung der Finanzinstrumente von Kunden 

§ 32. (1) Ein Rechtsträger darf Vereinbarungen über Wertpapierfinanzierungsgeschäfte mit 
Finanzinstrumenten, die er für einen Kunden hält, oder die anderweitige Nutzung solcher 
Finanzinstrumente für eigene Rechnung oder für Rechnung eines anderen Kunden des Rechtsträgers nur 
abschließen, wenn dabei folgende Bedingungen erfüllt sind: 
 1. Der Kunde muss der Verwendung zu genau festgelegten Bedingungen zuvor ausdrücklich 

zugestimmt haben; dies ist im Falle eines Privatkunden durch dessen Unterschrift oder eine 
gleichwertige andere Weise zu belegen. 

 2. Die Verwendung der Finanzinstrumente dieses Kunden muss auf die genau festgelegten 
Bedingungen beschränkt sein, denen der Kunde zugestimmt hat. 

(2) Ein Rechtsträger darf Vereinbarungen über Wertpapierfinanzierungsgeschäfte mit 
Finanzinstrumenten, die im Namen eines Kunden auf einem von einem Dritten geführten Sammelkonto 
gehalten werden, oder die anderweitige Nutzung der auf einem solchen Konto geführten 
Finanzinstrumente für eigene Rechnung oder für Rechnung eines anderen Kunden nur abschließen, wenn 
neben den in Abs. 1 genannten Bedingungen mindestens eine der folgenden Bedingungen erfüllt ist: 
 1. Jeder Kunde, dessen Finanzinstrumente zusammen auf einem Sammelkonto geführt werden, hat 

dem gemäß Abs. 1 Z 1 zuvor ausdrücklich zugestimmt; 
 2. der Rechtsträger verfügt über Systeme und Kontrollen, die gewährleisten, dass nur 

Finanzinstrumente von Kunden, die gemäß Abs. 1 Z 1 zuvor ihre ausdrückliche Zustimmung 
erteilt haben, in dieser Weise verwendet werden. 

(3) Um eine korrekte Zuweisung etwaiger Verluste zu ermöglichen, enthalten die Aufzeichnungen 
des Rechtsträgers nähere Angaben zu dem Kunden, auf dessen Weisungen hin die Verwendung der 
Finanzinstrumente erfolgt ist, sowie über die Zahl der verwendeten Finanzinstrumente der einzelnen 
Kunden, die ihre Zustimmung erteilt haben. 

Berichte von Abschlussprüfern 

§ 33. Ein Rechtsträger hat dafür zu sorgen, dass seine Abschlussprüfer oder Prüfer gemäß § 74 
Abs. 3 mindestens einmal jährlich einen Bericht über die Angemessenheit der Vorkehrungen, welche 
gemäß den §§ 29 bis 32 getroffen wurden, erstatten. Der Rechtsträger hat den Bericht der FMA zu 
übermitteln. Die Vorschriften über die Haftung des Abschlussprüfers gemäß § 275 UGB sind sinngemäß 
anzuwenden. 

4. Abschnitt 

Interessenkonflikte 

Für Kunden potenziell nachteilige Interessenkonflikte 

§ 34. (1) Ein Rechtsträger hat angemessene Vorkehrungen zu treffen, um Interessenkonflikte 
zwischen ihm selbst, relevanten Personen, vertraglich gebundenen Vermittlern oder anderen Personen, 
die mit ihm direkt oder indirekt durch Kontrolle verbunden sind, einerseits und seinen Kunden 
andererseits oder zwischen seinen Kunden untereinander zu erkennen, die bei der Erbringung von 
Wertpapierdienstleistungen, Anlagetätigkeiten und Nebendienstleistungen oder einer Kombination 
derselben entstehen. 

(2) Hierbei hat ein Rechtsträger zur Feststellung von Interessenkonflikten im Sinne des Abs. 1, die 
den Interessen eines Kunden abträglich sein können, zumindest zu prüfen, ob einer der folgenden 
Sachverhalte vorliegt: 
 1. Es besteht die Gefahr, dass der Rechtsträger oder eine der in Abs. 1 genannten Personen zu 

Lasten des Kunden einen finanziellen Vorteil erzielt oder finanziellen Verlust vermeidet; 
 2. der Rechtsträger oder eine der in Abs. 1 genannten Personen hat am Ergebnis einer für den 

Kunden erbrachten Dienstleistung oder eines für den Kunden getätigten Geschäfts ein Interesse, 
das nicht mit dem Interesse des Kunden an diesem Ergebnis übereinstimmt; 
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 3. für den Rechtsträger oder eine der in Abs. 1 genannten Personen gibt es einen finanziellen oder 
sonstigen Anreiz, die Interessen eines anderen Kunden oder einer anderen Gruppe von Kunden 
über die Interessen des Kunden zu stellen; 

 4. der Rechtsträger oder eine der in Abs. 1 genannten Personen übt die gleiche geschäftliche 
Tätigkeit aus wie der Kunde; 

 5. der Rechtsträger oder eine der in Abs. 1 genannten Personen erhält gegenwärtig oder künftig von 
einer vom Kunden verschiedenen Person in Bezug auf eine für den Kunden erbrachte 
Dienstleistung zusätzlich zu der für diese Dienstleistung üblichen Provision oder Gebühr einen 
Vorteil gemäß § 39. 

Leitlinien für den Umgang mit Interessenkonflikten 

§ 35. (1) Ein Rechtsträger hat in schriftlicher Form wirksame, seiner Größe und Organisation sowie 
der Art, des Umfangs und der Komplexität seiner Geschäfte angemessene Leitlinien für den Umgang mit 
Interessenkonflikten festzulegen und laufend anzuwenden, um zu verhindern, dass Interessenkonflikte 
den Kundeninteressen schaden. Ist der Rechtsträger Teil einer Gruppe, müssen diese Leitlinien darüber 
hinaus allen Umständen Rechnung tragen, von denen der Rechtsträger weiß oder wissen müsste und die 
aufgrund der Struktur und der Geschäftstätigkeiten anderer Gruppenmitglieder einen Interessenkonflikt 
nach sich ziehen könnten. 

(2) In den Leitlinien für den Umgang mit Interessenkonflikten ist 
 1. im Hinblick auf die Wertpapierdienstleistungen, Anlagetätigkeiten und Nebendienstleistungen 

oder einer Kombination derselben, die vom Rechtsträger oder im Namen des Rechtsträgers 
erbracht werden, festzulegen, unter welchen Umständen ein Interessenkonflikt, der den 
Interessen eines oder mehrerer Kunden schaden könnte, vorliegt oder entstehen könnte, und 

 2. festzulegen, welche Verfahren einzuleiten und welche Maßnahmen zu treffen sind, um diese 
Interessenkonflikte zu bewältigen. 

(3) Diese Verfahren und Maßnahmen sind so zu gestalten, dass relevante Personen, die mit 
Tätigkeiten befasst sind, bei denen ein Interessenkonflikt im Sinne von Abs. 2 Z 1 besteht, diese 
Tätigkeiten mit einem Grad an Unabhängigkeit ausführen, der der Größe und dem Betätigungsfeld des 
Rechtsträgers und der Gruppe, der er angehört, sowie dem Risiko einer Schädigung von 
Kundeninteressen angemessen ist. 

(4) Die FMA hat durch Verordnung Standards festzulegen, denen die Verfahren und Maßnahmen 
nach Abs. 2 Z 2 entsprechen müssen. Die Verordnung hat Art. 22 Abs. 3 zweiter Unterabsatz der 
Richtlinie 2006/73/EG zu entsprechen. Sollten die getroffenen Maßnahmen oder Verfahren in der Praxis 
nicht ausreichen, um das erforderliche Maß an Unabhängigkeit zu gewährleisten, so hat der Rechtsträger 
alternative oder zusätzliche Maßnahmen oder Verfahren einzurichten. 

(5) Reichen die Verfahren und Maßnahmen nicht aus, um nach vernünftigem Ermessen zu 
gewährleisten, dass das Risiko der Beeinträchtigung von Kundeninteressen vermieden wird, so hat der 
Rechtsträger dem Kunden die Art und die Ursache von Interessenkonflikten offenzulegen, bevor er 
Geschäfte für den Kunden tätigt. Diese Information hat auf einem dauerhaften Datenträger zu erfolgen. 
Der Umfang hat sich an der Einstufung des Kunden zu orientieren, damit dieser seine Entscheidung über 
die Dienstleistung, in deren Zusammenhang der Interessenkonflikt auftritt, auf informierter Grundlage 
treffen kann. 

(6) Ein Rechtsträger hat alle Arten von Wertpapierdienstleistungen, Nebendienstleistungen und 
Anlagetätigkeiten, bei denen ein Interessenkonflikt einem oder mehreren Kunden erheblich geschadet hat 
oder bei denen ein Interessenkonflikt bei noch laufenden Dienstleistungen oder Tätigkeiten auftreten 
könnte, aufzuzeichnen und diese Aufzeichnungen laufend zu aktualisieren. 

Finanzanalysen 

§ 36. (1) Finanzanalysen sind von einem Rechtsträger erstellte Informationen über ein oder mehrere 
Finanzinstrumente oder die Emittenten von Finanzinstrumenten, die direkt oder indirekt eine Empfehlung 
für eine bestimmte Anlagestrategie enthalten, einschließlich aller für Informationsverbreitungskanäle oder 
für die Öffentlichkeit bestimmte Stellungnahmen zum aktuellen oder künftigen Wert oder Preis dieser 
Instrumente, sofern folgende Bedingungen erfüllt sind: 
 1. Sie werden als Finanzanalysen oder Ähnliches bezeichnet oder in einer Weise dargestellt, die den 

Eindruck einer Finanzanalyse erweckt oder sonst als objektive oder unabhängige Analyse 
dargestellt; 

 2. würde die betreffende Empfehlung von einem Rechtsträger an einen Kunden gegeben werden, so 
würde sie keine Anlageberatung im Sinne dieses Bundesgesetzes darstellen. 
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(2) Alle anderen unter § 48f Abs. 1 Z 3 BörseG fallenden Empfehlungen, die von einem 
Rechtsträger erstellt wurden, sich auf Finanzinstrumente beziehen und die in Abs. 1 genannten 
Bedingungen nicht erfüllen, werden für die Zwecke dieses Bundesgesetzes als Marketingmitteilung 
behandelt und sind eindeutig als Marketingmitteilung zu kennzeichnen. Darüber hinaus muss jede 
derartige Empfehlung, gleichgültig ob sie mündlich oder schriftlich erteilt wurde, einen klaren und 
deutlichen Hinweis darauf enthalten, dass sie nicht unter Einhaltung der Rechtsvorschriften zur Förderung 
der Unabhängigkeit von Finanzanalysen erstellt wurde und auch nicht dem Verbot des Handels im 
Anschluss an die Verbreitung von Finanzanalysen unterliegt. 

Zusätzliche organisatorische Anforderungen für die Erstellung von Finanzanalysen 

§ 37. (1) Ein Rechtsträger, der im eigenen Namen oder im Namen eines Mitglieds seiner Gruppe 
Finanzanalysen erstellt oder erstellen lässt, die unter seinen Kunden oder in der Öffentlichkeit verbreitet 
werden sollen oder aller Wahrscheinlichkeit nach verbreitet werden, hat dafür zu sorgen, dass in Bezug 
auf die an der Erstellung dieser Analysen beteiligten Finanzanalysten sowie in Bezug auf andere relevante 
Personen, deren Aufgaben oder Geschäftsinteressen mit den Interessen der Personen, an die die 
Finanzanalysen weitergegeben werden, kollidieren könnten, allen aufgrund von § 35 Abs. 4 mittels 
Verordnung der FMA erlassenen Standards entsprochen wird. 

(2) Zusätzlich zu Abs. 1 hat der Rechtsträger, der im Sinne des Abs. 1 Finanzanalysen erstellt und 
verbreitet, Vorkehrungen zu treffen, die die Erfüllung der folgenden Bedingungen gewährleisten: 
 1. Finanzanalysten und andere relevante Personen, die den wahrscheinlichen Zeitplan oder Inhalt 

einer Finanzanalyse kennen, die für die Öffentlichkeit oder für Kunden nicht zugänglich ist und 
deren Inhalt aus den öffentlich verfügbaren Informationen nicht ohne Weiteres abgeleitet werden 
kann, dürfen persönliche oder im Namen einer anderen Person, einschließlich des Rechtsträgers, 
zu tätigende Geschäfte mit Finanzinstrumenten, auf die sich die Finanzanalyse bezieht, nur 

 a) als Market Maker in gutem Glauben, 
 b) im normalen Verlauf des Market Making oder 
 c) in Ausführung eines unaufgeforderten Kundenauftrags tätigen; 

dies jeweils erst dann, wenn die Empfänger der Finanzanalyse ausreichend Gelegenheit hatten, 
auf diese zu reagieren; 

 2. in den von Z 1 nicht abgedeckten Fällen dürfen Finanzanalysten und alle anderen an der 
Erstellung von Finanzanalysen beteiligten relevanten Personen nur unter außergewöhnlichen 
Umständen und mit vorheriger Genehmigung jener Person, die mit der Ausübung der 
Compliance-Funktion des Rechtsträgers betraut ist, ein den aktuellen Empfehlungen 
zuwiderlaufendes persönliches Geschäft mit den Finanzinstrumenten, auf die sich die 
Finanzanalyse bezieht, tätigen; 

 3. der Rechtsträger, Finanzanalysten und andere an der Erstellung von Finanzanalysen beteiligte 
relevante Personen dürfen keine Vorteile gemäß § 39 von Personen annehmen, die ein 
wesentliches Interesse am Gegenstand der Finanzanalysen haben; 

 4. der Rechtsträger, Finanzanalysten und andere an der Erstellung von Finanzanalysen beteiligte 
relevante Personen dürfen Emittenten keine für sie günstige Analyse versprechen; 

 5. der Entwurf einer Finanzanalyse darf nur von Finanzanalysten vor deren Weitergabe auf die 
Korrektheit der darin dargestellten Sachverhalte oder einen anderen Zweck hin überprüft werden, 
sofern der Entwurf eine Empfehlung oder einen Zielpreis enthält; davon ausgenommen ist die 
Kontrolle der Einhaltung der rechtlichen Pflichten durch den Rechtsträger. 

Die Z 1 bis 5 gelten auch für verbundene Finanzinstrumente. Darunter ist ein Finanzinstrument zu 
verstehen, dessen Preis stark durch Preisbewegungen bei einem anderen Finanzinstrument, das 
Gegenstand der Finanzanalyse ist, beeinflusst wird; dies umfasst auch ein Derivat dieses anderen 
Finanzinstruments. 

(3) Ein Rechtsträger, der von Dritten erstellte Finanzanalysen an die Öffentlichkeit oder seine 
Kunden weitergibt, ist von den Anforderungen des Abs. 1 ausgenommen, wenn folgende Kriterien erfüllt 
sind: 
 1. Die Person, die die Finanzanalyse erstellt, gehört nicht derselben Gruppe an wie der 

Rechtsträger; 
 2. der Rechtsträger ändert die in der Finanzanalyse enthaltenen Empfehlungen nicht wesentlich ab; 
 3. der Rechtsträger stellt die Finanzanalyse nicht als von ihm erstellt dar und 
 4. der Rechtsträger vergewissert sich, dass für den Ersteller der Finanzanalyse Bestimmungen 

gelten, die den Anforderungen dieses Bundesgesetzes für die Erstellung von Finanzanalysen 
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gleichwertig sind, oder dass der Ersteller interne Vorschriften festgelegt hat, die diesen 
Anforderungen entsprechen. 

5. Abschnitt 

Verpflichtung zum Handeln im besten Interesse des Kunden 

Allgemeine Pflichten 

§ 38. Ein Rechtsträger hat bei der Erbringung von Wertpapierdienstleistungen und 
Nebendienstleistungen ehrlich, redlich und professionell im bestmöglichen Interesse seiner Kunden zu 
handeln und den §§ 36 bis 51 zu entsprechen; beim Handel sowie der Annahme und Übermittlung von 
Aufträgen im Zusammenhang mit Veranlagungen gemäß § 1 Abs. 1 Z 3 Kapitalmarktgesetz – KMG, 
BGBl. Nr. 625/1991, ist insbesondere den §§ 39, 40, 41, 42, 47 und 48 zu entsprechen. 

Gewährung und Annahme von Vorteilen 

§ 39. (1) Ein Rechtsträger handelt nicht ehrlich, redlich und professionell im bestmöglichen Interesse 
seiner Kunden gemäß § 38, wenn er im Zusammenhang mit der Erbringung von Wertpapier- oder 
Nebendienstleistungen einen Vorteil gewährt oder annimmt. 

(2) Vorteile sind Gebühren, Provisionen, sonstige Geldleistungen oder nicht in Geldform angebotene 
Zuwendungen. 

(3) Die Gewährung oder Annahme von Vorteilen ist jedoch zulässig, wenn diese 
 1. dem Kunden oder einer in seinem Auftrag handelnden Person oder von einer dieser Personen 

gewährt werden oder 
 2. einem Dritten oder einer in seinem Auftrag handelnden Person oder von einer dieser Personen 

gewährt werden und 
 a) die Existenz, die Art und der Betrag des Vorteiles dem Kunden vor Erbringung der 

betreffenden Wertpapier- oder Nebendienstleistung in umfassender, zutreffender und 
verständlicher Weise offen gelegt werden; ist die Höhe des Betrages nicht feststellbar, so ist 
die Art und Weise der Berechnung dem Kunden offen zu legen; und 

 b) der Vorteil darauf ausgelegt ist, die Qualität der für die Kunden erbrachten Dienstleistungen 
zu verbessern, und der Vorteil den Rechtsträger nicht dabei beeinträchtigt, pflichtgemäß im 
besten Interesse des Kunden zu handeln, 

oder 
 3. die Erbringung von Wertpapierdienstleistungen ermöglichen oder dafür erforderlich sind, wie 

Verwahrungsgebühren, Abwicklungs- und Handelsplatzgebühren, Verwaltungsgebühren oder 
gesetzliche Gebühren und die ihrer Natur nach keine Konflikte mit der Verpflichtung des 
Rechtsträgers hervorrufen können, im besten Interesse seiner Kunden zu handeln. 

(4) Die Offenlegung gemäß Abs. 3 Z 2 lit. a kann in Form einer Zusammenfassung der wesentlichen 
Bestandteile einer Vereinbarung über Vorteile erfolgen. Ein Rechtsträger hat jedoch auf Nachfrage dem 
Kunden weitere Einzelheiten offen zu legen. 

6. Abschnitt 

Information für Kunden 

Angemessene Informationen 

§ 40. (1) Ein Rechtsträger hat seinen Kunden in verständlicher Form angemessene Informationen zur 
Verfügung zu stellen. Dadurch müssen seine Kunden nach vernünftigem Ermessen in die Lage versetzt 
werden, die genaue Art und die Risiken der Wertpapierdienstleistungen und des speziellen Typs von 
Finanzinstrument, der ihnen angeboten wird, zu verstehen, um so auf informierter Grundlage 
Anlageentscheidungen treffen zu können. Diese Verpflichtung umfasst zumindest Informationen über 
 1. den Rechtsträger und seine Dienstleistungen; bei der Portfolioverwaltung haben Rechtsträger auf 

der Grundlage der Anlageziele des Kunden und der Art der im Kundenportfolio enthaltenen 
Finanzinstrumente eine angemessene Bewertungs- und Vergleichsmethode, etwa eine 
aussagekräftige Vergleichsgröße, festzulegen, damit der Kunde, für den die Dienstleistung 
erbracht wird, die Leistung des Rechtsträgers bewerten kann; einem Privatkunden sind die 
Informationen mit den in Anlage 1 und 2 zu § 40 genannten Angaben zu übermitteln; 

 2. Finanzinstrumente gemäß Abs. 2; 
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 3. den Schutz von Kundenfinanzinstrumenten und Kundengeldern gemäß Abs. 3; 
 4. Kosten und Nebenkosten; einem Privatkunden sind die Informationen mit den in Anlage 4 zu 

§ 40 genannten Angaben zu übermitteln; 
 5. vorgeschlagene Anlagestrategien; dies umfasst auch eine geeignete Beschreibung und 

Warnhinweise zu den mit diesen Anlagestrategien verbundenen Risiken; und 
 6. Ausführungsplätze. 
Diese Informationen können auch in standardisierter Form zur Verfügung gestellt werden. 

(2) Für die Zwecke von Abs. 1 Z 2 gelten folgende Informationspflichten: 
 1. Ein Rechtsträger hat seinen Kunden eine allgemeine Beschreibung der Art und der Risiken der 

Finanzinstrumente gemäß Anlage 3 zu § 40 zu übermitteln; diese Beschreibung hat insbesondere 
der Einstufung des Kunden als Privatkunde oder professioneller Kunde Rechnung zu tragen; 
weiters sind in dieser Beschreibung die Wesensmerkmale der betreffenden Art von Instrument 
sowie die damit verbundenen spezifischen Risiken ausreichend detailliert zu erläutern, damit der 
Kunde seine Anlageentscheidungen auf fundierter Grundlage treffen kann. 

 2. Übermittelt ein Rechtsträger einem Privatkunden Informationen über ein Finanzinstrument, das 
zu diesem Zeitpunkt öffentlich angeboten wird und zu dem in Zusammenhang mit diesem 
Angebot ein Prospekt gemäß den §§ 2 ff KMG oder den auf Grund der Richtlinie 2003/71/EG 
erlassenen Vorschriften eines anderen Mitgliedstaates veröffentlicht worden ist, hat der 
Rechtsträger dem Kunden mitzuteilen, wo dieser Prospekt erhältlich ist. 

 3. Besteht die Wahrscheinlichkeit, dass die Risiken bei einem aus mindestens zwei verschiedenen 
Finanzinstrumenten oder Finanzdienstleistungen zusammengesetzten Finanzinstrument größer 
sind als die mit jedem der Bestandteile verbundenen Risiken, hat der Rechtsträger eine 
angemessene Beschreibung der Bestandteile des betreffenden Instruments und der Art und 
Weise, in der sich das Risiko durch die gegenseitige Beeinflussung dieser Bestandteile erhöht, zu 
übermitteln. 

 4. Im Falle von Finanzinstrumenten, die eine Garantie durch einen Dritten beinhalten, haben die 
Informationen über die Garantie ausreichende Details über den Garantiegeber und die Garantie 
zu umfassen, damit der Privatkunde die Garantie angemessen bewerten kann. 

(3) Für die Zwecke von Abs. 1 Z 3 hat ein Rechtsträger den Kunden 
 1. entsprechend zu informieren, wenn Konten mit Finanzinstrumenten oder Geldern des 

betreffenden Kunden unter die Rechtsvorschriften eines Drittlands fallen, und ihn darauf 
hinzuweisen, dass dies seine Rechte in Bezug auf die betreffenden Finanzinstrumente oder 
Gelder beeinflussen kann; 

 2. über die Existenz und die Bedingungen eines etwaigen Sicherungs- oder Pfandrechts oder eines 
Rechts auf Aufrechnung zu informieren, das er in Bezug auf die Finanzinstrumente oder Gelder 
des Kunden hat oder haben könnte; gegebenenfalls hat er den Kunden auch darüber zu 
informieren, dass eine Verwahrstelle ein Sicherungsrecht oder ein Pfandrecht oder ein Recht auf 
Aufrechnung in Bezug auf die betreffenden Instrumente oder Gelder haben könnte. 

(4) Ein Rechtsträger hat seinen Kunden alle wesentlichen Änderungen in Bezug auf die gemäß 
Abs. 1 Z 1 bis 6 übermittelten Informationen rechtzeitig mitzuteilen, die für eine Dienstleistung relevant 
sind, die er für den betreffenden Kunden erbringt. Diese Mitteilung ist auf einem dauerhaften Datenträger 
zu übermitteln, wenn die Informationen, auf die sie sich bezieht, ebenfalls auf einem dauerhaften 
Datenträger übermittelt wurden. 

(5) Bei Anteilen eines der Richtlinie 85/611/EWG unterliegenden Organismus für gemeinsame 
Anlagen gilt ein vereinfachter Prospekt gemäß Art. 28 dieser Richtlinie im Hinblick auf Abs. 1 Z 2 und 5 
als angemessene Information. Bezüglich der Kosten und Nebenkosten, einschließlich Ausgabeauf- und 
Rücknahmeabschläge, gilt dieser Prospekt im Hinblick auf Abs. 1 Z 4 als angemessene Information. 

(6) Steht eine Wertpapierdienstleistung im Zusammenhang mit einem Verbraucherkreditvertrag, so 
ist für die Informationen über den Verbraucherkredit § 33 BWG anzuwenden. 

(7) Betreffend Marketingmitteilungen hat ein Rechtsträger folgende Anforderungen einzuhalten: 
 1. die in einer Marketingmitteilung enthaltenen Informationen müssen mit den anderen 

Informationen in Einklang stehen, die der Rechtsträger seinen Kunden im Rahmen der 
Erbringung von Wertpapierdienstleistungen und Nebendienstleistungen übermittelt; 

 2. eine Marketingmitteilung hat auch die in Abs. 1 Z 1 bis 6 genannten Informationen – soweit 
diese relevant sind – zu enthalten, sofern die Marketingmitteilung 
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 a) ein Angebot enthält, einen Vertrag über eine Wertpapierdienstleistung oder eine 
Nebendienstleistung abzuschließen, oder 

 b) eine Aufforderung enthält, ein Angebot zum Abschluss eines Vertrags über eine 
Wertpapierdienstleistung oder eine Nebendienstleistung abzugeben, 

und die Art und Weise der Antwort vorgibt oder ein Antwortformular beinhaltet. Dies gilt jedoch 
nicht, wenn die Marketingmitteilung nicht alle zur Annahme des Angebots oder zur Stellung 
eines Angebotes aufgrund der Aufforderung erforderlichen Informationen enthält und der 
Privatkunde hierfür noch ein oder mehrere andere Dokumente heranziehen müsste, die einzeln 
oder zusammen die betreffenden Informationen enthalten. 

Bedingungen für redliche, eindeutige und nicht irreführende Informationen 

§ 41. (1) Alle Informationen, einschließlich Marketingmitteilungen, die ein Rechtsträger an Kunden 
richtet, müssen redlich und eindeutig sein und dürfen nicht irreführend sein. Zu diesen Informationen 
zählen auch der Name und die Firma des Rechtsträgers. Marketingmitteilungen müssen eindeutig als 
solche erkennbar sein. Alle Informationen, einschließlich Marketingmitteilungen, die ein Rechtsträger an 
Privatkunden richtet oder so verbreitet, dass diese Personen wahrscheinlich von ihnen Kenntnis erlangen, 
haben zusätzlich die in Abs. 2, 4 und 5 sowie in der aufgrund von Abs. 3 erlassenen Verordnung der 
FMA festgelegten Bedingungen zu erfüllen. 

(2) Die Informationen müssen zutreffend sein und dürfen insbesondere keine möglichen Vorteile 
einer Wertpapierdienstleistung oder eines Finanzinstruments hervorheben, ohne redlich und deutlich auf 
etwaige damit einhergehende Risiken hinzuweisen. Sie müssen ausreichend und in einer Art und Weise 
dargestellt sein, dass sie für einen durchschnittlichen Angehörigen des Personenkreises, an den sie 
gerichtet sind oder zu dem sie wahrscheinlich gelangen, verständlich sind. Wichtige Aussagen oder 
Warnungen dürfen nicht verschleiert, abgeschwächt oder missverständlich dargestellt werden. 

(3) Die FMA hat mittels Verordnung festzulegen, welche Anforderungen Informationen erfüllen 
müssen, die die nachfolgenden Angaben enthalten: 
 1. Einen Vergleich von Wertpapierdienstleistungen, Nebendienstleistungen, Finanzinstrumenten 

oder Personen, die Wertpapierdienstleistungen oder Nebendienstleistungen erbringen, 
 2. einen Hinweis auf die frühere Wertentwicklung eines Finanzinstruments, eines Finanzindexes 

oder einer Wertpapierdienstleistung, 
 3. eine Simulation einer früheren Wertentwicklung oder einen Verweis auf eine solche Simulation 

oder 
 4. eine künftige Wertentwicklung. 
Diese Anforderungen haben Art. 27 Abs. 3 bis 6 der der Richtlinie 2006/73/EG zu entsprechen und 
müssen gewährleisten, dass diese Angaben redlich, eindeutig und nicht irreführend sind. 

(4) Beziehen sich die Informationen auf eine bestimmte steuerliche Behandlung, ist deutlich darauf 
hinzuweisen, dass diese von den persönlichen Verhältnissen des jeweiligen Kunden abhängt und 
künftigen Änderungen unterworfen sein kann. 

(5) In den Informationen darf der Name einer Aufsichtsbehörde nicht in einer Weise genannt 
werden, die andeutet oder nahe legt, dass die Produkte oder Dienstleistungen des Rechtsträgers von dieser 
Aufsichtsbehörde gebilligt oder genehmigt werden. 

Zeitpunkt der Übermittlung der Informationen 

§ 42. (1) Privatkunden hat ein Rechtsträger rechtzeitig, somit 
 1. bevor der Privatkunde durch Abschluss eines Vertrags über die Erbringung von 

Wertpapierdienstleistungen oder Nebendienstleistungen gebunden ist oder bevor die 
Dienstleistungen erbracht werden – je nachdem, welcher Zeitpunkt früher liegt –, 

 a) die Bedingungen des Vertrags und 
 b) die gemäß § 40 Abs. 1 Z 1 über den Vertrag oder die Wertpapierdienstleistung oder 

Nebendienstleistung zu übermittelnden Informationen sowie 
 2. vor der Erbringung von Wertpapierdienstleistungen oder Nebendienstleistungen die gemäß § 40 

Abs. 1 Z 1 bis 6 erforderlichen Informationen 
zu übermitteln. 

(2) Professionellen Kunden hat ein Rechtsträger die in § 40 Abs. 1 Z 3 lit. a und b genannten 
Informationen rechtzeitig, somit vor der Erbringung der Dienstleistung zu übermitteln. 



 BGBl. I - Ausgegeben am 31. Juli 2007 - Nr. 60 31 von 83 

www.ris.bka.gv.at 

(3) Die in den Abs. 1 und 2 genannten Informationen sind auf einem dauerhaften Datenträger zu 
übermitteln oder auf einer Website zur Verfügung zu stellen, sofern die in § 16 Abs. 2 genannten 
Voraussetzungen erfüllt sind. 

(4) Abweichend von Abs. 1 kann der Rechtsträger einem Privatkunden die gemäß Abs. 1 Z 1 
erforderlichen Informationen unmittelbar nach Abschluss eines Vertrages über die Erbringung von 
Wertpapierdienstleistungen oder Nebendienstleistungen und die gemäß Abs. 1 Z 2 erforderlichen 
Informationen unmittelbar nach Beginn der Erbringung der Dienstleistung übermitteln, wenn der 
Rechtsträger 
 1. die in Abs. 1 genannten Fristen nicht einhalten konnte, weil der Vertrag auf Wunsch des Kunden 

unter Verwendung eines Fernkommunikationsmittels gemäß § 3 Z 3 Fern-Finanzdienstleistungs-
Gesetz – FernFinG, BGBl. I Nr. 62/2004, geschlossen wurde, sodass der Rechtsträger die 
Informationen nicht gemäß Abs. 1 Z 1 oder 2 übermitteln kann, und 

 2. den Informationspflichten gemäß den §§ 5 oder 6 FernFinG in Bezug auf den Privatkunden 
nachkommt, als ob dieser Kunde ein Verbraucher im Sinne des Konsumentenschutzgesetzes – 
KSchG, BGBl. Nr. 140/1979, sei. 

7. Abschnitt 

Eignung und Angemessenheit von Wertpapierdienstleistungen 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 43. (1) Sofern in diesem Abschnitt Informationen über die Kenntnisse und Erfahrungen eines 
Kunden im Anlagebereich einzuholen sind, haben diese die nachfolgend genannten Punkte zu enthalten, 
soweit dies nach Art des Kunden, Art und Umfang der zu erbringenden Dienstleistung und Art des in 
Betracht gezogenen Produkts oder Geschäfts unter Berücksichtigung der damit jeweils verbundenen 
Komplexität und Risiken angemessen ist: 
 1. Die Art der Dienstleistungen, Geschäfte und Finanzinstrumente, mit denen der Kunde vertraut 

ist; 
 2. die Art, den Umfang und die Häufigkeit der Geschäfte des Kunden mit Finanzinstrumenten und 

den Zeitraum, in dem sie getätigt worden sind; 
 3. den Bildungsstand und den Beruf oder relevanten früheren Beruf des Kunden. 

(2) Ein Rechtsträger darf einen Kunden nicht dazu veranlassen, die Übermittlung der für diesen 
Abschnitt erforderlichen Informationen zu unterlassen. 

(3) Ein Rechtsträger darf sich auf die von seinen Kunden übermittelten Informationen verlassen, es 
sei denn, er weiß oder müsste wissen, dass die Informationen offensichtlich veraltet, unzutreffend oder 
unvollständig sind. 

Eignung von Anlageberatungs- und Portfolioverwaltungsdienstleistungen 

§ 44. (1) Ein Rechtsträger, der Anlageberatungs- oder Portfolioverwaltungsdienstleistungen erbringt, 
hat Informationen über die Kenntnisse und Erfahrungen des Kunden im Anlagebereich in Bezug auf den 
speziellen Typ der Produkte oder Dienstleistungen, seine finanziellen Verhältnisse und seine Anlageziele 
einzuholen, damit er dem Kunden für ihn geeignete Wertpapierdienstleistungen und Finanzinstrumente 
empfehlen kann. 

(2) Diese Informationen müssen es dem Rechtsträger ermöglichen, die wesentlichen Fakten in Bezug 
auf den Kunden zu erfassen. Der Rechtsträger muss unter Berücksichtigung der Art und des Umfangs der 
Dienstleistung nach vernünftigem Ermessen davon ausgehen können, dass das Geschäft, das im Rahmen 
der Anlageberatung dem Kunden empfohlen oder das im Rahmen einer 
Portfolioverwaltungsdienstleistung getätigt werden soll, die folgenden Anforderungen erfüllt: 
 1. Es entspricht den Anlagezielen des Kunden; 
 2. etwaige mit dem Geschäft einhergehende Anlagerisiken sind für den Kunden, seinen 

Anlagezielen entsprechend, finanziell tragbar und 
 3. der Kunde kann die mit dem Geschäft oder der Verwaltung seines Portfolios einhergehenden 

Risiken aufgrund seiner Kenntnisse und Erfahrungen verstehen. 

(3) Die Informationen über die finanziellen Verhältnisse des Kunden haben – soweit relevant – 
Informationen über Herkunft und Höhe seines regelmäßigen Einkommens, seine Vermögenswerte 
einschließlich der liquiden Vermögenswerte, Anlagen und Immobilienbesitz sowie seine regelmäßigen 
finanziellen Verpflichtungen zu umfassen. 
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(4) Die Informationen über die Anlageziele des Kunden haben – soweit relevant – Informationen 
über den Zeitraum, in dem der Kunde die Anlage zu halten gedenkt, seine Präferenzen hinsichtlich des 
einzugehenden Risikos, sein Risikoprofil und den Zweck der Anlage zu umfassen. 

(5) Sofern ein Rechtsträger bei der Erbringung von Dienstleistungen in Form der Anlageberatung 
oder Portfolioverwaltung die gemäß Abs. 1 erforderlichen Informationen nicht erhält, darf er dem Kunden 
keine Wertpapierdienstleistungen oder Finanzinstrumente empfehlen. 

(6) Erbringt ein Rechtsträger für einen professionellen Kunden eine Dienstleistung gemäß Abs. 1, so 
ist er berechtigt, davon auszugehen, dass der Kunde in Bezug auf die Produkte, Geschäfte und 
Dienstleistungen, für die er als professioneller Kunde eingestuft ist, über die erforderlichen Kenntnisse 
und Erfahrungen im Sinne von Abs. 2 Z 3 verfügt. Besteht die Dienstleistung in einer Anlageberatung für 
einen professionellen Kunden gemäß § 58 Abs. 2, ist der Rechtsträger für die Zwecke von Abs. 2 Z 2 
berechtigt, davon auszugehen, dass etwaige mit dem Vorgang einhergehende Anlagerisiken für den 
Kunden, seinen Anlagezielen entsprechend, finanziell tragbar sind. 

Angemessenheit von sonstigen Wertpapierdienstleistungen 

§ 45. (1) Die Rechtsträger haben bei der Erbringung von anderen, als den in § 44 Abs. 1 genannten, 
Wertpapierdienstleistungen vom Kunden Informationen zu seinen Kenntnissen und Erfahrungen im 
Anlagebereich in Bezug auf den speziellen Typ der angebotenen oder vom Kunden gewünschten 
Produkte oder Dienstleistungen einzuholen, um beurteilen zu können, ob diese für den Kunden 
angemessen sind. Dabei hat der Rechtsträger zu berücksichtigen, ob der betreffende Kunde über die 
erforderlichen Kenntnisse und Erfahrungen verfügt, um die Risiken im Zusammenhang mit den 
angebotenen oder gewünschten Produkten oder Dienstleistungen zu verstehen. 

(2) Gelangt der Rechtsträger aufgrund der gemäß Abs. 1 erhaltenen Informationen zu der 
Auffassung, dass das betreffende Produkt oder die betreffende Dienstleistung für den Kunden nicht 
angemessen ist, so warnt er den Kunden. Diese Warnung kann in standardisierter Form erfolgen. 

(3) Falls der Kunde die in Abs. 1 genannten Informationen nicht erteilt oder unzureichende 
Informationen über seine Kenntnisse und Erfahrungen erteilt, hat der Rechtsträger den Kunden zu 
warnen, dass er ohne diese Informationen nicht beurteilen kann, ob die angebotenen oder gewünschten 
Produkte oder Dienstleistungen für ihn angemessen sind. Diese Warnung kann in standardisierter Form 
erfolgen. 

(4) Erbringt ein Rechtsträger für einen professionellen Kunden eine Dienstleistung gemäß Abs. 1, so 
ist er berechtigt, davon auszugehen, dass dieser über die erforderlichen Kenntnisse und Erfahrungen 
verfügt, um die Risiken im Zusammenhang mit den Produkten, Geschäften und Dienstleistungen, für die 
er als professioneller Kunde eingestuft ist, zu erfassen. 

Geschäfte, die nur in der Ausführung oder Annahme und Übermittlung von Kundenaufträgen 
bestehen 

§ 46. Ein Rechtsträger, dessen Wertpapierdienstleistungen lediglich in der Ausführung von 
Kundenaufträgen oder der Annahme und Übermittlung von Kundenaufträgen mit oder ohne 
Nebendienstleistungen bestehen, darf diese Wertpapierdienstleistungen für seine Kunden erbringen, ohne 
zuvor die Angaben gemäß § 45 Abs. 1 einzuholen oder bewerten zu müssen, wenn die nachstehenden 
Voraussetzungen erfüllt sind: 
 1. Die Dienstleistungen beziehen sich auf nicht komplexe Finanzinstrumente gemäß § 1 Z 7; 
 2. die Dienstleistungen werden auf Veranlassung des Kunden erbracht; 
 3. der Kunde wurde eindeutig darüber informiert, dass der Rechtsträger bei der Erbringung dieser 

Dienstleistungen die Angemessenheit der Instrumente oder Dienstleistungen, die erbracht oder 
angeboten werden, nicht gemäß § 45 prüfen muss und der Kunde daher nicht in den Genuss des 
Schutzes der einschlägigen Wohlverhaltensregeln kommt; diese Warnung kann in 
standardisierter Form erfolgen; 

 4. der Rechtsträger kommt seinen Pflichten gemäß den §§ 34 und 35 nach. 

Dokumentation der Rechte und Pflichten der Vertragsparteien 

§ 47. (1) Ein Rechtsträger hat eine Aufzeichnung zu erstellen, die das Dokument oder die 
Dokumente mit den Vereinbarungen zwischen dem Rechtsträger und dem Kunden enthält, die die Rechte 
und Pflichten der Parteien sowie die sonstigen Bedingungen, zu denen der Rechtsträger Dienstleistungen 
für den Kunden erbringt, festlegt. 

(2) Ein Rechtsträger, der für einen Privatkunden erstmals eine Wertpapierdienstleistung erbringt, die 
keine Anlageberatung darstellt, hat mit diesem eine Rahmenvereinbarung abzuschließen und auf einem 
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dauerhaften Datenträger festzuhalten. In dieser Rahmenvereinbarung sind die wesentlichen Rechte und 
Pflichten der Vertragsparteien festzulegen. 

(3) Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien im Sinne des Abs. 1 und 2 können durch Verweis 
auf andere Dokumente oder Rechtstexte festgelegt werden. 

8. Abschnitt 

Berichtspflichten gegenüber den Kunden 

Berichtspflicht 

§ 48. Ein Rechtsträger hat seinen Kunden in geeigneter Form über die für ihn erbrachten 
Dienstleistungen zu berichten. Diese Berichte haben die Kosten zu enthalten, die mit den im Namen des 
Kunden durchgeführten Geschäften und den erbrachten Dienstleistungen verbunden sind. 

Berichtspflichten bei der Ausführung von Aufträgen außerhalb der Portfolioverwaltung 

§ 49. (1) Ein Rechtsträger, der im Namen eines Kunden einen Auftrag außerhalb der 
Portfolioverwaltung ausgeführt hat, hat dem Kunden 
 1. unverzüglich auf einem dauerhaften Datenträger die wesentlichen Informationen über die 

Ausführung des Auftrags zu übermitteln und 
 2. sofern der Auftrag einen Privatkunden betrifft, diesem schnellstmöglich, spätestens aber am 

ersten Geschäftstag nach der Ausführung des Auftrags oder – sofern er die Bestätigung der 
Ausführung von einem Dritten erhält – spätestens am ersten Bankarbeitstag nach Eingang der 
Bestätigung des Dritten auf einem dauerhaften Datenträger eine Bestätigung der 
Auftragsausführung zu übermitteln. Diese Mitteilung hat die Angaben – soweit relevant – gemäß 
Anlage 1 zu § 49, gegebenenfalls unter Beachtung von Anhang I Tabelle 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1287/2006, zu enthalten. Der Rechtsträger kann dem Kunden die Angaben unter 
Verwendung von Standardcodes mitteilen, wenn er eine Erläuterung der verwendeten Codes 
beifügt. 

Z 2 ist nicht anzuwenden, wenn die Bestätigung die gleichen Informationen enthalten würde wie eine 
Bestätigung, die dem Privatkunden unverzüglich von einer anderen Person zuzusenden ist. Z 1 und Z 2 
sind nicht anzuwenden, wenn sich Aufträge, die für Kunden ausgeführt werden, auf Anleihen zur 
Finanzierung von Hypothekarkreditverträgen mit diesen Kunden beziehen. In diesem Fall ist das Geschäft 
spätestens einen Monat nach Auftragsausführung zusammen mit den Gesamtbedingungen des 
Hypothekendarlehens zu melden. 

(2) Auf Anfrage sind dem Kunden über die Anforderungen gemäß Abs. 1 hinaus Informationen über 
den Stand seines Auftrags zu übermitteln. 

(3) Ein Rechtsträger hat bei regelmäßig ausgeführten Aufträgen von Privatkunden über Anteile an 
einem Organismus für gemeinsame Anlagen gemäß § 2 Z 35 lit. a und b BWG entweder gemäß Abs. 1 
Z 2 zu verfahren oder dem Privatkunden mindestens alle sechs Monate die in der Anlage 1 zu § 49 
genannten Informationen zu übermitteln. 

Berichtspflichten bei der Portfolioverwaltung 

§ 50. (1) Ein Rechtsträger, der Portfolioverwaltungsdienstleistungen für einen Kunden erbringt, hat 
dem Kunden auf einem dauerhaften Datenträger periodisch eine Aufstellung der in seinem Namen 
erbrachten Portfolioverwaltungsdienstleistungen zu übermitteln, sofern derartige Aufstellungen nicht von 
anderen Personen übermittelt werden. Eine periodische Aufstellung, die an Privatkunden übermittelt 
wird, hat – soweit relevant – die Angaben gemäß Anlage 1 zu § 50 zu enthalten. 

(2) Privatkunden hat der Rechtsträger die in Abs. 1 genannte periodische Aufstellung alle sechs 
Monate zu übermitteln. Dies gilt nicht, sofern einer der folgenden Fälle vorliegt: 
 1. Auf Verlangen ist einem Privatkunden die periodische Aufstellung alle drei Monate zu 

übermitteln; ein Rechtsträger hat einen Privatkunden auf dieses Recht hinzuweisen; 
 2. die periodische Aufstellung ist dem Privatkunden einmal alle zwölf Monate vorzulegen, wenn 

diesem gemäß Abs. 3 Z 2 über jedes ausgeführte Geschäft einzeln berichtet wird; 
 3. die periodische Aufstellung ist mindestens einmal monatlich zu übermitteln, sofern der Vertrag 

über die Portfolioverwaltung zwischen dem Rechtsträger und dem Privatkunden ein 
kreditfinanziertes Portfolio zulässt. 

Die Ausnahme gemäß Z 2 gilt nicht für Geschäfte mit Finanzinstrumenten, die unter § 1 Z 4 lit. c oder 
Z 6 lit. d bis j fallen. 



 BGBl. I - Ausgegeben am 31. Juli 2007 - Nr. 60 34 von 83 

www.ris.bka.gv.at 

(3) Der Rechtsträger hat auf Verlangen des Kunden für jedes einzelne ausgeführte Geschäft 
 1. einem Kunden die wesentlichen Informationen über das betreffende Geschäft gemäß § 49 Abs. 1 

Z 1 und 
 2. einem Privatkunden die Mitteilung zur Bestätigung der Auftragsausführung gemäß § 49 Abs. 1 

Z 2 
auf einem dauerhaften Datenträger zu übermitteln. Z 2 gilt nicht, wenn die Bestätigung die gleichen 
Informationen enthalten würde wie eine Bestätigung, die dem Privatkunden unverzüglich von einer 
anderen Person zuzusenden ist. 

(4) Ein Rechtsträger hat bei der Ausführung von Geschäften im Rahmen der Portfolioverwaltung für 
Privatkunden und der Führung von Privatkundenkonten, die eine ungedeckte Position bei einem Geschäft 
mit Eventualverbindlichkeiten enthalten, dem Privatkunden auch Verluste mitzuteilen, die einen 
etwaigen, zuvor zwischen dem Rechtsträger und dem Privatkunden vereinbarten Schwellenwert 
übersteigen. Diese Mitteilung hat spätestens am Ende des Geschäftstags, an dem der Schwellenwert 
überschritten wird oder – falls der Schwellenwert an einem geschäftsfreien Tag überschritten wird – am 
Ende des folgenden Geschäftstags zu erfolgen. 

Berichtspflichten für Rechtsträger, die Kundenfinanzinstrumente und Kundengelder halten 

§ 51. (1) Ein Rechtsträger hat jedem Kunden, für den er Finanzinstrumente oder Gelder hält oder 
verwaltet, mindestens einmal jährlich auf einem dauerhaften Datenträger eine Aufstellung der 
betreffenden Finanzinstrumente oder Gelder zu übermitteln, es sei denn, eine solche Aufstellung ist 
bereits in einer anderen periodischen Aufstellung dieses Rechtsträgers oder eines depotführenden 
Kreditinstituts übermittelt worden. Einlagen bei Kreditinstituten gemäß § 1 Abs. 1 Z 1 BWG, die nicht im 
Zusammenhang mit § 1 Abs. 1 Z 5 oder 7 BWG oder sonstigen Wertpapierdienstleistungen gemäß § 1 
Z 2 stehen, sind nicht in die Aufstellung aufzunehmen. 

(2) Die in Abs. 1 genannte Aufstellung der Kundenvermögenswerte enthält folgende Informationen: 
 1. Angaben zu allen Finanzinstrumenten und Geldern, die der Rechtsträger am Ende des von der 

Aufstellung erfassten Zeitraums für den betreffenden Kunden hält; 
 2. Angaben darüber, inwieweit Kundenfinanzinstrumente oder Kundengelder Gegenstand von 

Wertpapierfinanzierungsgeschäften gewesen sind und 
 3. Höhe und Grundlage etwaiger Erträge, die dem Kunden aus der Beteiligung an 

Wertpapierfinanzierungsgeschäften zugeflossen sind. 
Enthält das Portfolio eines Kunden Erlöse aus nicht abgerechneten Geschäften, kann für die unter Z 1 
genannte Information entweder das Abschluss- oder das Abwicklungsdatum zugrunde gelegt werden. 
Dies hat für alle derartigen Informationen in der Aufstellung in der gleichen Weise zu erfolgen. 

(3) Die Aufstellung der Kundenvermögenswerte gemäß Abs. 1 kann in die periodische Aufstellung 
einbezogen werden, die dem Kunden gemäß § 50 Abs. 1 übermittelt wird. 

9. Abschnitt 

Bestmögliche Durchführung von Dienstleistungen 

Bestmögliche Durchführung 

§ 52. (1) Ein Rechtsträger, der 
 1. Aufträge für den Kauf oder Verkauf von Finanzinstrumenten für seine Kunden ausführt oder die 

Aufträge bei der Erbringung von Dienstleistungen gemäß Z 2 oder 3 selbst ausführt, 
 2. bei der Erbringung von Portfolioverwaltungsdienstleistungen andere Einrichtungen mit der 

Ausführung von Aufträgen beauftragt, denen Anlageentscheidungen des Rechtsträgers zugrunde 
liegen, für den Kunden mit Finanzinstrumenten zu handeln, oder 

 3. bei der Annahme und Übermittlung von Aufträgen seiner Kunden für den Kauf oder Verkauf von 
Finanzinstrumenten Aufträge an andere Einrichtungen zur Ausführung weiterleitet, 

hat wirksame Vorkehrungen zu treffen, eine Durchführungspolitik festzulegen und sicherzustellen, dass 
die in Z 1 bis 3 genannten Dienstleistungen jeweils nach Maßgabe der Durchführungspolitik 
vorgenommen werden, um gleich bleibend das bestmögliche Ergebnis für seine Kunden zu erreichen. Die 
Ausgabe und Rücknahme von Anteilen an inländischen Investmentfonds und Immobilien-
Investmentfonds sowie von Anteilen an ausländischen Kapitalanlagefonds, deren Vertrieb in Österreich 
zulässig ist, über eine Depotbank ist keine Ausführung von Kundenaufträgen im Sinne dieses Absatzes. 
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(2) Bei der Erstellung der Durchführungspolitik sind alle zur Erzielung des bestmöglichen 
Ergebnisses relevanten Aspekte, insbesondere der Kurs, die Kosten, die Schnelligkeit, die 
Wahrscheinlichkeit der Ausführung und der Abwicklung des Umfangs sowie die Art des Auftrages, zu 
berücksichtigen. Diese Aspekte sind unter Berücksichtigung der folgenden Kriterien zu gewichten: 
 1. Merkmale des Kunden und dessen Einstufung als Privatkunde oder als professioneller Kunde, 
 2. Merkmale des Kundenauftrags, 
 3. Merkmale der Finanzinstrumente, die Gegenstand des betreffenden Auftrags sind und 
 4. Merkmale der Ausführungsplätze, an die der Auftrag weitergeleitet werden kann. 
Für die Zwecke dieses Abschnitts ist unter „Ausführungsplatz“ ein geregelter Markt, ein multilaterales 
Handelssystem (MTF), ein systematischer Internalisierer, ein Market Maker, ein sonstiger 
Liquiditätsgeber oder eine Einrichtung zu verstehen, die in einem Drittland eine vergleichbare Funktion 
ausübt. 

(3) Die Durchführungspolitik hat jedenfalls auch die nachstehend angeführten Informationen zu 
enthalten: 
 1. hinsichtlich des Abs. 1 Z 1 für jede Gattung von Finanzinstrumenten Angaben zu den 

verschiedenen Ausführungsplätzen, an denen der Rechtsträger Aufträge seiner Kunden ausführt, 
und die Faktoren, die für die Wahl des Ausführungsplatzes ausschlaggebend sind. Es sind 
zumindest die Ausführungsplätze zu nennen, an denen der Rechtsträger gleich bleibend die 
bestmöglichen Ergebnisse bei der Ausführung von Kundenaufträgen erzielen kann; 

 2. hinsichtlich des Abs. 1 Z 2 und 3 für jede Gattung von Finanzinstrumenten die Einrichtungen, bei 
denen der Rechtsträger Aufträge platziert oder an die er Aufträge zur Ausführung übermittelt. 
Die von diesen Einrichtungen für die Auftragsausführung getroffenen Vorkehrungen müssen den 
Rechtsträger in die Lage versetzen, bei der Platzierung oder Übermittlung von Aufträgen an eine 
solche Einrichtung seinen in diesem Abschnitt festgelegten Pflichten nachzukommen. 

(4) Ein Rechtsträger erfüllt seine Verpflichtungen gemäß Abs. 1, alle angemessenen Maßnahmen zu 
treffen, um gleich bleibend das bestmögliche Ergebnis für einen Kunden zu erreichen, wenn dieser im 
Fall des Abs. 1 Z 1 einen Auftrag oder einen bestimmten Teil desselben nach den ausdrücklichen 
Weisungen, die der Kunde in Bezug auf den Auftrag oder den bestimmten Teil desselben erteilt hat, 
ausführt oder im Fall des Abs. 1 Z 2 und 3 bei der Platzierung eines Auftrags bei einer anderen 
Einrichtung oder seiner Übermittlung an diese Einrichtung zur Ausführung speziellen Weisungen des 
Kunden folgt. 

(5) Betreffend die Ausführung von Aufträgen im Sinne des Abs. 1 Z 1 hat ein Rechtsträger 
außerdem Folgendes einzuhalten: 
 1. Sofern in der Durchführungspolitik vorgesehen ist, dass Aufträge außerhalb eines geregelten 

Marktes oder eines MTF ausgeführt werden dürfen, hat der Rechtsträger seine Kunden auf diese 
Möglichkeit hinzuweisen. Bevor ein Rechtsträger Kundenaufträge außerhalb eines geregelten 
Marktes oder eines MTF ausführt, hat er die vorherige ausdrückliche Zustimmung des Kunden 
einzuholen. Diese Zustimmung kann entweder in Form einer allgemeinen Vereinbarung oder zu 
jedem Geschäft einzeln eingeholt werden; 

 2. kann ein Auftrag zum Kauf eines Finanzinstruments an mehreren konkurrierenden Plätzen 
ausgeführt werden, so müssen – um die in der Durchführungspolitik des Rechtsträgers 
angeführten und zur Ausführung des Auftrags geeigneten Ausführungsplätze für den Kunden 
miteinander vergleichbar und bewertbar zu machen – die Provisionen des Rechtsträgers und die 
Kosten der Ausführung an den einzelnen in Frage kommenden Plätzen im Interesse einer 
bestmöglichen Ausführung in diese Bewertung einfließen; 

 3. die Provisionen dürfen nicht in einer Weise strukturiert oder in Rechnung gestellt werden, die 
eine sachlich nicht gerechtfertigte Ungleichbehandlung der Ausführungsplätze bewirkt. 

(6) Auf Anfrage eines Kunden hat der Rechtsträger nachzuweisen, dass er die Aufträge in Einklang 
mit seiner Durchführungspolitik durchgeführt hat. 

Organisatorische Vorschriften über die Durchführungspolitik 

§ 53. (1) Ein Rechtsträger hat seine Kunden über seine Durchführungspolitik in geeigneter Form zu 
informieren. Der Rechtsträger hat die vorherige Zustimmung seiner Kunden zu seiner 
Durchführungspolitik einzuholen und hat seinen Kunden wesentliche Änderungen seiner Vorkehrungen 
und seiner Durchführungspolitik mitzuteilen. 

(2) Ein Rechtsträger hat die Effizienz und Wirksamkeit seiner Vorkehrungen und seiner 
Durchführungspolitik zu überwachen, um Mängel festzustellen und gegebenenfalls zu beheben. 
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Hinsichtlich des § 52 Abs. 1 Z 1 hat der Rechtsträger insbesondere regelmäßig zu prüfen, ob die in der 
Durchführungspolitik genannten Ausführungsplätze gleich bleibend das bestmögliche Ergebnis für die 
Kunden erbringen oder ob die Vorkehrungen oder die Durchführungspolitik geändert werden müssen. 
Hinsichtlich des § 52 Abs. 1 Z 2 und 3 hat der Rechtsträger insbesondere die Qualität der Ausführung 
durch die in der Durchführungspolitik genannten Einrichtungen regelmäßig zu prüfen und bei Bedarf 
etwaige Mängel zu beheben. 

(3) Zusätzlich hat ein Rechtsträger seine Vorkehrungen und seine Durchführungspolitik einmal 
jährlich zu überprüfen. Eine derartige Überprüfung ist auch immer dann vorzunehmen, wenn eine 
wesentliche Veränderung eintritt, die die Fähigkeit des Rechtsträgers beeinträchtigt, im Sinne des § 52 
Abs. 1 Z 1 bei der Ausführung seiner Kundenaufträge an den in der Durchführungspolitik genannten 
Plätzen weiterhin gleich bleibend das bestmögliche Ergebnis zu erzielen oder im Sinne des § 52 Abs. 1 
Z 2 und 3 für seine Kunden auch weiterhin gleich bleibend das bestmögliche Ergebnis zu erzielen. 

Besondere Vorschriften für Privatkunden 

§ 54. (1) Führt ein Rechtsträger eine Dienstleistung im Sinne des § 52 Abs. 1 für einen Privatkunden 
durch, so hat er das bestmögliche Ergebnis hinsichtlich des Gesamtentgelts zu bestimmen. Dieses umfasst 
den Preis für das Finanzinstrument und die mit der Auftragsausführung verbundenen Kosten. Diese 
Kosten umfassen alle dem Kunden entstehenden Auslagen, die unmittelbar mit der Ausführung des 
Auftrags zusammenhängen, einschließlich Ausführungsplatzgebühren, Clearing- und 
Abwicklungsgebühren sowie alle sonstigen Gebühren, die an Dritte gezahlt werden, die an der 
Ausführung des Auftrags beteiligt sind. 

(2) Ein Rechtsträger hat einem Privatkunden rechtzeitig vor Erbringung einer Dienstleistung im 
Sinne des § 52 Abs. 1 folgende Angaben zu seiner Durchführungspolitik zu übermitteln: 
 1. eine Darlegung der relativen Bedeutung, die der Rechtsträger den in § 52 Abs. 2 angeführten 

Aspekten und Kriterien beimisst, oder eine Darlegung der Art und Weise, in der der Rechtsträger 
die relative Bedeutung dieser Aspekte bestimmt; 

 2. ein Verzeichnis der Ausführungsplätze, auf die sich der Rechtsträger weitgehend stützt, damit er 
pflichtgemäß alle angemessenen Maßnahmen treffen kann, um bei der Ausführung von 
Kundenaufträgen gleich bleibend das bestmögliche Ergebnis zu erzielen; 

 3. eine klare und deutliche Warnung, dass eine Weisung des Privatkunden gemäß § 52 Abs. 4 den 
Rechtsträger davon abhalten kann, hinsichtlich der von der Weisung erfassten Elemente die 
Maßnahmen zu treffen, die dieser im Rahmen seiner Durchführungspolitik festgelegt und 
umgesetzt hat, um bei der Durchführung der Dienstleistungen im Sinne des § 52 Abs. 1 das 
bestmögliche Ergebnis zu erzielen; diese Warnung kann in standardisierter Form erfolgen. 

Die Informationen sind auf einem dauerhaften Datenträger zu übermitteln oder auf einer Website 
bereitzustellen; ist die Website kein dauerhafter Datenträger, so sind die Bedingungen des § 16 Abs. 2 
einzuhalten. 

10. Abschnitt 

Bearbeitung von Kundenaufträgen 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 55. (1) Ein Rechtsträger hat bei der Bearbeitung von Kundenaufträgen 
 1. Verfahren und Systeme anzuwenden, welche die unverzügliche, redliche und rasche Abwicklung 

von Kundenaufträgen im Verhältnis zu anderen Kundenaufträgen oder den Handelsinteressen des 
Rechtsträgers gewährleisten; diese Verfahren oder Systeme ermöglichen es, dass ansonsten 
vergleichbare Kundenaufträge gemäß dem Zeitpunkt ihres Eingangs bei dem Rechtsträger 
ausgeführt werden; 

 2. sicherzustellen, dass die Kundenaufträge unverzüglich korrekt registriert und zugeordnet werden; 
 3. vergleichbare Kundenaufträge der Reihe nach und unverzüglich ausführen, es sei denn die Art 

des Auftrags oder die vorherrschenden Marktbedingungen machen das unmöglich oder im 
Interesse des Kunden ist anderweitig zu handeln, und 

 4. einen Privatkunden unverzüglich nach Kenntnis über alle wesentlichen Schwierigkeiten, die die 
korrekte Bearbeitung des Auftrags beeinträchtigen, zu informieren. 

(2) Wenn der Kunde nicht ausdrücklich eine anders lautende Anweisung gibt, haben Rechtsträger 
bei Kundenlimitaufträgen in Bezug auf Aktien, die zum Handel an einem geregelten Markt zugelassen 
sind, wenn die Aufträge zu den vorherrschenden Marktbedingungen nicht unverzüglich ausgeführt 
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werden, Maßnahmen zu ergreifen, um die schnellstmögliche Ausführung dieser Aufträge dadurch zu 
erleichtern, dass sie diese unverzüglich und auf eine Art und Weise veröffentlichen, die für andere 
Marktteilnehmer leicht zugänglich ist. Ein Rechtsträger erfüllt diese Pflicht, wenn er die 
Kundenlimitaufträge an einen geregelten Markt oder ein MTF gemäß Art. 31 und 32 der 
Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 weiterleitet. Die FMA kann mit Verordnung von dieser Verpflichtung 
zur Bekanntmachung eines Limitauftrags absehen, wenn dieser Limitauftrag gemäß Art. 20 der 
Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 im Vergleich zum marktüblichen Geschäftsumfang sehr groß ist. 

(3) Ist ein Rechtsträger für die Überwachung oder Organisation der Abwicklung eines ausgeführten 
Auftrags verantwortlich, so trifft er alle angemessenen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass alle 
Kundenfinanzinstrumente oder Kundengelder, die zur Abwicklung des ausgeführten Auftrags 
eingegangen sind, unverzüglich und korrekt auf das Konto des jeweiligen Kunden gebucht werden. 

(4) Ein Rechtsträger darf Informationen im Zusammenhang mit laufenden Kundenaufträgen nicht 
missbrauchen und hat alle angemessenen Maßnahmen zur Verhinderung des Missbrauchs derartiger 
Informationen durch seine relevanten Personen zu treffen. 

Zusammenlegung und Zuordnung von Aufträgen 

§ 56. (1) Ein Rechtsträger darf einen Kundenauftrag oder ein Geschäft für eigene Rechnung mit 
einem anderen Kundenauftrag nur zusammen bearbeiten, wenn 
 1. es nicht zu erwarten ist, dass die Zusammenlegung der Aufträge und Geschäfte für jeden 

Kunden, dessen Auftrag mit anderen zusammengelegt wird, insgesamt nachteilig ist; 
 2. jedem Kunden, dessen Auftrag mit anderen Aufträgen und Geschäften zusammengelegt werden 

soll, mitgeteilt wird, dass eine derartige Zusammenlegung in Bezug auf einen bestimmten 
Auftrag nachteilig sein kann und 

 3. Leitlinien für die Zuordnung von Aufträgen festgelegt und wirksam umgesetzt werden, die die 
redliche Zuordnung zusammengelegter Aufträge und Geschäfte auch im Hinblick darauf regeln, 
wie das Volumen und der Preis von Aufträgen die Zuordnung und Teilbearbeitung von 
Aufträgen bestimmen. 

(2) Ein Rechtsträger, der einen Auftrag mit anderen Kundenaufträgen zusammenlegt und den 
zusammengelegten Auftrag teilweise ausführt, hat die verbundenen Geschäfte gemäß seinen Leitlinien für 
die Zuordnung von Aufträgen zu verteilen. 

Zusammenlegung und Zuordnung von Geschäften für eigene Rechnung 

§ 57. (1) Die Rechtsträger, die mit Kundenaufträgen zusammengelegte Geschäfte für eigene 
Rechnung tätigen, dürfen bei der Zuordnung der verbundenen Abschlüsse nicht in einer für einen Kunden 
nachteiligen Weise verfahren. 

(2) Ein Rechtsträger, der einen Kundenauftrag mit einem Geschäft für eigene Rechnung 
zusammenlegt und den zusammengelegten Auftrag teilweise ausführt, hat bei der Zuordnung der 
verbundenen Geschäfte dem Kunden gegenüber seinen Eigengeschäften Vorrang einzuräumen. Kann der 
Rechtsträger jedoch schlüssig darlegen, dass er den Auftrag ohne die Zusammenlegung nicht zu gleichen 
günstigen Bedingungen oder überhaupt nicht hätte ausführen können, kann er das Geschäft für eigene 
Rechnung in Einklang mit seinen in § 56 Abs. 1 Z 3 genannten Leitlinien für die Zuordnung von 
Aufträgen anteilsmäßig verteilen. 

(3) Die Rechtsträger haben gemäß § 56 Abs. 1 Z 3 im Rahmen ihrer Leitlinien für die Zuordnung 
von Aufträgen Verfahren vorzusehen, die verhindern, dass die Neuzuordnung von Geschäften für eigene 
Rechnung, die zusammen mit Kundenaufträgen ausgeführt werden, für den Kunden nachteilig ist. 

11. Abschnitt 

Professionelle Kunden und geeignete Gegenparteien 

Professionelle Kunden 

§ 58. (1) Ein professioneller Kunde ist ein Kunde, der über ausreichende Erfahrungen, Kenntnisse 
und Sachverstand verfügt, um seine Anlageentscheidungen selbst treffen und die damit verbundenen 
Risiken angemessen beurteilen zu können. Als professionelle Kunden gelten die in Abs. 2 genannten 
Rechtspersönlichkeiten sowie jene Kunden, die gemäß § 59 auf Antrag als professionelle Kunden 
behandelt werden. 

(2) Professionelle Kunden in Bezug auf alle Wertpapierdienstleistungen und Finanzinstrumente sind 
jedenfalls: 
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 1. die nachstehenden Rechtspersönlichkeiten, sofern sie im Inland, in einem Mitgliedstaat oder in 
einem Drittstaat eine Zulassung erhalten haben oder beaufsichtigt werden, um auf Finanzmärkten 
tätig werden zu können: 

 a) Kreditinstitute, 
 b) Wertpapierfirmen, 
 c) sonstige zugelassene oder beaufsichtigte Finanzinstitute, 
 d) Versicherungsgesellschaften, 
 e) Organismen für Veranlagungen gemäß § 1 Abs. 1 Z 3 KMG, in- oder ausländische 

Kapitalanlagefonds, in- oder ausländische Immobilienfonds oder ähnliche Einrichtungen, die 
Vermögenswerte mit Risikostreuung zusammenfassen, sowie ihre jeweiligen 
Verwaltungsgesellschaften, 

 f) Pensionsfonds und ihre Verwaltungsgesellschaften, 
 g) Warenhändler und Warenderivate-Händler, 
 h) Lokale Firmen im Sinne von § 2 Z 14, 
 i) sonstige institutionelle Anleger; 
 2. andere als in Z 1 genannte große Unternehmen, die auf Unternehmensebene mindestens zwei der 

nachfolgenden Eigenschaften aufweisen: 
 a) eine Bilanzsumme in der Höhe von mindestens 20 Millionen Euro, 
 b) einen Nettoumsatz in der Höhe von mindestens 40 Millionen Euro, 
 c) Eigenmittel in der Höhe von mindestens 2 Millionen Euro; 
 3. Zentralstaaten gemäß § 2 Z 5a BWG, Länder, Regionalregierungen der Mitgliedstaaten und 

Drittländer, sowie Stellen der staatlichen Schuldenverwaltung; 
 4. Zentralbanken gemäß § 2 Z 9a BWG sowie internationale und supranationale Einrichtungen, wie 

insbesondere die Weltbank, der Internationale Währungsfonds, die Europäische Investitionsbank 
und andere vergleichbare internationale Organisationen; 

 5. andere institutionelle Anleger, deren Haupttätigkeit in der Anlage in Finanzinstrumenten besteht, 
einschließlich Einrichtungen, die die wertpapiermäßige Verbriefung von Verbindlichkeiten und 
andere Finanzierungsgeschäfte betreiben. 

(3) Der Rechtsträger hat vor Erbringung jeglicher Dienstleistungen gegenüber einem in Abs. 2 
genannten Unternehmen darauf hinzuweisen, dass es aufgrund der vorliegenden Informationen als 
professioneller Kunde eingestuft und behandelt wird, sofern der Rechtsträger und das betreffende 
Unternehmen nichts Anderes vereinbaren. Weiters hat ein Rechtsträger professionelle Kunden über die 
Möglichkeit zur Änderung der Einstufung gemäß Abs. 4 zu informieren. 

(4) Ein Rechtsträger kann mit einem professionellen Kunden gemäß Abs. 2 auf dessen Wunsch 
vereinbaren, dass dieser als Privatkunde eingestuft wird. Die Vereinbarung zur Einstufung des 
professionellen Kunden als Privatkunde bedarf der Schriftform. In dieser Vereinbarung ist ausdrücklich 
festzulegen, für welche Wertpapierdienstleistungen, Wertpapiernebendienstleistungen oder 
Finanzinstrumente die Einstufung als Privatkunde gilt. Ein Rechtsträger ist berechtigt, auch ohne 
ausdrücklichen Wunsch des professionellen Kunden diesen als Privatkunden zu behandeln. 

§ 59. (1) Andere als die in § 58 genannten Kunden, einschließlich Körperschaften öffentlichen 
Rechts und Privatkunden, können bei dem Rechtsträger die Einstufung und Behandlung als professionelle 
Kunden im Sinne von § 58 Abs. 1 beantragen. Auf diese Kunden finden dann die für Privatkunden 
geltenden Schutzbestimmungen keine Anwendung mehr. 

(2) Die Einstufung und Behandlung eines Kunden im Sinne von Abs. 1 als professioneller Kunde ist 
nur zulässig, wenn 
 1. der Kunde dem Rechtsträger schriftlich mitteilt, dass er generell oder in Bezug auf eine 

bestimmte Wertpapierdienstleistung oder ein bestimmtes Wertpapiergeschäft oder in Bezug auf 
eine bestimmte Art von Geschäft oder Produkt als professioneller Kunde behandelt werden 
möchte; 

 2. der Rechtsträger den Kunden schriftlich klar darauf hinweist, welches Schutzniveau und welche 
Anlegerentschädigungsrechte er gegebenenfalls durch die Einstufung als professioneller Kunde 
verliert; 

 3. der Kunde schriftlich in einem vom jeweiligen Vertrag getrennten Dokument bestätigt, dass er 
sich der Folgen des Verlustes dieses Schutzniveaus bewusst ist; 
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 4. der Rechtsträger sich durch eine angemessene Beurteilung des Sachverstands, der Erfahrungen 
und der Kenntnisse des Kunden davon vergewissert hat, dass dieser in Anbetracht der Art der 
geplanten Geschäfte oder Dienstleistungen nach vernünftigem Ermessen in der Lage ist, seine 
Anlageentscheidungen selbst zu treffen und die damit einhergehenden Risiken versteht, und 

 5. auf Grund der Beurteilung gemäß Z 4 mindestens zwei der folgenden Kriterien erfüllt sind: 
 a) Der Kunde hat an dem relevanten Markt innerhalb der letzten vier vorhergehenden Quartale 

durchschnittlich pro Quartal zehn Geschäfte von erheblichem Umfang getätigt, 
 b) das Finanzinstrument-Portfolio des Kunden einschließlich seiner Bankguthaben übersteigt den 

Wert von 500 000 Euro, 
 c) der Kunde ist oder war mindestens ein Jahr lang in einer beruflichen Position im Finanzsektor 

tätig, die Kenntnisse über die geplanten Geschäfte oder Dienstleistungen voraussetzt. 

(3) Der Rechtsträger hat zweckmäßige schriftliche Leitlinien festzulegen und Verfahren einzuführen, 
anhand deren die Kunden eingestuft werden. Der Rechtsträger hat durch angemessene Vorkehrungen 
sicherzustellen, dass ein Kunde, der als professioneller Kunde behandelt werden möchte, die Kriterien 
gemäß Abs. 2 Z 4 und 5 erfüllt, bevor einem Antrag im Sinne von Abs. 1 stattgegeben wird; dabei darf 
nicht davon ausgegangen werden, dass dieser Kunde über Marktkenntnisse und -erfahrungen verfügt, die 
denen der professionellen Kunden nach § 58 Abs. 2 vergleichbar sind. 

(4) Ein professioneller Kunde hat den Rechtsträger über alle Änderungen zu informieren, die seine 
Einstufung beeinflussen könnten. Der Rechtsträger hat geeignete Maßnahmen zu ergreifen, wenn der 
Kunde nicht mehr die Voraussetzungen für die Einstufung als professioneller Kunde erfüllt. 

Geschäfte mit geeigneten Gegenparteien 

§ 60. (1) Rechtsträger, die zur Ausführung von Aufträgen für Kunden oder zum Handel für eigene 
Rechnung oder zur Annahme und Übermittlung von Aufträgen berechtigt sind, dürfen Geschäfte mit 
geeigneten Gegenparteien vermitteln oder abschließen, ohne die Bestimmungen der §§ 36 und 38 bis 57 
auf diese Geschäfte oder auf Nebendienstleistungen in direktem Zusammenhang mit diesen Geschäften 
anwenden zu müssen. 

(2) Für die Zwecke dieses Paragrafen und § 61 sind die in § 58 Abs. 2 Z 1 bis 4 genannten 
Rechtspersönlichkeiten geeignete Gegenparteien. Die in § 58 Abs. 2 Z 1 lit. g bis i genannten 
Rechtspersönlichkeiten haben einen Nettoumsatz in der Höhe von mindestens 40 Millionen Euro 
aufzuweisen. Unternehmen gemäß § 2 Abs. 1 Z 13 und 14 sind geeignete Gegenparteien. Sofern eine 
Rechtspersönlichkeit Rechtsordnungen von verschiedenen Mitgliedstaaten unterliegt, bestimmt sich die 
Einstufung dieser Rechtspersönlichkeit nach den Rechtsvorschriften jenes Mitgliedstaates, in dem diese 
Rechtspersönlichkeit ihren Sitz hat. 

(3) Eine als geeignete Gegenpartei gemäß Abs. 2 eingestufte Rechtspersönlichkeit kann entweder 
generell oder für jedes Geschäft einzeln den Ausschluss der Anwendung des Abs. 1 verlangen. Der 
Rechtsträger hat die betreffende geeignete Gegenpartei auf ihren Antrag als professionellen Kunden zu 
behandeln, sofern diese nicht ausdrücklich eine Behandlung als Privatkunde verlangt. Verlangt die 
betreffende geeignete Gegenpartei hingegen ausdrücklich, als Privatkunde behandelt zu werden, ist § 58 
Abs. 3 und 4 sinngemäß anzuwenden. Der Rechtsträger darf eine als geeignete Gegenpartei gemäß Abs. 2 
eingestufte Rechtspersönlichkeit auch von sich aus als professionellen Kunden oder als Privatkunden 
behandeln. 

(4) Für die Zwecke dieses Paragrafen und § 61 kann der Rechtsträger ein Unternehmen für 
diejenigen Dienstleistungen oder Geschäfte vom Rechtsträger als geeignete Gegenpartei einstufen, für die 
es als professioneller Kunde behandelt werden kann, sofern dieses Unternehmen die nachstehenden 
Bedingungen erfüllt: 
 1. Die Erfordernisse für eine Einstufung als professioneller Kunde gemäß § 59 müssen erfüllt sein 

und 
 2. das Unternehmen muss eine Einstufung als geeignete Gegenpartei bei dem Rechtsträger 

beantragen. 
Sofern das Unternehmen Rechtsordnungen von verschiedenen Mitgliedsstaaten unterliegt, bestimmt sich 
die Einstufung des Unternehmens nach den Rechtsvorschriften und Maßnahmen jenes Mitgliedstaates, in 
dem das Unternehmen seinen Sitz hat. 

(5) Eine Rechtspersönlichkeit, die ihren Sitz in einem Drittland hat, ist eine geeignete Gegenpartei, 
sofern diese den in Abs. 2 genannten Rechtspersönlichkeiten gleichwertig ist oder die in Abs. 4 genannten 
Bedingungen erfüllt. 
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Information über die Kundeneinstufung 

§ 61. (1) Ein Rechtsträger hat seine Kunden über ihre Einstufung als Privatkunde, professioneller 
Kunde oder geeignete Gegenpartei zu unterrichten, sobald er aufgrund dieses Bundesgesetzes eine 
Einstufung vorgenommen hat. 

(2) Ein Rechtsträger hat seine Kunden auf einem dauerhaften Datenträger zu unterrichten, ob eine 
Möglichkeit, eine andere Einstufung zu verlangen, besteht, und über jegliche sich daraus ergebende 
Einschränkung des Kundenschutzniveaus zu informieren. 

12. Abschnitt 

Unerbetene Nachrichten und Haustürgeschäfte 

Unerbetene Nachrichten 

§ 62. Die Zulässigkeit der Zusendung unerbetener Nachrichten zur Werbung für eines der in § 1 Z 6 
genannten Finanzinstrumente und für Veranlagungen im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 3 KMG richtet sich nach 
§ 107 Telekommunikationsgesetz 2003 – TKG 2003, BGBl. I Nr. 70/2003. 

Haustürgeschäfte 

§ 63. (1) Die in § 15 genannten Rechtsträger dürfen Verbraucher im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 2 KSchG 
zur Werbung für den Erwerb von einem der in § 1 Z 6 genannten Finanzinstrumente und von 
Veranlagungen im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 3 KMG nur auf Grund einer Einladung aufsuchen. 

(2) Ist die Vertragserklärung eines Verbrauchers auf den Erwerb 
 1. einer Veranlagung im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 3 KMG oder 
 2. von Anteilen an in- oder ausländischen Kapitalanlagefonds, in- oder ausländischen 

Immobilienfonds oder ähnlichen Einrichtungen, die Vermögenswerte mit Risikostreuung 
zusammenfassen, 

gerichtet, kommt § 3 KSchG unbeschadet einer Anbahnung der geschäftlichen Verbindung zwecks 
Schließung dieses Vertrags durch den Verbraucher zur Anwendung. 

3. Hauptstück 

1. Abschnitt 

Melde- und Veröffentlichungspflichten 

Meldepflichten 

§ 64. (1) Meldepflichtige Institute haben der FMA jedes Geschäft mit meldepflichtigen Instrumenten 
(Abs. 2) unverzüglich, spätestens an dem auf den Tag des Geschäftsabschlusses folgenden Bankarbeitstag 
gemäß Abs. 3 zu melden. Meldepflichtige Institute sind: 
 1. Kreditinstitute gemäß § 1 Abs. 1 BWG, 
 2. inländische Zweigstellen von Kreditinstituten und Finanzinstituten gemäß den §§ 9 ff BWG und 

inländische Zweigstellen von Wertpapierfirmen gemäß § 12 Abs. 1, 
 3. die Oesterreichische Nationalbank und 
 4. anerkannte Wertpapierfirmen mit Sitz in einem Drittland (§ 15 Abs. 1 Z 3 BörseG) und 

Unternehmen mit Sitz in einem Drittland (§ 15 Abs. 1 Z 4 BörseG), die Mitglied einer 
Wertpapierbörse im Sinne des Börsegesetzes sind, sowie an einer Wertpapierbörse im Sinne des 
Börsegesetzes tätige Mitglieder einer Kooperationsbörse (§ 15 Abs. 5 BörseG). 

(2) Meldepflichtige Instrumente sind alle Finanzinstrumente gemäß § 1 Z 6, die zum Handel an 
einem geregelten Markt im Sinne von § 1 Abs. 2 BörseG zugelassen sind oder, sofern es sich nicht um 
Anteile an Kapitalanlagefonds handelt, für die ein Antrag auf Zulassung zum Handel auf einem 
geregelten Markt gestellt wurde, unabhängig davon, ob dieses Geschäft an einem geregelten Markt 
abgeschlossen oder abgewickelt wurde. Meldepflichtige Instrumente im Sinne dieser Bestimmung sind 
auch solche Instrumente, die nicht zum Handel an einem geregelten Markt zugelassen sind, wenn ihr 
Wert von einer Aktie oder von einem aktienähnlichen Wertpapier abhängt, sofern diese Aktie oder dieses 
aktienähnliche Wertpapier entweder zum Handel an einem inländischen geregelten Markt zugelassen ist 
oder für diese Aktie oder dieses aktienähnliche Wertpapier ein Antrag auf Zulassung zum Handel an 
einem inländischen geregelten Markt gestellt wurde, oder wenn ihr Wert von einem Derivat auf eine 
solche Aktie oder ein solches aktienähnliches Wertpapier abhängt. 
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(3) Die Meldungen gemäß Abs. 1 haben die in Tabelle 1 des Anhangs I der 
Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 genannten Angaben in Bezug auf die jeweilige Kategorie des 
meldepflichtigen Instruments zu beinhalten und sind in elektronisch lesbarer Form unter Einhaltung der in 
Art. 12 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 genannten Kriterien zu übermitteln. Einzelne 
Meldeinhalte können ganz oder teilweise entfallen, wenn die FMA gegenüber dem meldepflichtigen 
Institut eine Erklärung gemäß Art. 13 Abs. 1 zweiter Satz der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 abgegeben 
hat. 

(4) Die FMA hat die gemäß Abs. 3 gemeldeten Angaben unter Einhaltung der in Art. 14 der 
Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 vorgesehenen Bestimmungen an die in Art. 14 Abs. 1 lit. a bis c der 
Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 genannten Stellen zu übermitteln und ihrerseits Vorkehrungen für den 
Austausch der Meldungen mit anderen zuständigen Behörden zu treffen. 

(5) Die FMA ist ermächtigt, Verordnungen über die Meldungen zu erlassen; bei der Erlassung dieser 
Verordnungen hat sie auf das volkswirtschaftliche Interesse an einem funktionsfähigen Wertpapierwesen 
Bedacht zu nehmen. In diesen Verordnungen können geregelt werden: 
 1. die Verwendung von Datenträgern zur Übermittlung von meldepflichtigen Daten, wenn die in 

Art. 12 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 genannten Anforderungen erfüllt werden; 
 2. zusätzliche meldepflichtige Angaben hinsichtlich meldepflichtiger Instrumente, sofern die 

Voraussetzungen gemäß Art. 13 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 vorliegen; 
 3. Angaben, die gemäß Art. 13 Abs. 4 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 der Identifizierung von 

Kunden dienen, für die das meldepflichtige Institut das Geschäft ausgeführt hat; 
 4. die Zulassung von Melde- oder Abwicklungssystemen, sofern diese Systeme die in Art. 12 der 

Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 vorgesehenen Voraussetzungen erfüllen, die Meldungen 
innerhalb der gemäß Abs. 1 vorgeschriebenen Frist an die FMA weitergeleitet werden, die 
Wahrnehmung der Aufsichtstätigkeit hierdurch nicht beeinträchtigt wird und den Anforderungen 
der §§ 10 und 11 Datenschutzgesetz 2000 – DSG 2000, BGBl. I Nr. 165/1999, entsprochen wird; 

 5. bei meldepflichtigen Instituten kann die Meldung auch durch einen geregelten Markt oder ein 
MTF, über deren Systeme die Geschäfte abgewickelt wurden, oder einen geeigneten Dritten 
erfolgen, bei Kreditinstituten, die einem Zentralinstitut angeschlossen sind, insbesondere durch 
das zuständige Zentralinstitut; 

Wird die Meldung über ein zugelassenes Meldesystem gemäß Z 4 oder durch einen geregelten Markt oder 
ein MTF, über deren Systeme die Geschäfte abgewickelt wurden, erstattet, gilt die Meldepflicht des 
meldepflichtigen Instituts als erfüllt; in diesem Fall haben die meldepflichtigen Institute der mit der 
Meldung betrauten Stelle alle zur Durchführung ihrer Aufgaben erforderlichen Informationen zu 
übermitteln; die Auskunftspflichten des meldepflichtigen Instituts gegenüber der FMA bleiben hiervon 
unberührt. 

(6) Ausgenommen von der Meldepflicht nach den vorstehenden Absätzen sind 
Kapitalanlagegesellschaften gemäß § 2 des Investmentfondsgesetzes 1993, Kapitalanlagegesellschaften 
für Immobilien gemäß § 2 des Immobilien-Investmentfondsgesetzes, Mitarbeitervorsorgekassen gemäß 
§ 18 des betrieblichen Mitarbeitervorsorgegesetzes und die Oesterreichische Nationalbank hinsichtlich 
ihrer währungspolitischen Transaktionen. Unbeschadet dieser Ausnahmen sind 
Kapitalanlagegesellschaften gemäß § 2 des Investmentfondsgesetzes 1993, Kapitalanlagegesellschaften 
für Immobilien gemäß § 2 des Immobilien-Investmentfondsgesetzes, Mitarbeitervorsorgekassen gemäß 
§ 18 des betrieblichen Mitarbeitervorsorgegesetzes sowie Wertpapierdienstleistungsunternehmen der 
FMA hinsichtlich aller von ihnen getätigten Wertpapierdienstleistungen auskunftspflichtig. 

Veröffentlichungen nach dem Handel 

§ 65. (1) Kreditinstitute, Zweigstellen von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen aus 
Mitgliedstaaten, sowie Zweigstellen von Kreditinstituten aus Drittländern, die für eigene Rechnung oder 
für Rechnung von Kunden Geschäfte mit Aktien, die zum Handel an einem geregelten Markt zugelassen 
wurden, außerhalb eines geregelten Marktes oder eines MTF tätigen, haben den Umfang der Geschäfte, 
den Kurs und den Zeitpunkt des Geschäftsabschlusses sowie weitere Informationen gemäß Art. 27 der 
Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 nach Maßgabe der Art. 29, 30 und 32 der Verordnung (EG) 
Nr. 1287/2006 zu veröffentlichen. Diese Informationen sind so weit wie möglich in Echtzeit zu 
angemessenen kaufmännischen Bedingungen und in einer Weise zu veröffentlichen, die den anderen 
Marktteilnehmern einen leichten Zugang zu diesen Informationen ermöglicht. 

(2) Mit Bewilligung der FMA können einzelne Nachhandelsinformationen über abgeschlossene 
Geschäfte gemäß Abs. 1, die im Vergleich zum marktüblichen Geschäftsumfang bei der betreffenden 
Aktie oder Aktiengattung ein großes Volumen aufweisen, zeitlich verzögert veröffentlicht und die dafür 
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notwendigen Vorkehrungen vorgenommen werden. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn die in Art. 28 
der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 genannten Kriterien erfüllt sind und die vorgeschlagenen 
Vorkehrungen eine diesen Kriterien entsprechende verzögerte Veröffentlichung erwarten lassen. Die 
getroffenen Vorkehrungen sind zu veröffentlichen. Eine Bewilligung im Einzelfall ist nicht erforderlich, 
soweit die FMA eine dem Art. 28 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 entsprechende Verordnung 
erlassen hat. Eine solche Verordnung hat auch die entsprechenden notwendigen Vorkehrungen zu regeln. 

Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten 

§ 66. (1) Die meldepflichtigen Institute haben unbeschadet der Art. 7 und 8 der Verordnung (EG) 
Nr. 1287/2006 sämtliche relevante Daten über die Geschäfte mit Finanzinstrumenten, die sie für eigene 
Rechnung oder für Kunden getätigt haben, aufzuzeichnen. Bei Geschäften, die auf Rechnung von Kunden 
getätigt wurden, müssen Aufzeichnungen die zur Identifikation von Kunden erforderlichen Angaben 
enthalten; diese Anforderung ist erfüllt, wenn die Aufbewahrung gemäß § 40 Abs. 3 BWG erfolgt und die 
Aufzeichnungen der FMA auf Anfrage jeder Zeit unverzüglich zur Verfügung gestellt werden können. 

(2) Die Aufzeichnungen gemäß Abs. 1 sind mindestens fünf Jahre aufzubewahren und der FMA bei 
Bedarf zur Verfügung zu stellen. 

2. Abschnitt 

Betrieb eines multilateralen Handelssystems (MTF) 

Handel und Abschluss von Geschäften über MTF 

§ 67. (1) Die Betreiber eines MTF haben transparente und nicht-diskretionäre Regeln und Verfahren 
für einen fairen und ordnungsgemäßen Handel sowie objektive Kriterien für die wirksame Ausführung 
von Aufträgen festzulegen. 

(2) Die Betreiber eines MTF haben insbesondere 
 1. über Allgemeine Geschäftsbedingungen zu verfügen, in denen zumindest vorzusehen sind: 
 a) Regeln, nach denen sich bestimmt, welche Finanzinstrumente innerhalb ihrer Systeme 

gehandelt werden können; 
 b) Regeln über die Berechtigung zur Handelsteilnahme im MTF; diese Regeln haben sinngemäß 

zumindest den Anforderungen gemäß den §§ 14 und 15 BörseG zu entsprechen; 
 2. die Nutzer ihres Systems klar über ihre jeweilige Verantwortung für die Abrechnung der über das 

System abgewickelten Geschäfte zu informieren; 
 3. die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, um die wirksame Abrechnung der innerhalb des 

MTF geschlossenen Geschäfte zu erleichtern; 
 4. für ihre Systeme auf Dauer wirksame Vorkehrungen und Verfahren festzulegen, um die 

Einhaltung der Regeln des MTF durch dessen Handelsteilnehmer regelmäßig zu überwachen; 
 5. über Systeme zur Überwachung der von ihren Nutzern innerhalb ihrer Systeme abgeschlossenen 

Geschäfte zu verfügen, um Verstöße gegen diese Regeln, marktstörende Handelsbedingungen 
oder Verhaltensweisen, die auf Marktmissbrauch hindeuten könnten, zu erkennen. 

(3) Die Betreiber eines MTF haben gegebenenfalls ausreichende öffentlich zugängliche 
Informationen bereitzustellen oder den Zugang zu solchen Informationen zu ermöglichen, damit seine 
Nutzer sich ein Urteil sowohl über die Art der Nutzer als auch über die Art der gehandelten Instrumente 
bilden können. 

(4) Auf Geschäfte, die nach den Regeln des MTF zwischen dessen Handelsteilnehmern oder 
zwischen dem MTF und seinen Mitgliedern in Bezug auf die Nutzung des MTF geschlossen werden, 
finden die §§ 36 bis 57 keine Anwendung. Führen Handelsteilnehmer eines MTF Aufträge für Kunden 
innerhalb des MTF aus, sind die §§ 36 bis 57 anzuwenden. 

(5) Wird ein übertragbares Wertpapier, das zum Handel an einem geregelten Markt zugelassen 
wurde, ohne Zustimmung des Emittenten über ein MTF gehandelt, ist der Emittent nicht verpflichtet, 
Informationen über das übertragbare Wertpapier für das MTF zu veröffentlichen. 

(6) Die Betreiber eines MTF haben der FMA Verstöße im Sinne vom Abs. 2 Z 5 unverzüglich zu 
melden und dabei die einschlägigen Informationen zu übermitteln. Weiters haben diese Betreiber die 
FMA bei Ermittlungen wegen Marktmissbrauchs innerhalb oder über ihre Systeme zu unterstützen. 

(7) Die Betreiber eines MTF haben unverzüglich jeder Anweisung der FMA nachzukommen, ein 
Finanzinstrument vom Handel auszuschließen oder den Handel damit auszusetzen. 
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(8) Bei der Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten aus Geschäften, die über ein MTF abgeschlossen 
werden, ist der Einwand, dass dem Anspruch ein als Spiel oder Wette zu beurteilendes Differenzgeschäft 
zugrunde liegt, unstatthaft. 

(9) Die FMA kann, wenn dies für die Aufrechterhaltung des ordnungsgemäßen Funktionierens eines 
MTF nötig ist, den Betreibern eines MTF die Nutzung einer zentralen Gegenpartei, einer Clearingstelle 
oder eines Abrechnungssystems in einem anderen Mitgliedstaat untersagen. Die Nutzung eines solchen 
Abrechnungssystems kann insbesondere untersagt werden, wenn 
 1. eine effiziente und wirtschaftliche Abrechnung des betreffenden Geschäfts nicht mehr 

gewährleistet ist; 
 2. die technischen Voraussetzungen für die Abrechnung der über das MTF getätigten Geschäfte ein 

reibungsloses und ordnungsgemäßes Funktionieren der Finanzmärkte nicht ermöglichen. 

Vor- und Nachhandels-Transparenzvorschriften für MTF 

§ 68. (1) Der Betreiber eines MTF hat für die in sein System einbezogenen Aktien, die zum Handel 
an einem geregelten Markt zugelassen sind, die aktuellen Geld- und Briefkurse und das jeweilige 
Handelsvolumen zu diesen Kursen zu angemessenen kaufmännischen Bedingungen und kontinuierlich 
während der üblichen Geschäftszeiten gemäß den Art. 17, 29, 30 und 32 der 
Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 zu veröffentlichen. 

(2) Der Betreiber eines MTF hat den Kurs, den Umfang und den Zeitpunkt der Geschäfte, die in 
Bezug auf Aktien gemäß Abs. 1 abgeschlossen wurden, zu angemessenen kaufmännischen Bedingungen 
und so weit wie möglich auf Echtzeitbasis und nach Maßgabe der Art. 27, 29, 30 und 32 der 
Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 zu veröffentlichen, sofern diese Nachhandelsinformationen bezüglich 
der abgeschlossenen Geschäfte nicht über die Systeme eines geregelten Markts veröffentlicht werden. 

(3) Die FMA ist ermächtigt, nach Maßgabe von Art. 17 bis 20 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 
mit Verordnung Ausnahmen von der Veröffentlichungspflicht gemäß Abs. 1, insbesondere hinsichtlich 
Geschäften, die im Vergleich zum marktüblichen Geschäftsumfang für die betreffende Aktie oder den 
betreffenden Aktientyp ein großes Volumen aufweisen, vorzusehen; bei der Erlassung der Verordnung 
hat die FMA auf das volkswirtschaftliche Interesse an einem funktionsfähigen Wertpapierwesen Bedacht 
zu nehmen. 

(4) Die Betreiber von MTF können mit Bewilligung der FMA einzelne Nachhandelsinformationen 
über abgeschlossene Geschäfte gemäß Abs. 2, die im Vergleich zum marktüblichen Geschäftsumfang bei 
der betreffenden Aktie oder Aktiengattung ein großes Volumen aufweisen, zeitlich verzögert 
veröffentlichen und die dafür notwendigen Vorkehrungen vornehmen. Die Bewilligung ist zu erteilen, 
wenn die in Art. 28 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 genannten Kriterien erfüllt sind und die 
vorgeschlagenen Vorkehrungen eine diesen Kriterien entsprechende verzögerte Veröffentlichung 
erwarten lassen. Die Betreiber von MTF haben die Marktteilnehmer und das Anlegerpublikum über die 
getroffenen Vorkehrungen in geeigneter Weise zu informieren. Eine Bewilligung im Einzelfall ist nicht 
erforderlich, soweit die FMA eine dem Art. 28 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 entsprechende 
Verordnung erlassen hat. Eine solche Verordnung hat auch die entsprechenden notwendigen 
Vorkehrungen zu regeln. 

3. Abschnitt 

Systematische Internalisierer 

Vorhandels-Transparenzvorschriften 

§ 69. (1) Systematische Internalisierer haben verbindliche Kursofferten für die an einem geregelten 
Markt gehandelten Aktien zu veröffentlichen, für die sie systematische Internalisierung betreiben und für 
die es einen liquiden Markt gemäß Art. 22 Abs. 1, 4 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 gibt; 
besteht kein liquider Markt, haben systematische Internalisierer ihren Kunden auf Anfrage Quotierungen 
anzubieten. 

(2) Systematische Internalisierer können die Größe festlegen, zu der sie Kursofferten angeben. Jedes 
Angebot für eine Aktie hat einen verbindlichen Geld- oder Briefkurs zu umfassen, wobei die Größe bis 
zur Standardmarktgröße für die Aktienklasse, der die Aktie angehört, festgelegt werden kann. Der Kurs 
hat die vorherrschenden Marktbedingungen für die betreffende Aktie gemäß Art. 24 der 
Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 widerzuspiegeln. 

(3) Die Standardmarktgröße für jede Aktienklasse ist gemäß Art. 23 der 
Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 zu ermitteln. 
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(4) Systematische Internalisierer haben ihre Kursangebote regelmäßig und kontinuierlich während 
der üblichen Handelszeiten gemäß den Art. 29, 30 und 32 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 zu 
veröffentlichen. Die Angebote können jederzeit aktualisiert werden und im Falle außergewöhnlicher 
Marktbedingungen zurückgezogen werden. Die Kursangebote sind den übrigen Marktteilnehmern zu 
angemessenen kaufmännischen Bedingungen in leicht zugänglicher Weise bekannt zu machen. 

(5) Die Abs. 1 bis 4 gelten nicht für systematische Internalisierer, die Aufträge in Aktien ausführen, 
die über der Standardmarktgröße liegen. 

(6) Die FMA hat als zuständige Behörde des unter Liquiditätsaspekten wichtigsten Marktes im Sinne 
von Art. 9 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 
 1. einmal jährlich für jede Aktie auf der Grundlage des arithmetischen Durchschnittswertes der 

Aufträge, die im Markt für diese Aktie ausgeführt werden, die jeweilige Aktienklasse festzulegen 
und diese Informationen auf ihrer Homepage zu veröffentlichen; Art. 33 und 34 der 
Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 sind anzuwenden; 

 2. eine Liste sämtlicher liquider Aktien, für die sie zuständig ist, gemäß Art. 22 Abs. 6 der 
Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 zu erstellen und zu veröffentlichen. 

(7) Ein Markt für jede Aktie besteht aus allen Aufträgen, die in der Europäischen Union im Hinblick 
auf diese Aktie ausgeführt werden, ausgenommen jene, die im Vergleich zur normalen Marktgröße für 
diese Aktie ein großes Volumen gemäß Art. 20 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 aufweisen. 

Ausführung von Kundenaufträgen 

§ 70. (1) Systematische Internalisierer haben die Aufträge von Kunden in Bezug auf Aktien, für die 
sie systematische Internalisierung betreiben, zu den zum Zeitpunkt des Auftragseingangs gebotenen 
Kursen auszuführen. Bei Aufträgen von Privatkunden sind die §§ 52 bis 54 anzuwenden. 

(2) Systematische Internalisierer können Aufträge von professionellen Kunden 
 1. in begründeten Fällen zu besseren Kursen ausführen, sofern diese Kurse innerhalb einer 

veröffentlichten, marktnahen Bandbreite liegen und das Auftragsvolumen größer als das übliche 
Auftragsvolumen von Privatkunden gemäß Art. 26 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 ist; 

 2. zu anderen als den von ihnen angebotenen Kursen ausführen, ohne die Anforderungen gemäß Z 1 
einhalten zu müssen, wenn die Voraussetzungen 

 a) ein Portfoliogeschäft mit mindestens zehn Wertpapieren oder 
 b) weder ein Auftrag zur Ausführung eines Aktiengeschäfts zum vorherrschenden Marktpreis 

noch ein Limitauftrag 
gemäß Art. 25 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 erfüllt sind. 

(3) Ein systematischer Internalisierer, der nur eine Kursofferte angibt oder dessen höchste 
Kursofferte unter der Standardmarktgröße liegt, kann bei einem Kundenauftrag, der über seiner 
Quotierungsgröße, jedoch unter der Standardmarktgröße liegt, den Teil des Auftrags ausführen, der seine 
Quotierungsgröße übersteigt, sofern die Ausführung zum quotierten Kurs erfolgt; dies gilt nicht für Fälle 
gemäß Abs. 2 Z 1 und 2. 

(4) Veröffentlicht ein systematischer Internalisierer Kursofferten in verschiedenen Größen und liegt 
ein Kundenauftrag zwischen diesen Größen, so ist der Auftrag gemäß den Bestimmungen der §§ 55 bis 
57 zu einem der quotierten Kurse auszuführen; dies gilt nicht für Fälle gemäß Abs. 2 Z 1 und 2. 

(5) Die Abs. 1 bis 4 gelten nicht für systematische Internalisierer, die Aufträge in Aktien ausführen, 
die über der Standardmarktgröße liegen. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 

§ 71. (1) Systematische Internalisierer haben in ihren Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
Regelungen über den Zugang zu ihren Kursofferten zu treffen. Ein Zugang zu ihren Kursofferten ist in 
objektiver und nicht diskriminierender Weise zu gewähren. Systematische Internalisierer können in ihren 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen insbesondere festlegen, dass 
 1. die Aufnahme von Geschäftsbeziehungen abgelehnt werden kann oder Geschäftsbeziehungen 

beendet werden können, wenn dies aufgrund wirtschaftlicher Erwägungen, insbesondere wegen 
der Bonität des Anlegers, des Gegenparteirisikos und der Abwicklung des Geschäfts, nötig 
erscheint; 

 2. die Zahl der Geschäfte, die sie zu den veröffentlichten Bedingungen mit demselben Kunden 
abzuschließen bereit sind, in nicht diskriminierender Weise beschränkt werden kann, um das 
Risiko aufgrund einer Häufung von Geschäften mit ein und demselben Kunden zu minimieren; 
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 3. in nicht diskriminierender Weise und gemäß den Bestimmungen der §§ 55 bis 57 die Gesamtzahl 
der für verschiedene Kunden gleichzeitig ausgeführten Geschäfte beschränkt werden kann, 
sofern die Anzahl oder der Umfang der Kundenaufträge erheblich über der Norm gemäß Art. 25 
Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 liegt. 

Hinsichtlich der Beschränkung von Geschäften gemäß Z 2 und 3 ist Art. 25 Abs. 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 anzuwenden. 

(2) Abs. 1 gilt nicht für systematische Internalisierer, die Aufträge in Aktien ausführen, die über der 
Standardmarktgröße liegen. 

Aufsicht 

§ 72. Die FMA hat die Kreditinstitute und Wertpapierfirmen gemäß § 12 Abs. 1, die in Österreich 
über eine Zweigstelle tätig werden, dahin gehend zu beaufsichtigen, dass diese 
 1. die Geld- oder Briefkurse, die sie gemäß § 69 veröffentlichen, regelmäßig aktualisieren und 

Kurse anbieten, die den allgemeinen Marktbedingungen entsprechen, und 
 2. die Bedingungen für die Kursverbesserungen gemäß § 70 Abs. 2 erfüllen. 

4. Hauptstück 

1. Abschnitt 

Rechnungslegung und Jahresabschlussprüfung 

§ 73. (1) Wertpapierfirmen haben ihren Jahresabschluss gemäß der Gliederung der Anlage 2 zu § 43 
BWG so rechtzeitig zu erstellen, dass die Frist des Abs. 2 eingehalten werden kann; die §§ 43, 45 bis 59a, 
64 und 65 Abs. 1 und 2 BWG sind anzuwenden. 

(2) Die gemäß Abs. 1 erstellten und gemäß Abs. 3 geprüften Jahresabschlüsse und die gemäß Abs. 4 
erstellten Prüfungsberichte sind längstens innerhalb von sechs Monaten nach Abschluss des 
Geschäftsjahres der FMA vorzulegen. Die FMA kann die Vorlage der Daten der Jahresabschlüsse auch 
mittels elektronischer Übermittlung oder elektronischer Datenträger in standardisierter Form verlangen. 

(3) Die Jahresabschlüsse sind von Abschlussprüfern, bei Genossenschaften von den 
Prüfungsorganen gesetzlich zuständiger Prüfungseinrichtungen zu prüfen. Der Abschlussprüfer hat die 
Gesetzmäßigkeit des Jahresabschlusses zu prüfen. Die Prüfung hat weiters zu umfassen: 
 1. Die sachliche Richtigkeit der Bewertung einschließlich der Vornahme gebotener 

Abschreibungen, Wertberichtigungen und Rückstellungen sowie 
 2. die Beachtung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, insbesondere der §§ 6 und 9, des 

2. Hauptstücks und der §§ 64 bis 68. 

(4) Das Ergebnis dieser Prüfung ist in einer Anlage zum Prüfungsbericht über den Jahresabschluss 
darzustellen. Dieser Bericht ist den Geschäftsleitern und den nach Gesetz oder Satzung bestehenden 
Aufsichtsorganen der Wertpapierfirmen so zeitgerecht zu übermitteln, dass die Vorlagefrist des Abs. 2 
eingehalten werden kann. 

§ 74. (1) Wertpapierdienstleistungsunternehmen (§ 4) haben, soweit sie gemäß § 189 Abs. 1 und 2 
Unternehmensgesetzbuch – UGB, dRGBl. S 219/1897, zur Buchführung verpflichtet sind, einen 
Jahresabschluss gemäß der Gliederung der §§ 224 und 231 UGB, und soweit sie gemäß § 189 Abs. 4 
UGB keine Buchführungspflicht trifft, eine Einnahmen-Ausgabenrechnung nach den Vorschriften des § 4 
Abs. 3 Einkommensteuergesetz 1988 – EStG 1988, BGBl. Nr. 400/1988, zu erstellen. 

(2) Die gemäß Abs. 1 erstellten Jahresabschlüsse oder Einnahmen-Ausgabenrechnungen und die 
gemäß Abs. 4 erstellten Prüfungsberichte sind längstens innerhalb von sechs Monaten nach Abschluss des 
Geschäftsjahres der FMA zu übermitteln. 

(3) Wertpapierdienstleistungsunternehmen haben eine der in § 271 Abs. 1 UGB genannten Personen 
zur Prüfung der Beachtung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, insbesondere der §§ 6 und 9 und 
des 2. Hauptstücks zu bestellen; die Vorschriften über die Auswahl der Abschlussprüfer gemäß § 271 
Abs. 2 UGB sind anzuwenden. Bei Genossenschaften ist die Prüfung der Beachtung der Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes von den Prüfungsorganen gesetzlich zuständiger Prüfungseinrichtungen 
vorzunehmen. Die Vorschriften gemäß § 275 UGB über die Verantwortlichkeit des Abschlussprüfers sind 
sinngemäß anzuwenden. 

(4) Das Ergebnis dieser Prüfung ist in einen gesonderten Prüfungsbericht aufzunehmen. Dieser 
Bericht ist den Geschäftsleitern der Wertpapierdienstleistungsunternehmen so zeitgerecht zu übermitteln, 
dass die Vorlagefrist des Abs. 2 eingehalten werden kann. 
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Anlegerentschädigung 

§ 75. (1) Wertpapierfirmen, die eine oder beide der in § 3 Abs. 2 Z 2 und 3 genannten 
Dienstleistungen betreiben, haben einer Entschädigungseinrichtung anzugehören. Gehört eine solche 
Wertpapierfirma der Entschädigungseinrichtung nicht an, so erlischt die Berechtigung (Konzession) zur 
Erbringung von Wertpapierdienstleistungen gemäß § 3 Abs. 2; § 7 Abs. 2 BWG ist anzuwenden. 

(2) Die Entschädigungseinrichtung hat alle Wertpapierfirmen mit der Berechtigung zur Erbringung 
von Wertpapierdienstleistungen gemäß § 3 Abs. 2 Z 2 oder 3 als Mitglieder aufzunehmen. Die 
Entschädigungseinrichtung ist in der Form einer Haftungsgesellschaft als juristische Person zu betreiben. 
Die Entschädigungseinrichtung hat zu gewährleisten, dass, falls über ein Mitgliedsinstitut der Konkurs 
eröffnet wird oder eine Mitteilung der zuständigen Behörde gemäß Anhang II Buchstabe b der Richtlinie 
97/9/EG erfolgt, Forderungen eines Anlegers aus Wertpapierdienstleistungen gemäß § 93 Abs. 2a BWG 
bis zu einem Höchstbetrag von 20 000 Euro oder Gegenwert in fremder Währung pro Anleger auf dessen 
Verlangen und nach Legitimierung innerhalb von drei Monaten ab dem Zeitpunkt, zu dem Höhe und 
Berechtigung der Forderung festgestellt wurden, ausbezahlt werden. Die Bestimmungen des § 93 Abs. 3 
BWG über anhängige Strafverfahren im Sinne des § 93 Abs. 5 Z 3 BWG sowie über Unterstützungs- und 
Informationspflichten gegenüber der Entschädigungseinrichtung sind anzuwenden. 

(3) Die Entschädigungseinrichtung hat nach Maßgabe der §§ 75 bis 78 und der anzuwendenden 
Bestimmungen des BWG Anleger für Forderungen aus Wertpapierdienstleistungen zu entschädigen, die 
dadurch entstanden sind, dass eine Wertpapierfirma nicht in der Lage war, entsprechend den gesetzlichen 
oder vertraglichen Regelungen 
 1. Gelder zurückzuzahlen, die Anlegern im Zusammenhang mit Wertpapierdienstleistungen 

geschuldet werden oder 
 2. den Anlegern Instrumente zurückzugeben, die diesen gehören und für deren Rechnung im 

Zusammenhang mit Wertpapiergeschäften verwaltet werden. 
Von der Entschädigung ausgeschlossen sind Forderungen im Sinne von § 93 Abs. 5 Z 1a bis 12 BWG 
sowie Bestandteile des Eigenkapitals der Wertpapierfirma. 

(4) Folgende Bestimmungen des BWG sind hinsichtlich der sicherungspflichtigen 
Wertpapierdienstleistungen anzuwenden: § 93 Abs. 4, 6, 8a und 11; § 93a Abs. 6 hinsichtlich der 
Möglichkeit, zur Sanierung von Mitgliedsinstituten beizutragen, sowie § 93b Abs. 2 und 4. 

(5) Wertpapierfirmen und Wertpapierdienstleistungsunternehmen, die nicht einer 
Entschädigungseinrichtung angehören müssen, haben ihre Kunden auf diesen Umstand spätestens bei 
Vertragsabschluß schriftlich hinzuweisen sowie gegebenenfalls durch Aushang in den Geschäftsräumen 
zu informieren. 

§ 76. (1) Die Entschädigungseinrichtung hat ihre Mitgliedsinstitute zu verpflichten, für den Fall einer 
Auszahlung von Entschädigungen unverzüglich anteilsmäßige Beiträge zu leisten. Die 
Entschädigungseinrichtung hat jene organisatorischen Vorkehrungen zu treffen, die die unverzügliche 
Bemessung und Auszahlung der gesicherten Forderungen ermöglichen. 

(2) Forderungsberechtigte aus Wertpapierdienstleistungen können während eines Zeitraums von 
einem Jahr ab der Eröffnung des Konkurses oder der Mitteilung der zuständigen Behörde gemäß Anhang 
II Buchstabe b der Richtlinie 97/9/EG ihre Ansprüche bei der Entschädigungseinrichtung anmelden. § 93 
Abs. 3c letzter Satz BWG ist anzuwenden. 

(3) Die Entschädigungseinrichtung hat unverzüglich nach Ablauf des Anmeldungszeitraums 
Beiträge der Mitgliedsinstitute zur Deckung der Entschädigungsansprüche einzuheben. Die nach § 93b 
Abs. 4 BWG zu bemessenden Beiträge sind für das einzelne Mitgliedsinstitut dadurch begrenzt, dass es 
im Geschäftsjahr höchstens zu Beitragsleistungen im Ausmaß von 10 vH des Eigenkapitals (§ 9 Abs. 3) 
verpflichtet ist. 

(4) Die Entschädigungseinrichtung hat zu gewährleisten, dass Forderungen eines Anlegers aus 
Wertpapierdienstleistungen gemäß § 75 Abs. 3 bis zu einem Höchstbetrag von 20 000 Euro oder 
Gegenwert in fremder Währung pro Anleger auf dessen Verlangen und nach Legitimierung innerhalb von 
drei Monaten ab dem Zeitpunkt, zu dem Höhe und Berechtigung der Forderung festgestellt wurden, 
ausbezahlt werden. Die Entschädigungseinrichtung ist berechtigt, Entschädigungsforderungen mit 
Forderungen des Mitgliedsinstituts aufzurechnen. § 19 Abs. 2 KO ist anzuwenden. 

(5) Stehen der Feststellung der Forderungen oder der Aufbringung der Entschädigungswerte 
außergewöhnliche Hindernisse entgegen und kann auf Grund dessen die Frist gemäß Abs. 4 nicht 
eingehalten werden, so verlängert sich diese Frist um weitere drei Monate. Die FMA ist weiters auf 
Antrag der Entschädigungseinrichtung berechtigt, die Verlängerung der Frist um weitere drei Monate zu 
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bewilligen, wenn dies auf Grund besonderer Umstände zur Abwehr eines volkswirtschaftlichen Schadens, 
insbesondere durch die Gefährdung der Stabilität des Finanzsystems, erforderlich ist. 

§ 77. (1) Die Entschädigungseinrichtung hat 
 1. ihre Jahresabschlüsse längstens innerhalb von sechs Monaten nach Abschluss des 

Geschäftsjahres der FMA vorzulegen und 
 2. der FMA das Ausscheiden eines Institutes aus der Sicherungseinrichtung unverzüglich zu 

melden. 

(2) Kreditinstitute, die im Rahmen von Bankgeschäften mit der Anschaffung, Veräußerung, 
Verwahrung oder Verwaltung von Geldern oder Instrumenten des Mitgliedsinstituts oder von dessen 
Kunden betraut sind, haben der Entschädigungseinrichtung die zur Feststellung der Forderungen 
erforderlichen Informationen zu erteilen. 

§ 78. (1) Wertpapierfirmen gemäß § 12, die in Österreich Wertpapierdienstleistungen gemäß § 3 
Abs. 2 Z 2 und 3 erbringen und diese Dienstleistungen das Halten von Geld, Wertpapieren oder sonstigen 
Instrumenten nicht umfassen, so dass der Erbringer der Dienstleistungen diesbezüglich zu keiner Zeit 
Schuldner seiner Kunden werden kann, sind, sofern sie in ihrem Heimatland einem 
Anlegerentschädigungssystem im Sinne der Richtlinie 97/9/EG angehören, berechtigt, sich der 
Entschädigungseinrichtung ergänzend zum Anlegerentschädigungssystem ihres Herkunftsmitgliedstaates 
anzuschließen; als Sicherungsfall gilt diesfalls die Mitteilung der zuständigen Behörde gemäß Anhang II 
Buchstabe b der Richtlinie 97/9/EG. Der ergänzende Anschluss gilt nur bezüglich der in Österreich 
erbrachten sicherungspflichtigen Wertpapierdienstleistungen und nur insoweit, als die §§ 75 und 76 eine 
höhere oder weitergehende Sicherung von Forderungen aus Wertpapierdienstleistungen gewährleisten als 
das Anlegerentschädigungssystem des Herkunftsmitgliedstaates der Wertpapierfirma. Die 
Sicherungseinrichtung hat die freiwillig ergänzend angeschlossenen Wertpapierfirmen zu verpflichten, 
für den Fall einer Auszahlung gesicherter Forderungen aus Wertpapierdienstleistungen unverzüglich 
anteilsmäßige Beiträge zu leisten. Bei der Festsetzung der anteilsmäßigen Beiträge ist § 93b Abs. 2 und 4 
BWG sinngemäß anzuwenden. Hierbei darf die freiwillig ergänzend angeschlossene Wertpapierfirma 
nicht schlechter gestellt werden als ein nach Institutstyp und Geschäftsgegenstand vergleichbares 
österreichisches Kreditinstitut. Hat eine freiwillig ergänzend angeschlossene Wertpapierfirma mehrere 
Zweigstellen in Österreich, so sind diese bei der Berechnung der Forderungen und bei der Berechnung 
der Beitragsleistung gemäß § 93b BWG als eine Zweigstelle zu betrachten. 

(2) Kommt die freiwillig ergänzend angeschlossene Wertpapierfirma ihren Verpflichtungen nicht 
nach, so hat die Entschädigungseinrichtung hievon die FMA unverzüglich zu verständigen. Diese hat die 
freiwillig ergänzend angeschlossene Wertpapierfirma unter gleichzeitiger Benachrichtigung der 
zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaates der Wertpapierfirma aufzufordern, ihren 
Verpflichtungen nachzukommen. Kommt die freiwillig ergänzend angeschlossene Wertpapierfirma trotz 
dieser Maßnahmen ihren Verpflichtungen nicht nach, so kann sie von der Entschädigungseinrichtung 
unter Setzung einer Kündigungsfrist von zwölf Monaten mit Zustimmung der zuständigen Behörde des 
Herkunftsmitgliedstaates ausgeschlossen werden. Vor dem Zeitpunkt des Ausschlusses erbrachte 
Wertpapierdienstleistungen verbleiben nach diesem Zeitpunkt in der Deckung der ergänzenden 
Anlegerentschädigung. Die Anleger sind von der Sicherungseinrichtung vom Wegfall der ergänzenden 
Deckung durch Verlautbarung im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ sowie in zumindest einer weiteren 
bundesweit erscheinenden Tageszeitung zu benachrichtigen. Die ausgeschlossene Wertpapierfirma hat 
den Umstand des Wegfalls der ergänzenden Deckung in den Geschäftsräumen auszuhängen sowie in ihrer 
Werbung und in den Vertragsurkunden deutlich erkennbar anzumerken. 

(3) Die Entschädigungseinrichtung hat mit den Anlegerentschädigungssystemen der Mitgliedstaaten 
gemäß Anhang II der Richtlinie 97/9/EG zusammenzuarbeiten. Wertpapierfirmen gemäß Abs. 1 haben 
der zuständigen Sicherungseinrichtung des Herkunftsmitgliedstaates alle Informationen zu erteilen, die 
diese benötigt, um sicherzustellen, dass die Anleger unverzüglich und ordnungsgemäß entschädigt 
werden. Im übrigen gelten für Wertpapierfirmen gemäß Abs. 1 die Bestimmungen der §§ 75 bis 77 und 
§ 95 einschließlich der dort genannten Bestimmungen des BWG. 

(4) Wertpapierfirmen, die in einem anderen Mitgliedstaat im Wege der Niederlassungsfreiheit 
Zweigstellen errichten, sind bezüglich der in diesem Mitgliedstaat erbrachten Wertpapierdienstleistungen 
in gleicher Weise berechtigt, sich einem dortigen Anlegerentschädigungssystem ergänzend 
anzuschließen. Die FMA hat bei Konkurs der Wertpapierfirma gegenüber der zuständigen Behörde des 
Aufnahmemitgliedstaates die im Anhang II Buchstabe b der Richtlinie 97/9/EG vorgesehene Mitteilung 
abzugeben. 
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Geschäftsaufsicht und Insolvenzbestimmungen 

§ 79. Die §§ 80 bis 89 sind nur auf Wertpapierfirmen und Wertpapierdienstleistungsunternehmen in 
der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft (§ 3 Abs. 5 Z 1) anzuwenden. 

§ 80. (1) Über das Vermögen einer Wertpapierfirma oder eines Wertpapierdienstleistungs-
unternehmens kann ein Ausgleichsverfahren nicht eröffnet werden. Im Konkurs einer Wertpapierfirma 
oder eines Wertpapierdienstleistungsunternehmens findet ein Zwangsausgleich nicht statt. 

(2) In Geschäftsaufsichts- und Konkursverfahren von Wertpapierfirmen und 
Wertpapierdienstleistungsunternehmen steht der FMA Parteistellung zu. 

(3) Der Antrag auf Eröffnung des Konkurses einer Wertpapierfirma kann nur von der FMA, 
derjenige eines Wertpapierdienstleistungsunternehmens kann auch von der FMA, während aufrechter 
Geschäftsaufsicht jedoch in beiden Fällen nur von der Aufsichtsperson gestellt werden. Ansonsten ist 
§ 70 KO anzuwenden. 

(4) Als Aufsichtsperson kann auch eine juristische Person bestellt werden. 

(5) Das Gericht hat vor Bestellung und Abberufung einer Aufsichtsperson oder eines 
Masseverwalters die FMA anzuhören. 

(6) Das Gericht hat die FMA von der Anordnung der Geschäftsaufsicht durch Übersendung eines 
Edikts unverzüglich zu verständigen. 

§ 81. (1) Wertpapierfirmen und Wertpapierdienstleistungsunternehmen, die überschuldet oder 
zahlungsunfähig sind, können, wenn die Überschuldung oder Zahlungsunfähigkeit voraussichtlich wieder 
behoben werden kann, bei dem für die Konkurseröffnung zuständigen Gericht die Anordnung der 
Geschäftsaufsicht beantragen. Diesen Antrag kann auch die FMA stellen. 

(2) Wertpapierfirmen und Wertpapierdienstleistungsunternehmen haben mit dem Antrag ein 
geordnetes Verzeichnis seiner Forderungen und Verbindlichkeiten sowie die Jahresabschlüsse samt 
Anhängen und die Lageberichte der letzten drei Jahre vorzulegen. 

(3) Das Gericht kann zur Vorbereitung seiner Entscheidung Auskunftspersonen und Sachverständige 
einvernehmen und andere Erhebungen pflegen. 

§ 82. (1) Wird die Aufsicht angeordnet, so hat das Gericht eine physische oder juristische Person als 
Aufsichtsperson zu bestellen. Dieser obliegt es, die Geschäftsführung der Wertpapierfirma oder des 
Wertpapierdienstleistungsunternehmens zu überwachen. Sie haftet allen Beteiligten für den Schaden, den 
sie durch pflichtwidrige Führung ihres Amtes verursacht. 

(2) Die Aufsichtsperson hat das Recht, in die Geschäftsunterlagen der Wertpapierfirma oder des 
Wertpapierdienstleistungsunternehmens Einsicht zu nehmen; sie ist zu den Sitzungen der Verwaltungs- 
und Aufsichtsorgane einzuladen und kann auch selbst solche Sitzungen einberufen. Die Aufsichtsperson 
ist berechtigt, die Durchführung von Beschlüssen der Organe der Wertpapierfirma oder des 
Wertpapierdienstleistungsunternehmens zu untersagen. 

(3) Das Gericht kann die Bestellung der Aufsichtsperson jederzeit widerrufen. 

(4) Die Aufsichtsperson hat für ihre Tätigkeit Anspruch auf Vergütung, deren Höhe vom Gericht zu 
bestimmen ist. 

(5) Die Anordnung der Geschäftsaufsicht und die Aufsichtsperson sind öffentlich bekannt zu 
machen. Das Gericht hat zu veranlassen, dass die Anordnung der Geschäftsaufsicht und die 
Aufsichtsperson im Firmenbuch eingetragen werden. 

§ 83. Die Wirkungen der Aufsicht treten mit Beginn des Tages ein, der der öffentlichen 
Bekanntmachung des Edikts über die Anordnung der Geschäftsaufsicht folgt. 

§ 84. (1) Mit dem Wirksamkeitsbeginn der Geschäftsaufsicht sind alle vorher entstandenen 
Forderungen gegen die Wertpapierfirma oder das Wertpapierdienstleistungsunternehmen einschließlich 
der Forderungen aus Wechseln und Schecks, die im Konkurs aus der gemeinschaftlichen Konkursmasse 
(§ 50 KO) zu befriedigen wären, sowie deren Zinsen und sonstige Nebengebühren, selbst wenn sie erst 
während der Dauer der Geschäftsaufsicht fällig geworden oder aufgelaufen sind, gestundet. 

(2) Nach Anordnung der Geschäftsaufsicht hat das Gericht den finanziellen Stand der 
Wertpapierfirma oder des Wertpapierdienstleistungsunternehmens auf dessen Kosten durch 
Sachverständige feststellen zu lassen. Über das Ergebnis der Feststellung hat die Aufsichtsperson dem 
Gericht schriftlich zu berichten. Der Bericht hat auch anzugeben, ob die Wertpapierfirma oder das 
Wertpapierdienstleistungsunternehmen in der Lage ist, einen bestimmten Bruchteil seiner vor dem Eintritt 
der Rechtswirkungen der Geschäftsaufsicht entstandenen Verbindlichkeiten zu bezahlen. Nach Maßgabe 
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des Berichtes kann das Gericht anordnen, dass die alten Forderungen nur mit einem bestimmten Bruchteil 
der Kündigung unterliegen; es kann auch gestatten, dass die Aufsichtsperson nach Gattung oder Höhe zu 
bestimmende alte Forderungen zur Gänze befriedigt. 

(3) Während der Geschäftsaufsicht dürfen die alten Forderungen weder sichergestellt noch, soweit 
nicht etwa eine teilweise Auszahlung zugelassen ist (Abs. 2), ausbezahlt oder in irgendeiner Weise 
befriedigt werden. 

(4) Während der Geschäftsaufsicht kann wegen der alten Forderungen, soweit sie der Stundung 
unterliegen, über das Vermögen der Wertpapierfirma oder des Wertpapierdienstleistungsunternehmens 
weder der Konkurs eröffnet noch an dem ihm angehörigen Sachen ein richterliches Pfand- oder 
Befriedigungsrecht erworben werden. 

(5) Die Zeit, um die infolge der Stundung die Zahlung hinausgeschoben wird, ist bei der Berechnung 
der Verjährungsfrist und der gesetzlichen Fristen zur Erhebung von Klagen nicht einzurechnen. 

(6) Anleger sind im Konkurs der Wertpapierfirma oder des Wertpapierdienstleistungsunternehmens 
berechtigt, ihre Forderungen gegenüber der Wertpapierfirma oder dem 
Wertpapierdienstleistungsunternehmen mit dessen Forderungen aufzurechnen. 

§ 85. (1) Ist die Wertpapierfirma oder das Wertpapierdienstleistungsunternehmen, für das die 
Geschäftsaufsicht angeordnet ist, eine Genossenschaft, so können die Geschäftsanteile während der 
Geschäftsaufsicht weder rechtswirksam gekündigt werden noch dürfen die Anteile und die dem 
ausgeschiedenen Genossenschafter sonst auf Grund des Genossenschaftsverhältnisses gebührenden 
Guthaben ausbezahlt werden; bereits laufende Kündigungs- und Haftungsfristen werden gehemmt. 

(2) Die Wertpapierfirma oder das Wertpapierdienstleistungsunternehmen kann, falls das Gericht auf 
Antrag der Aufsichtsperson nichts anderes verfügt, seine Geschäftstätigkeit fortsetzen. Zur Vornahme von 
Geschäften, die nicht zum gewöhnlichen Geschäftsbetrieb gehören, ist jedoch die Zustimmung der 
Aufsichtsperson erforderlich. Die Wertpapierfirma oder das Wertpapierdienstleistungsunternehmen hat 
aber auch zum gewöhnlichen Geschäftsbetrieb gehörende Handlungen zu unterlassen, wenn die 
Aufsichtsperson dagegen Einspruch erhebt. Rechtshandlungen, die ohne Zustimmung oder gegen den 
Einspruch der Aufsichtsperson vorgenommen wurden, sind den Gläubigern gegenüber unwirksam, wenn 
der Dritte wusste oder wissen musste, dass sie über den gewöhnlichen Geschäftsbetrieb hinausgehen und 
die Aufsichtsperson ihre Zustimmung nicht erteilt oder dass sie Einspruch gegen ihre Vornahme erhoben 
hat. 

(3) Die Mittel, die der Wertpapierfirma oder dem Wertpapierdienstleistungsunternehmen aus den 
nach Wirksamkeitsbeginn der Geschäftsaufsicht geschlossenen Geschäften (neue Forderungen) zufließen, 
sind gesondert zu verrechnen und zu verwalten; sie bilden – auch nach Erlöschen der Geschäftsaufsicht – 
eine zur vorzugsweisen Befriedigung der Ansprüche aus der neuen Forderung dienende Sondermasse. 

§ 86. Nach Ablauf von zwei Jahren seit Beendigung der Geschäftsaufsicht kann die Wertpapierfirma 
oder das Wertpapierdienstleistungsunternehmen, wenn nicht innerhalb dieser Zeit über ihr oder sein 
Vermögen ein Konkurs eröffnet wurde, ihre oder seine Befreiung von der Verpflichtung der gesonderten 
Verrechnung und Verwaltung der aus den neuen Forderungen zugeflossenen Mittel beantragen. Wird ein 
solcher Antrag gestellt, so hat das Gericht die Vermögenslage der Antragstellerin zu prüfen. Ergibt die 
Überprüfung, dass die Sicherheit der neuen Forderungen durch die Auflassung nicht gefährdet wird, so ist 
dem Antrag stattzugeben; von diesem Zeitpunkt an ist die Sondermasse als aufgelöst anzusehen. 

§ 87. In Streitfällen, die sich aus den Anordnungen der Aufsichtsperson ergeben, entscheidet das 
Gericht mit Beschluss. Das Gericht kann die erforderlichen Aufklärungen auch ohne Vermittlung der 
Beteiligten einholen und zum Zwecke der erforderlichen Feststellungen von Amts wegen alle hiezu 
geeigneten Erhebungen pflegen. 

§ 88. (1) Die Geschäftsaufsicht erlischt durch Aufhebungsbeschluss des Gerichtes sowie durch 
Eröffnung des Konkursverfahrens. 

(2) Das Gericht hat die Geschäftsaufsicht aufzuheben, wenn 
 1. die Voraussetzungen, die für die Anordnung maßgebend waren, weggefallen sind oder 
 2. seit der Anordnung der Geschäftsaufsicht ein Jahr verstrichen ist. 

(3) Die Aufhebung der Geschäftsaufsicht ist nach Rechtskraft des Aufhebungsbeschlusses öffentlich 
bekannt zu machen. Weiters hat das Gericht zu veranlassen, dass im Firmenbuch die Aufhebung der 
Geschäftsaufsicht eingetragen und die Eintragung der Aufsichtsperson gelöscht wird. 

(4) Ist die Geschäftsaufsicht infolge Eröffnung des Konkursverfahrens erloschen oder wird ein 
Konkursverfahren auf Grund eines binnen 14 Tagen nach Erlöschen der Geschäftsaufsicht eingebrachten 
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Antrages eröffnet, so sind die nach der Konkursordnung vom Tage des Antrages auf Eröffnung eines 
solchen Verfahrens oder vom Tage der Eröffnung eines solchen Verfahrens zurückzurechnenden Fristen 
von dem Tage an zu berechnen, an dem die Geschäftsaufsicht in Wirksamkeit getreten ist. 

(5) Gegen die Abweisung des Antrages auf Anordnung der Geschäftsaufsicht und gegen die 
Aufhebung der Geschäftsaufsicht steht sowohl der Wertpapierfirma oder dem 
Wertpapierdienstleistungsunternehmen als auch der FMA der Rekurs offen, gegen Beschlüsse, womit die 
Höhe der Vergütung der Aufsichtsperson und der ihr zu ersetzenden Barauslagen bestimmt wird, jedoch 
nur der Wertpapierfirma oder dem Wertpapierdienstleistungsunternehmen. Andere Entscheidungen 
können nicht angefochten werden. Gegen die Entscheidungen des Oberlandesgerichtes findet ein weiterer 
Rechtszug nicht statt. 

§ 89. (1) Für die öffentlichen Bekanntmachungen gelten die Vorschriften der Konkursordnung. 

(2) Die Einsicht in die Ediktsdatei ist nicht mehr zu gewähren, wenn seit der Aufhebung der 
Geschäftsaufsicht drei Jahre vergangen sind. Ist die Geschäftsaufsicht infolge der Eröffnung des 
Konkursverfahrens erloschen, so ist die Einsicht erst dann nicht mehr zu gewähren, wenn auch die Frist 
für die Einsicht im Konkurs abgelaufen ist (§ 14 IEG). 

2. Abschnitt 

Kosten und Verfahrensvorschriften 

Kosten 

§ 90. (1) Die Kosten der FMA aus dem Rechnungskreis Wertpapieraufsicht (§ 19 Abs. 1 Z 3 und 
Abs. 4 FMABG) sind von den meldepflichtigen Instituten, den Emittenten, den Wertpapierfirmen sowie 
den Wertpapierdienstleistungsunternehmen zu erstatten. Unter Beachtung des Verursacherprinzips und 
des volkswirtschaftlichen Interesses an einer funktionsfähigen Beaufsichtigung von 
Wertpapierdienstleistungen sind diese Aufsichtskosten nach der Kostenrechnung der FMA aufzuteilen. 
Die FMA hat zu diesem Zweck im Rechnungskreis Wertpapieraufsicht einen Subrechnungskreis für 
meldepflichtige Institute, einen für Emittenten mit Ausnahme des Bundes sowie einen gemeinsamen für 
Wertpapierfirmen und Wertpapierdienstleistungsunternehmen zu bilden. Die Kostenaufteilung innerhalb 
der Subrechnungskreise erfolgt gemäß der nach Abs. 2 zu erlassenden Verordnung. 

(2) Die auf die Kostenpflichtigen gemäß Abs. 1 entfallenden Beträge sind von der FMA mit 
Bescheid vorzuschreiben; die Festsetzung von Pauschalbeträgen ist zulässig. Die FMA hat nähere 
Regelungen über diese Kostenaufteilung und ihre Vorschreibung mit Verordnung festzusetzen. Hierbei 
sind insbesondere zu regeln: 
 1. Die Bemessungsgrundlagen der einzelnen Arten von Kostenvorschreibungen; 
 2. die Termine für die Kostenbescheide und die Fristen für die Zahlungen der Kostenpflichtigen. 
Bei der Erlassung von Verordnungen gemäß Z 1 und 2 ist auf Art und Ausmaß der meldepflichtigen 
Geschäfte und der erbrachten Wertpapierdienstleistungen sowie hinsichtlich der Emittenten auf Art und 
Ausmaß der ausgegebenen meldepflichtigen Instrumente Bedacht zu nehmen. Die Kostenpflichtigen und 
das Börseunternehmen haben der FMA alle erforderlichen Auskünfte über die Grundlagen der 
Kostenbemessung zu erteilen. 

Verfahrensvorschriften 

§ 91. (1) Die FMA hat die Einhaltung dieses Bundesgesetzes durch 
 1. Wertpapierfirmen gemäß § 3, 
 2. Wertpapierdienstleistungsunternehmen, 
 3. Kreditinstitute gemäß § 1 Abs. 1 BWG hinsichtlich des 2. und 3. Hauptstücks dieses 

Bundesgesetzes, 
 4. Kreditinstitute und Finanzinstitute aus Mitgliedstaaten gemäß den §§ 9 ff BWG hinsichtlich der 

§§ 36 und 38 bis 59, 61 bis 66 und 69 bis 71, 
 5. Wertpapierfirmen aus Mitgliedstaaten gemäß § 12 Abs. 1, die Tätigkeiten in Österreich über eine 

Zweigstelle ausüben, hinsichtlich der §§ 36 und 38 bis 59, 61 bis 66 und 69 bis 71 dieses 
Bundesgesetzes und der §§ 33 bis 38, 40, 41 und § 93 Abs. 8a BWG, 

 6. anerkannte Wertpapierfirmen mit Sitz in einem Drittland, Lokale Firmen und an einer 
österreichischen Börse tätige Mitglieder einer Kooperationsbörse (§ 15 Abs. 5 BörseG), 
hinsichtlich des 2. und 3. Hauptstücks und der §§ 39 Abs. 3, 40 und 41 BWG, 

 7. Versicherungsunternehmen im Rahmen des § 2 Abs. 2 und 
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 8. Kapitalanlagegesellschaften gemäß § 2 Abs. 1 InvFG 1993 im Rahmen des § 2 Abs. 3 
zu überwachen und dabei auf das volkswirtschaftliche Interesse an einem funktionsfähigen Kapitalmarkt 
und auf die Interessen der Anleger Bedacht zu nehmen. 

(2) Die FMA hat auf Grund der ihr nach diesem Bundesgesetz und dem BörseG zukommenden 
Aufgaben nach Maßgabe der Bestimmungen dieser Bundesgesetze alle Untersuchungen durchzuführen 
und jene Maßnahmen zu ergreifen, die erforderlich sind, 
 1. um die Ordnungsmäßigkeit und Fairness des Handels mit Instrumenten, die auf einem geregelten 

Markt eines Mitgliedstaates (§ 2 Z 5 BWG) zugelassen sind, beurteilen und sichern zu können; 
 2. um bei der Erbringung von Wertpapierdienstleistungen und Anlagetätigkeiten die Wahrung der 

Interessen der Anleger im Sinne des 2. Hauptstücks zu gewährleisten; 
 3. um anderen Verwaltungsbehörden, insbesondere dem Bundesminister für Finanzen und den 

zuständigen Behörden (§ 2 Z 9 BWG) anderer Mitgliedstaaten, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
nach dem BWG und den für Kreditinstitute geltenden sonstigen Gesetzen (§ 69 Abs. 1 BWG) 
oder ihrer Aufgaben gemäß den Richtlinien 2003/6/EG, 2004/39/EG, 2004/109/EG und 
2006/49/EG erforderlichen Informationen zu erteilen; 

 4. um die Verfolgung von Verstößen gegen die in § 48 Abs. 4 BörseG genannten 
Verwaltungsstraftatbestände sicherzustellen. 

(3) In Ausübung der Zuständigkeiten gemäß Abs. 1 und Abs. 2 ist die FMA unbeschadet der ihr auf 
Grund anderer bundesgesetzlicher Bestimmungen zustehenden Befugnisse jederzeit ermächtigt, 
 1. in die Bücher, Schriftstücke und Datenträger der Unternehmen gemäß Abs. 1 Einsicht zu nehmen 

und Kopien von ihnen zu erhalten; 
 2. von den Unternehmen gemäß Abs. 1 und ihren Organen Auskünfte zu verlangen und gemäß den 

Verwaltungsverfahrensgesetzen Personen vorzuladen und zu befragen; 
 3. durch eigene Prüfer, Abschlussprüfer oder sonstige Sachverständige vor Ort Prüfungen 

durchzuführen; 
 4. von den Unternehmen gemäß Abs. 1 bereits existierende Aufzeichnungen von 

Telefongesprächen und Datenübermittlungen anzufordern; 
 5. zur Unterbindung von Gesetzesverletzungen und zur dauernden Gewährleistung der Einhaltung 

der Konzessionsvoraussetzungen Maßnahmen gemäß § 92 Abs. 8 dieses Bundesgesetzes in 
Verbindung mit § 70 Abs. 4 BWG zu treffen; 

 6. bezüglich Vermögenswerten die Erlassung einstweiliger Verfügungen gemäß § 144a 
Strafprozeßordnung 1975 – StPO, BGBl. Nr. 631/1975, bei der zuständigen Staatsanwaltschaft 
zu beantragen; 

 7. Maßnahmen gegen Geschäftsleiter gemäß § 92 Abs. 1 und Abs. 8 dieses Bundesgesetzes sowie 
gemäß § 70 Abs. 2 und 4 des Bankwesengesetzes zu treffen; 

 8. von den Abschlussprüfern und gesetzlichen Prüfungseinrichtungen von Unternehmen gemäß 
Abs. 1 und den Abschlussprüfern geregelter Märkte Auskünfte einzuholen; 

 9. die Aussetzung des Handels mit einem Finanzinstrument durch ein Börseunternehmen gemäß 
§ 25b Abs. 3 BörseG und ein MTF gemäß § 67 Abs. 7 zu verlangen; 

 10. den Widerruf der Zulassung eines Finanzinstruments durch Aufsichtsmaßnahmen gemäß § 45 
Abs. 2 und 3 BörseG oder den Handelsausschluss gemäß § 67 Abs. 7 zu verlangen; 

 11. den Verdacht strafbarer Handlungen gemäß § 84 StPO einer Staatsanwaltschaft oder 
Sicherheitsbehörde anzuzeigen. 

(4) Die FMA ist zur Verarbeitung von Daten im Sinne des DSG 2000 ermächtigt, soweit dies eine 
wesentliche Voraussetzung zur Wahrnehmung der ihr nach diesem Bundesgesetz und dem BörseG 
übertragenen Aufgaben in folgenden Bereichen ist: 
 1. Konzessionen von Wertpapierfirmen und Wertpapierdienstleistungsunternehmen und die für die 

Erteilung maßgeblichen Umstände; 
 2. Leitung, verwaltungsmäßige und buchhalterische Organisation sowie interne Kontrolle und 

Revision von Wertpapierfirmen, Wertpapierdienstleistungsunternehmen und meldepflichtigen 
Instituten; 

 3. Zweigstellen und die Ausübung des freien Dienstleistungsverkehrs; 
 4. Daten meldepflichtiger Geschäfte gemäß § 64 Abs. 2 und 3 und die hierüber gemäß § 64 Abs. 6 

eingeholten Auskünfte; 
 5. Beachtung der Bestimmungen des 2. Hauptstücks; 
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 6. Eigenkapital; 
 7. Qualifizierte Beteiligungen an Wertpapierfirmen und Wertpapierdienstleistungsunternehmen; 
 8. Jahresabschluss und Rechnungslegung; 
 9. aufsichtsbehördliche Maßnahmen gemäß § 92 Abs. 8 bis 10; 
 10. Verwaltungsstrafen gemäß §§ 94 und 95 und gemäß §§ 44, 48 und 48c BörseG; 
 11. Ermittlungen gemäß § 48q Abs. 1 BörseG und § 22b FMABG; 
 12. Informationen, die von zuständigen Behörden im Rahmen des Informationsaustausches gemäß 

§§ 97 bis 101 oder gemäß §§ 47a, 48r und § 86 Abs. 8 und 9 BörseG erlangt wurden. 

(5) Die Weiterleitung von Daten gemäß Abs. 4 ist im Rahmen der Amtshilfe zulässig sowie an 
zuständige Behörden von Mitgliedstaaten, soweit dies für die Erfüllung von Aufgaben, die den Aufgaben 
der FMA nach diesem Bundesgesetz, dem Börsegesetz 1989, der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 oder 
der Verordnung (EG) Nr. 2273/2003 der Kommission entsprechen, erforderlich ist, und soweit die 
weitergeleiteten Daten bei diesen Behörden dem Berufsgeheimnis gemäß Art. 54 der Richtlinie 
2004/39/EG unterliegen. 

(6) Die Weiterleitung von Daten gemäß Abs. 4 ist innerhalb desselben Rahmens, zu denselben 
Zwecken und mit denselben Beschränkungen wie an zuständige Behörden von Mitgliedstaaten gemäß 
Abs. 3 auch an Behörden von Drittländern, die den Aufgaben der FMA entsprechende Aufgaben 
wahrzunehmen haben, nur zulässig, soweit die weitergeleiteten Daten bei diesen Behörden einem dem 
Berufsgeheimnis in Art. 54 der Richtlinie 2004/39/EG entsprechenden Berufsgeheimnis unterliegen und 
im Einklang mit Kapitel IV der Richtlinie 95/46/EG stehen. 

(7) Meldedaten gemäß § 64 Abs. 2 und 4 dürfen bei sonstiger Nichtigkeit in einem ausschließlich 
wegen §§ 33 bis einschließlich 41 und 49 bis einschließlich 52 des Finanzstrafgesetzes – FinStrG, BGBl. 
Nr. 129/1958, geführten Verfahren nicht zum Nachteil des Beschuldigten oder der Nebenbeteiligten 
verwendet werden. Ergibt sich bei der FMA auf Grund der von ihr ermittelten Daten ein Verdacht 
lediglich auf Verletzung der §§ 33 bis einschließlich 41 und 49 bis einschließlich 52 FinStrG, so hat sie 
die Anzeige gemäß § 84 StPO sowie die Anzeige an die Finanzstrafbehörde zu unterlassen. 

(8) Ergibt sich für die FMA bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben der Verdacht, dass eine 
Transaktion der Geldwäscherei dient, so hat sie die Behörde (§ 6 SPG) hievon unverzüglich in Kenntnis 
zu setzen. § 41 Abs. 6 BWG ist anzuwenden. 

§ 92. (1) Zur Abwendung einer Gefahr für die finanziellen Belange der Kunden eines Rechtsträgers 
gemäß § 91 Abs. 1 Z 1 und 2 im Zusammenhang mit dessen Tätigkeit, kann die FMA bei solchen 
Rechtsträgern in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft (§ 3 Abs. 5 Z 1) befristete 
Maßnahmen durch Bescheid anordnen, die spätestens 18 Monate nach Wirksamkeitsbeginn außer Kraft 
treten. Die FMA kann durch Bescheid insbesondere 
 1. Kapital- und Gewinnentnahmen sowie Kapital- und Gewinnausschüttungen ganz oder teilweise 

untersagen; 
 2. eine fachkundige Aufsichtsperson (Regierungskommissär) bestellen, die dem Berufsstand der 

Rechtsanwälte oder der Wirtschaftsprüfer angehört; die Aufsichtsperson, der alle Rechte gemäß 
§ 91 Abs. 3 zustehen, hat 

 a) diesem Rechtsträger alle Geschäfte zu untersagen, die geeignet sind, die obige Gefahr zu 
vergrößern, bzw. 

 b) im Falle, dass dem Rechtsträger die Fortführung der Geschäfte ganz oder teilweise untersagt 
wurde, einzelne Geschäfte zu erlauben, die die obige Gefahr nicht vergrößern; 

 3. Geschäftsleitern des Rechtsträgers unter gleichzeitiger Verständigung des zur Bestellung der 
Geschäftsleiter zuständigen Organs die Führung des Unternehmens ganz oder teilweise 
untersagen; das zuständige Organ hat binnen eines Monats die entsprechende Anzahl von 
Geschäftsleitern neu zu bestellen; die Bestellung bedarf zu ihrer Rechtswirksamkeit der 
Zustimmung der FMA, die zu versagen ist, wenn die neu bestellten Geschäftsleiter nicht geeignet 
scheinen, eine Abwendung der obigen Gefahr herbeiführen zu können; 

 4. die Fortführung des Geschäftsbetriebes ganz oder teilweise untersagen. 

(2) Die FMA kann auf Antrag der gemäß Abs. 1 Z 2 oder Abs. 3 bestellten Aufsichtsperson 
(Regierungskommissär) einen Stellvertreter bestellen, wenn und so lange dies aus wichtigen Gründen, 
insbesondere wegen vorübergehender Verhinderung der Aufsichtsperson, erforderlich ist. Für die 
Bestellung des Stellvertreters sowie für dessen Rechte und Pflichten finden die für die Aufsichtsperson 
geltenden Bestimmungen Anwendung. Die Aufsichtsperson (Regierungskommissär) kann sich mit 
Genehmigung der FMA zur Erfüllung ihrer Aufgaben fachlich geeigneter Personen bedienen, soweit dies 
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nach Umfang und Schwierigkeit der Aufgaben erforderlich ist. Die Genehmigung der FMA hat diese 
Personen namentlich zu benennen und ist auch dem Rechtsträger zuzustellen. Diese Personen handeln auf 
Weisung und im Namen der Aufsichtsperson (Regierungskommissär) oder ihres Stellvertreters. 

(3) Die FMA hat vom Österreichischen Rechtsanwaltskammertag und von der Kammer der 
Wirtschaftstreuhänder Meldungen über geeignete Regierungskommissäre einzuholen. Ist ein 
Regierungskommissär nach Abs. 1 Z 2 oder ein Stellvertreter nach Abs. 2 zu bestellen und ist keine 
Bestellung auf Grund dieser Meldungen möglich, so hat die FMA die nach dem Sitz des Rechtsträgers 
zuständige Rechtsanwaltskammer oder die Kammer der Wirtschaftstreuhänder zu benachrichtigen, damit 
diese einen fachlich geeigneten Rechtsanwalt oder Wirtschaftsprüfer als Regierungskommissär namhaft 
machen. Bei Gefahr in Verzug kann die FMA 
 1. einen Rechtsanwalt oder 
 2. einen Wirtschaftstreuhänder 
vorläufig als Regierungskommissär bestellen. Diese Bestellung tritt mit der Bestellung eines 
Rechtsanwaltes oder Wirtschaftsprüfers nach dem ersten Satz außer Kraft. 

(4) Alle von der FMA gemäß Abs. 1 und 2 angeordneten Maßnahmen ruhen für die Dauer eines 
Geschäftsaufsichtsverfahrens. 

(5) Dem Regierungskommissär ist von der FMA eine Vergütung (Funktionsgebühr) zu leisten, die in 
einem angemessenen Verhältnis zu der mit der Aufsicht verbundenen Arbeit und den Aufwendungen 
hiefür steht. Der Regierungskommissär ist zur Rechnungslegung über das jeweils vorangegangene 
Quartal sowie nach Beendigung seiner Tätigkeit berechtigt. Die FMA hat die Vergütung unverzüglich 
nach Rechnungsprüfung zu leisten. 

(6) Die FMA ist zur Information der Öffentlichkeit berechtigt, von ihr getroffene Maßnahmen nach 
Abs. 1, 3 und 8 durch Abdruck im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ oder in einer Zeitung mit Verbreitung 
im gesamten Bundesgebiet oder im Internet oder durch Aushang an geeigneter Stelle in den 
Geschäftsräumlichkeiten des Rechtsträgers gemäß § 91 Abs. 1 Z 1 und 2 bekannt zu machen. 
Veröffentlichungen von Maßnahmen nach Abs. 8 in Verbindung mit § 70 Abs. 4 Z 1 BWG sind jedoch 
nur vorzunehmen, wenn dies nach Art und Schwere des Verstoßes zur Information der Öffentlichkeit 
erforderlich ist. Diese Veröffentlichungsmaßnahmen können alternativ oder kumulativ getroffen werden. 

(7) Bescheide, mit denen Geschäftsleitern die Führung eines Rechtsträgers gemäß § 91 Abs. 1 Z 1 
und 2 ganz oder teilweise untersagt wird (Abs. 1 Z 3 und Abs. 8), sind wie auch eine allfällige Aufhebung 
dieser Maßnahme von der FMA dem Firmenbuchgericht zur Eintragung in das Firmenbuch zu 
übermitteln. 

(8) Liegt eine Konzessionsvoraussetzung gemäß § 3 Abs. 5 nach Erteilung der Konzession nicht 
mehr vor oder verletzt ein Rechtsträger gemäß § 91 Abs. 1 Z 1 und 2 Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes, einer auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnung oder eines Bescheides, so 
hat die FMA die in § 70 Abs. 4 Z 1 bis 3 BWG genannten Maßnahmen in Bezug auf diesen Rechtsträger 
zu ergreifen. Verletzt ein in § 91 Abs. 1 Z 3 bis 6 genannter Rechtsträger, ein Versicherungsunternehmen 
im Rahmen des § 2 Abs. 2 oder eine Kapitalanlagegesellschaft im Rahmen des § 2 Abs. 3 Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes, einer auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnung oder eines 
Bescheides, so hat die FMA die in § 70 Abs. 4 Z 1 BWG genannten Maßnahmen in Bezug auf diesen 
Rechtsträger zu ergreifen. 

(9) Bei einer Prüfung gemäß § 91 Abs. 3 sind die Prüfungsorgane mit einem schriftlichen 
Prüfungsauftrag zu versehen und haben sich vor Beginn der Prüfung unaufgefordert auszuweisen sowie 
den Prüfungsauftrag vorzuweisen. Im übrigen ist § 71 Abs. 1 bis 6 BWG anzuwenden. 

(10) Zur Prüfung von Zweigstellen und Repräsentanzen in Mitgliedstaaten kann die FMA auch die 
zuständigen Behörden des Aufnahmemitgliedstaates um die Vornahme der Prüfung ersuchen, wenn dies 
das Verfahren vereinfacht oder beschleunigt oder wenn dies im Interesse der Zweckmäßigkeit, 
Einfachheit, Raschheit oder Kostenersparnis gelegen ist; unter diesen Voraussetzungen ist auch die 
Teilnahme eigener Prüfer an einer von den zuständigen Behörden des Aufnahmemitgliedstaates 
durchgeführten Prüfung möglich. 

(11) Die FMA ist berechtigt, im Einzelfall durch Kundmachung im Internet, im „Amtsblatt zur 
Wiener Zeitung“ oder in einem anderen bundesweit verbreiteten Bekanntmachungsblatt die Öffentlichkeit 
zu informieren, dass ein namentlich genanntes Unternehmen zur Vornahme bestimmter 
Wertpapierdienstleistungsgeschäfte (§ 3 Abs. 2 Z 1 bis 4) nicht berechtigt ist. Die FMA hat auf 
individuelle Anfrage in angemessener Frist Auskünfte über den Konzessionsumfang von Rechtsträgern 
gemäß § 91 Abs. 1 Z 1 und 2 zu erteilen. Die FMA hat eine Datenbank zu führen, die Informationen über 
den aktuellen Umfang der bestehenden Konzessionen dieser Rechtsträger enthält, und hat über Internet 
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eine Abfrage dieser Daten zu ermöglichen. Die FMA hat weiters in dieser Datenbank ein Verzeichnis der 
Wertpapierfirmen aus Mitgliedstaaten zu führen, die im Inland zur Erbringung von 
Wertpapierdienstleistungen im Wege der Dienstleistungsfreiheit oder über eine Zweigstelle berechtigt 
sind, soweit diese Tätigkeit im Inland gemäß Art. 31 oder 32 der Richtlinie 2004/39/EG notifiziert wurde. 

Berichtspflicht von Abschlussprüfern 

§ 93. (1) Stellt ein Abschlussprüfer, der den Jahresabschluss eines in § 91 Abs. 1 Z 1 und 2 
genannten Rechtsträgers prüft oder bei diesem eine sonstige gesetzlich vorgeschriebene Tätigkeit ausübt, 
Tatsachen fest, die eine Berichtspflicht gemäß § 273 Abs. 2 UGB begründen, so hat er unverzüglich, 
spätestens gleichzeitig, den gemäß § 273 Abs. 3 UGB zu erstattenden Bericht auch der FMA zu 
übermitteln. 

(2) Der Abschlussprüfer hat, auch wenn keine Berichtspflicht gemäß § 273 Abs. 2 UGB besteht, der 
FMA sowie den Geschäftsleitern und dem nach Gesetz oder Satzung zuständigen Aufsichtsorgan 
unverzüglich zu berichten, wenn ein den geprüften Rechtsträger betreffender Sachverhalt, von dem er in 
Ausübung seiner Tätigkeit Kenntnis erlangt hat, 
 1. einen erheblichen Verstoß gegen die Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 darstellen könnte oder 
 2. einen erheblichen Verstoß gegen dieses Bundesgesetz oder gegen auf Grund dieses 

Bundesgesetzes erlassener Verordnungen oder Bescheide darstellen könnte oder 
 3. dazu führen könnte, dass der Prüfungsvermerk verweigert oder eingeschränkt wird. 
Der Abschlussprüfer ist auch zur Meldung derartiger Sachverhalte verpflichtet, von denen er in Ausübung 
einer der vorgenannten Tätigkeiten in einem Unternehmen Kenntnis erlangt, das in enger Verbindung zu 
dem in § 91 Abs. 1 Z 1 und 2 genannten Rechtsträger steht, für das er diese Tätigkeit ausübt. 

(3) Erstattet der Abschlussprüfer in gutem Glauben Anzeige nach Abs. 1 oder 2, so gilt dies nicht als 
Verletzung einer vertraglich oder durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften geregelten 
Bekanntmachungsbeschränkung und zieht für ihn keine Haftung nach sich. 

(4) Die Abs. 2 und 3 gelten in gleicher Weise für Prüfer von Zweigstellen von Wertpapierfirmen 
gemäß § 14 hinsichtlich der dort genannten Bestimmungen. 

3. Abschnitt 

Strafbestimmungen 

§ 94. (1) Wer Wertpapierdienstleistungen gemäß § 3 Abs. 2 ohne die erforderliche Berechtigung 
erbringt, begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden 
strafbaren Handlung bildet, eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 50 000 Euro zu 
bestrafen. 

(2) Wer Wertpapierdienstleistungen gemäß § 3 Abs. 2 ohne die erforderliche Berechtigung erbringt, 
hat auf alle mit diesen Geschäften verbundenen Vergütungen, wie insbesondere Provisionen, keinen 
Anspruch. Die Rechtsunwirksamkeit der mit diesen Geschäften verbundenen Vereinbarungen zieht nicht 
die Rechtsunwirksamkeit des ganzen Geschäfts nach sich. Entgegenstehende Vereinbarungen sowie mit 
diesen Geschäften verbundene Bürgschaften und Garantien sind rechtsunwirksam. 

(3) Wer vertrauliche Tatsachen entgegen § 7 offenbart oder verwertet, um sich oder einem anderen 
einen Vermögensvorteil zu verschaffen oder um einem anderen einen Nachteil zuzufügen, ist vom 
Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 
Der Täter ist nur mit Ermächtigung des in seinem Interesse an der Geheimhaltung Verletzten zu 
verfolgen. 

(4) Die FMA kann jede Maßnahme oder Sanktion, die sie bei einem Verstoß gegen die nach diesem 
Bundesgesetz erlassenen Vorschriften oder auf Grund von § 48 Abs. 5 BörseG verhängt, bekannt machen, 
sofern eine solche Bekanntgabe die Stabilität der Finanzmärkte nicht ernstlich gefährdet oder den 
Beteiligten keinen unverhältnismäßig hohen Schaden zufügt. 

§ 95. (1) Wer als Verantwortlicher (§ 9 VStG) eines Rechtsträgers die Melde- oder 
Veröffentlichungspflichten gemäß den §§ 64 bis 66 nicht rechtzeitig und vollständig erfüllt oder hierbei 
unwahre Angaben macht, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 30 000 Euro 
zu bestrafen. 

(2) Wer als Verantwortlicher (§ 9 VStG) eines Rechtsträgers 
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 1.  gegen eine Verpflichtung gemäß §§ 14, 28 bis 59, 61 bis 63, 73 oder 74 verstößt oder gegen eine 
Verpflichtung gemäß einer auf Grund von §§ 29 Abs. 4, 35 Abs. 4, 41 Abs. 3 oder 55 Abs. 2 
erlassenen Verordnung der FMA verstößt; 

 2.  gegen eine Verpflichtung gemäß §§ 9 bis 11, 13, 16 bis 22, 24 bis 26 oder 67 bis 71 verstößt 
oder gegen eine Verpflichtung gemäß einer auf Grund von §§ 26 Abs. 3, 68 Abs. 3 oder 
68 Abs. 4 erlassenen Verordnung der FMA verstößt, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist hinsichtlich der Z 1 mit Geldstrafe bis zu 50 000 Euro und 
hinsichtlich der Z 2 mit Geldstrafe bis zu 30 000 Euro zu bestrafen. 

(3) Wer als Verantwortlicher (§ 9 VStG) eines Rechtsträgers die Informationspflichten des § 75 
Abs. 5 verletzt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 10 000 Euro zu 
bestrafen. 

(4) Wer als Verantwortlicher (§ 9 VStG) eines Rechtsträgers 
 1. es unterlässt, der FMA entgegen § 77 Abs. 1 Z 1 den Jahresabschluss rechtzeitig vorzulegen, 

oder 
 2. es unterlässt, der FMA entgegen § 77 Abs. 1 Z 2 das Ausscheiden eines Instituts unverzüglich 

anzuzeigen, 
begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 10 000 Euro zu bestrafen. 

(5) Wer als Abschlussprüfer eines in § 91 Abs. 1 Z 1 und 2 genannten Rechtsträgers seine 
Meldepflichten gemäß § 93 Abs. 1 verletzt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe 
bis zu 50 000 Euro zu bestrafen. 

(6) Verwaltungsstrafen nach den Abs. 1 bis 5 sind nur dann zu verhängen, sofern die Tat nicht den 
Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet. 

(7) Bei der Ermittlung in Verwaltungsstrafverfahren gemäß § 94 und gemäß den Abs. 1 bis 6 sowie 
8 und 9 kommen der FMA alle Kompetenzen gemäß § 91 Abs. 3 zu. 

(8) Wer als Verantwortlicher (§ 9 VStG) eines Rechtsträgers gemäß § 91 Abs. 1 Z 1 und 2 
 1. die Pflichten der §§ 40 und 41 Abs. 1 bis 4 BWG verletzt; 
 2. die unverzügliche schriftliche Anzeige von in § 73 Abs. 1 Z 1 bis 8 und 11 BWG genannten 

Sachverhalten an die FMA unterlässt; 
begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren 
Handlung bildet, eine Verwaltungsübertretung und ist in den Fällen nach Z 1 von der FMA mit Geldstrafe 
bis zu 30 000 Euro und in Fällen nach Z 2 mit einer Geldstrafe bis zu 10 000 Euro zu bestrafen. 

(9) Wer als Verantwortlicher (§ 9 VStG) eines Rechtsträgers gemäß § 91 Abs. 1 Z 5 
 1. die Pflichten der §§ 33 bis 36 BWG verletzt; 
 2. die Pflichten der §§ 40 und 41 Abs. 1 bis 4 BWG verletzt; 
begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren 
Handlung bildet, eine Verwaltungsübertretung und ist in den Fällen nach Z 1 von der FMA mit Geldstrafe 
bis zu 3 000 Euro und in Fällen nach Z 2 mit Geldstrafe bis zu 30 000 Euro zu bestrafen. 

§ 96. (1) Für die Verhängung von Verwaltungsstrafen gemäß §§ 94 und 95 ist in erster Instanz die 
FMA zuständig. 

(2) Bei Verwaltungsübertretungen gemäß den §§ 94 und 95 gilt anstelle der Verjährungsfrist des 
§ 31 Abs. 2 VStG von sechs Monaten eine Verjährungsfrist von 18 Monaten. 

4. Abschnitt 

Behördliche Zusammenarbeit 

Kontaktstelle und Informationsaustausch 

§ 97. (1) Die FMA fungiert als Kontaktstelle gemäß Art. 56 Abs. 1 der Richtlinie 2004/39/EG. 

(2) Die FMA kann mit zuständigen Behörden von anderen Mitgliedstaaten zusammen arbeiten, wenn 
dies zur Wahrnehmung von in der Richtlinie 2004/39/EG, der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 oder der 
Richtlinie 2006/73/EG festgelegten Aufgaben erforderlich ist und soweit die an diese Behörden 
übermittelten Informationen bei diesen dem Berufsgeheimnis gemäß Art. 54 der Richtlinie 2004/39/EG 
unterliegen. Die FMA kann für die Zwecke der Zusammenarbeit von ihren Befugnissen Gebrauch 
machen, auch wenn die Verhaltensweise, die Gegenstand der Ermittlung ist, keinen Verstoß gegen eine in 
Österreich geltende Vorschrift darstellt. Von ihren Befugnissen nach § 91 Abs. 3 Z 1, 2 und 4 kann die 
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FMA für die Zwecke der Zusammenarbeit auch gegenüber natürlichen und juristischen Personen 
Gebrauch machen, die in ihrem Herkunftsmitgliedstaat zur Erbringung von Wertpapierdienstleistungen 
oder Anlagetätigkeiten als Wertpapierfirma im Sinne von Art. 4 Abs. 1 Z 1 der Richtlinie 2004/39/EG 
zugelassen sind. 

(3) Haben die Geschäfte eines geregelten Marktes mit Zweigstellen in einem Aufnahmemitgliedstaat 
in Anbetracht der Lage an den Wertpapiermärkten des Aufnahmemitgliedstaates wesentliche Bedeutung 
für das Funktionieren der Wertpapiermärkte und den Anlegerschutz in diesem Mitgliedstaat erlangt, so 
hat die FMA als zuständige Behörde des Herkunfts- oder des Aufnahmemitgliedstaates des geregelten 
Marktes angemessene Vorkehrungen für die Zusammenarbeit mit der zuständigen Behörde des 
Aufnahme- oder Herkunftsmitgliedstaates des geregelten Marktes zu treffen. 

(4) Hat die FMA begründeten Anlass zu der Vermutung, dass Unternehmen, die nicht ihrer Aufsicht 
unterliegen, im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates gegen die Bestimmungen der Richtlinie 
2004/39/EG verstoßen oder verstoßen haben, so hat sie dies der zuständigen Behörde des anderen 
Mitgliedstaates so genau wie möglich mitzuteilen. Sie hat ihrerseits geeignete Maßnahmen zu ergreifen, 
wenn sie eine solche Mitteilung von einer anderen zuständigen Behörde erhalten hat, und hat diese 
Behörde über den Ausgang dieser Maßnahmen und soweit wie möglich über wesentliche 
zwischenzeitlich eingetretene Entwicklungen zu unterrichten. Die Befugnisse der FMA als zuständige 
Behörde, die die Information übermittelt hat, werden durch diesen Absatz nicht berührt. 

Zusammenarbeit bei der Überwachung, Überprüfung vor Ort und bei Ermittlungen 

§ 98. (1) Die FMA kann die zuständige Behörde eines anderen Mitgliedstaates um Zusammenarbeit 
bei einer Überwachung oder einer Überprüfung vor Ort oder einer Ermittlung ersuchen. Im Falle von 
Wertpapierfirmen, die Fernmitglieder eines geregelten Marktes in Österreich sind, kann die FMA sich 
auch direkt an diese wenden, wobei sie die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaates des 
Fernmitglieds davon in Kenntnis setzt. Erhält die FMA ein Ersuchen um eine Überprüfung vor Ort oder 
eine Ermittlung, so hat sie im Rahmen ihrer Befugnisse tätig zu werden, indem sie 
 1. die Überprüfungen oder Ermittlungen selbst vornimmt oder 
 2. der ersuchenden Behörde die Durchführung der Überprüfung oder Ermittlung gestattet oder 
 3. Wirtschaftsprüfern oder Sachverständigen die Durchführung der Überprüfung oder Ermittlung 

gestattet. 

(2) Die FMA hat anderen Kontaktstellen unverzüglich die für die Wahrnehmung der Aufgaben der 
gemäß Art. 48 Abs. 1 der Richtlinie 2004/39/EG benannten zuständigen Behörden erforderlichen 
Informationen zu übermitteln, die sich aus diesem Bundesgesetz, dem BörseG sowie der 
Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 ergeben. Die FMA kann, wenn sie Informationen mit anderen 
zuständigen Behörden austauscht, bei der Übermittlung darauf hinweisen, dass diese Informationen nur 
mit ihrer ausdrücklichen Zustimmung veröffentlicht werden dürfen. In diesem Fall dürfen sie nur für die 
Zwecke, für die die Zustimmung erteilt wurde, ausgetauscht werden. 

(3) Die FMA darf Informationen gemäß § 93 und Informationen aus einem Drittland außer in 
gebührend begründeten Fällen nur mit ausdrücklicher Zustimmung der Behörde eines anderen 
Mitgliedstaates, die sie übermittelt hat, und nur für die Zwecke, für die diese Behörde ihre Zustimmung 
gegeben hat, an andere Stellen oder natürliche oder juristische Personen weitergeben. In diesem Fall hat 
die FMA unverzüglich die Kontaktstelle, von der die Information stammt, zu unterrichten. 

(4) Die FMA sowie andere Stellen oder natürliche oder juristische Personen, die vertrauliche 
Informationen nach Abs. 2, gemäß § 93 oder aus einem Drittland erhalten, dürfen diese in Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben insbesondere nur für folgende Zwecke verwenden: 
 1. zur Prüfung, ob die Zulassungsbedingungen für die in § 91 Abs. 1 genannten Rechtsträger erfüllt 

sind, und zur leichteren Überwachung der Ausübung der Tätigkeit auf Einzelfirmen- oder auf 
konsolidierter Basis, insbesondere hinsichtlich der in der Richtlinie 2006/49/EG vorgesehenen 
Eigenkapitalanforderungen, der verwaltungsmäßigen und buchhalterischen Organisation und der 
internen Kontrollmechanismen; 

 2. zur Überwachung des reibungslosen Funktionierens der Handelsplätze; 
 3. zur Verhängung von Sanktionen; 
 4. im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens über die Anfechtung von Entscheidungen der 

zuständigen Behörden; 
 5. im Rahmen von Gerichtsverfahren oder 
 6. im Rahmen außergerichtlicher Verfahren für Anlegerbeschwerden. 
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(5) Das Amtsgeheimnis, die Abs. 2 bis 4 sowie § 91 Abs. 6 hindern nicht, dass die FMA den 
Zentralbanken, dem Europäischen System der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank in ihrer 
Eigenschaft als Währungsbehörden sowie gegebenenfalls anderen staatlichen Behörden, die mit der 
Überwachung der Zahlungssysteme betraut sind, zur Erfüllung ihrer Aufgaben vertrauliche Informationen 
übermittelt; ebenso wenig stehen sie dem entgegen, dass diese Behörden oder Stellen den zuständigen 
Behörden die Informationen übermitteln, die diese zur Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß der 
Richtlinie 2004/39/EG benötigen. 

Ablehnung der Zusammenarbeit und Behördenkonsultation 

§ 99. (1) Die FMA kann ein Ersuchen auf Zusammenarbeit bei der Durchführung einer Ermittlung, 
einer Überprüfung vor Ort oder einer Überwachung oder auf Austausch von Informationen gemäß § 98 
nur ablehnen, wenn 
 1. die Ermittlung, Überprüfung vor Ort, Überwachung oder Austausch der Information die 

Souveränität, die Sicherheit oder die öffentliche Ordnung Österreichs beeinträchtigen könnte; 
 2. aufgrund derselben Handlungen und gegen dieselben Personen bereits ein Verfahren vor einem 

Gericht in Österreich anhängig ist; 
 3. in Österreich gegen die betreffenden Personen aufgrund derselben Handlungen bereits ein 

rechtskräftiges Urteil des Staates ergangen ist. 
Im Falle einer Ablehnung hat die FMA dies der ersuchenden zuständigen Behörde mitzuteilen und ihr 
möglichst genaue Informationen zu übermitteln. 

(2) Die FMA hat die zuständigen Behörden des anderen betroffenen Mitgliedstaates zu konsultieren, 
bevor einer Wertpapierfirma die Zulassung erteilt wird, die 
 1. Tochterunternehmen einer Wertpapierfirma oder eines Kreditinstituts ist, die oder das in einem 

anderen Mitgliedstaat zugelassen ist, oder 
 2. Tochterunternehmen des Mutterunternehmens einer Wertpapierfirma oder eines Kreditinstituts 

ist, die oder das in einem anderen Mitgliedstaat zugelassenen ist, oder 
 3. von denselben natürlichen oder juristischen Personen kontrolliert wird wie eine Wertpapierfirma 

oder ein Kreditinstitut, die oder das in einem anderen Mitgliedstaat zugelassen ist. 

(3) Die FMA hat die zuständige Behörde des für die Überwachung von Kreditinstituten oder 
Versicherungsunternehmen zuständigen Mitgliedstaates zu konsultieren, bevor einer Wertpapierfirma die 
Zulassung erteilt wird, die 
 1. Tochterunternehmen eines in der Gemeinschaft zugelassenen Kreditinstituts oder 

Versicherungsunternehmens ist; 
 2. Tochterunternehmen des Mutterunternehmens eines in der Gemeinschaft zugelassenen 

Kreditinstituts oder Versicherungsunternehmens ist; 
 3. von derselben natürlichen oder juristischen Person kontrolliert wird wie ein in der Gemeinschaft 

zugelassenes Kreditinstitut oder Versicherungsunternehmen. 

(4) Die FMA hat die Behörden im Sinne der Abs. 2 und 3 insbesondere zu konsultieren, wenn sie die 
Eignung der Aktionäre oder Mitglieder sowie die Zuverlässigkeit und die Erfahrung der Personen, die die 
Geschäfte eines anderen Unternehmens derselben Gruppe tatsächlich leiten, überprüft. Sie hat diesen 
Behörden alle Informationen hinsichtlich der Eignung der Aktionäre oder Mitglieder sowie der 
Zuverlässigkeit und der Erfahrung der Personen, die die Geschäfte tatsächlich leiten, zu übermitteln, 
sofern diese für die anderen zuständigen Behörden bei der Erteilung der Zulassung und der laufenden 
Überprüfung der Einhaltung der Bedingungen für die Ausübung der Tätigkeit von Belang sind. 

Befugnisse der Aufnahmemitgliedstaaten 

§ 100. (1) Die FMA als zuständige Behörde des Aufnahmemitgliedstaates kann für statistische 
Zwecke verlangen, dass alle Rechtsträger gemäß § 91 Abs. 1 Z 4 und 5 mit Zweigstellen in Österreich ihr 
in regelmäßigen Abständen über die Tätigkeit dieser Zweigstellen Bericht erstatten. 

(2) Die FMA als zuständige Behörde des Aufnahmemitgliedstaates kann in Ausübung der ihr nach 
diesem Bundesgesetz oder dem BörseG übertragenen Befugnisse von den Zweigstellen der Rechtsträger 
gemäß § 91 Abs. 1 Z 4 und 5 die Angaben verlangen, die erforderlich sind, um die Einhaltung der auf 
diese Unternehmen anwendbaren Normen zu kontrollieren. Diese Anforderungen dürfen nicht strenger 
sein als die Anforderungen, die die FMA den niedergelassenen Firmen zur Überwachung der Einhaltung 
derselben Normen auferlegen. 
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Von den Aufnahmemitgliedstaaten zu treffende Sicherungsmaßnahmen 

§ 101. (1) Hat die FMA als zuständige Behörde des Aufnahmemitgliedstaates klare und 
nachweisliche Gründe zu der Annahme, dass ein in Österreich im Rahmen des freien 
Dienstleistungsverkehrs tätiger Rechtsträger gemäß § 12 Abs. 1 oder § 91 Abs. 1 Z 4 gegen die 
Verpflichtungen verstößt, die ihm aus diesem Bundesgesetz oder dem BörseG sowie der 
Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 erwachsen, oder dass ein Rechtsträger gemäß § 91 Abs. 1 Z 4 und 5 mit 
einer Zweigstelle in Österreich gegen Verpflichtungen verstößt, die ihm aus diesem Bundesgesetz oder 
dem BörseG sowie der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 erwachsen, die der FMA als zuständiger 
Behörde des Aufnahmemitgliedstaates keine Zuständigkeit übertragen, so hat sie ihre Erkenntnisse der 
zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaates mitzuteilen. 

(2) Stellt die FMA als zuständige Behörde des Aufnahmemitgliedstaates fest, dass ein Rechtsträger 
gemäß § 91 Abs. 1 Z 4 und 5, der eine Zweigstelle in Österreich hat, die österreichischen Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften betreffend die Zuständigkeit der FMA als Behörde des Aufnahmemitgliedstaates 
nicht beachtet, so hat die FMA den betreffenden Rechtsträger aufzufordern, binnen drei Monaten den 
rechtmäßigen Zustand herzustellen. Kommt der Rechtsträger der Aufforderung nicht nach, so hat die 
FMA als zuständige Behörde des Aufnahmemitgliedstaates alle geeigneten Maßnahmen zu treffen, damit 
der betreffende Rechtsträger die vorschriftswidrige Situation beendet. Die FMA hat die Art dieser 
Maßnahmen den zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaates mitzuteilen. Verletzt der 
Rechtsträger trotz der von der FMA getroffenen Maßnahmen weiter die genannten österreichischen 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften, so kann die FMA nach Unterrichtung der zuständigen Behörden 
des Herkunftsmitgliedstaates geeignete Maßnahmen ergreifen, um weitere Verstöße zu verhindern oder 
zu ahnden; soweit erforderlich, kann sie den verantwortlichen Leitern der Zweigstelle des Instituts die 
Geschäftsführung ganz oder teilweise untersagen und dem Rechtsträger auch neue Geschäfte in 
Österreich untersagen. 

(3) Hat die FMA als zuständige Behörde des Aufnahmemitgliedstaates eines geregelten Marktes 
oder eines MTF klare und nachweisbare Gründe für die Annahme, dass der betreffende geregelte Markt 
oder das betreffende MTF gegen die Verpflichtungen verstößt, die ihm aus diesem Bundesgesetz oder 
dem BörseG sowie der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 erwachsen, so hat sie ihre Erkenntnisse der 
zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaates des geregelten Marktes oder des MTF mitzuteilen. 
Handelt der geregelte Markt oder das MTF trotz der von der zuständigen Behörde des 
Herkunftsmitgliedstaates getroffenen Maßnahmen oder weil sich diese Maßnahmen als unzureichend 
erweisen weiterhin in einer Weise, die die Interessen der Anleger in Österreich oder das ordnungsgemäße 
Funktionieren der Märkte eindeutig gefährdet, so hat die FMA als zuständige Behörde des 
Aufnahmemitgliedstaates nach Unterrichtung der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaates alle 
geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um die Anlegerinteressen zu schützen und das ordnungsgemäße 
Funktionieren der Märkte zu gewährleisten. Zu diesen Maßnahmen gehört auch die Möglichkeit, dem 
geregelten Markt oder MTF zu untersagen, sein System Fernmitgliedern oder -teilnehmern in Österreich 
zugänglich zu machen. 

(4) Die FMA hat jede Maßnahme gemäß den Abs. 1, 2 oder 3, die Sanktionen oder Einschränkungen 
der Tätigkeit eines Rechtsträgers oder eines geregelten Marktes beinhaltet, ordnungsgemäß zu begründen 
und dem betreffenden Rechtsträger oder dem betreffenden geregelten Markt mitzuteilen. 

(5) Verletzt ein Rechtsträger gemäß § 91 Abs. 1 Z 1 und 3, der seine Tätigkeiten in einem 
Mitgliedstaat durch eine Zweigstelle erbringt, trotz Aufforderung durch die zuständigen Behörden, den 
rechtmäßigen Zustand herzustellen, weiter die nationalen Vorschriften des Aufnahmemitgliedstaates, so 
hat die FMA nach Verständigung durch die zuständigen Behörden des Aufnahmemitgliedstaates 
geeignete Maßnahmen nach § 92 Abs. 8 zu setzen, um den gesetzeskonformen Zustand im 
Aufnahmemitgliedstaat herzustellen. Die zuständige Behörde des Aufnahmemitgliedstaates ist von den 
getroffenen Maßnahmen unverzüglich schriftlich in Kenntnis zu setzen. 

(6) Wird einem Rechtsträger gemäß § 91 Abs. 1 Z 1 und 3 die Konzession entzogen, so hat die FMA 
dies den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten, in denen er seine Tätigkeiten ausübt, unverzüglich 
schriftlich zur Kenntnis zu bringen. 
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5. Hauptstück 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Übergangsbestimmungen 

§ 102. (1) Zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Bundesgesetzes gemäß dem WAG, BGBl. 
Nr. 753/1996 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 48/2006, bestehende Berechtigungen 
werden wie folgt übergeleitet: 
 1. § 1 Abs. 1 Z 19 lit. a bis c BWG in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 19/2007, sofern § 20 Abs. 4 WAG, BGBl. Nr. 753/1996 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 48/2006, keine Anwendung findet: 

 a) § 1 Abs. 1 Z 19 lit. a BWG entspricht der Berechtigung gemäß § 3 Abs. 2 Z 1 dieses 
Bundesgesetzes; 

 b) § 1 Abs. 1 Z 19 lit. b BWG entspricht der Berechtigung gemäß § 3 Abs. 2 Z 2 dieses 
Bundesgesetzes; 

 c) § 1 Abs. 1 Z 19 lit. c BWG entspricht der Berechtigung gemäß § 3 Abs. 2 Z 3 dieses 
Bundesgesetzes; 

 2. § 1 Abs. 1 Z 19 lit. a und c BWG, sofern § 20 Abs. 4 WAG, BGBl. Nr. 753/1996 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 48/2006, Anwendung findet: 

 a) § 1 Abs. 1 Z 19 lit. a BWG entspricht der Berechtigung gemäß § 4 zum Betrieb der in § 3 
Abs. 2 Z 1 dieses Bundesgesetzes genannten Tätigkeit; 

 b) § 1 Abs. 1 Z 19 lit. c BWG entspricht der Berechtigung gemäß § 4 zum Betrieb der in § 3 
Abs. 2 Z 3 dieses Bundesgesetzes genannten Tätigkeit. 

Die FMA hat nach In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes hinsichtlich der gemäß Z 1 und 2 
übergeleiteten Konzessionsträger besonderes Augenmerk auf die Einhaltung der Bestimmungen des 
2. Hauptstücks zu legen. Dies hat spätestens anhand der Abschluss- und Prüfungsberichte über das 
Geschäftsjahr 2008 zu erfolgen. Die FMA hat dabei auf die Größe und Struktur des Geschäftsbetriebes 
angemessen Bedacht zu nehmen. 

(2) Zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Bundesgesetzes auf Grund der GewO 1994 
bestehende Berechtigungen zur Annahme und Übermittlung von Aufträgen, sofern diese Tätigkeiten 
Finanzinstrumente gemäß § 1 Z 6 lit. e bis g und j zum Gegenstand haben, erlöschen mit Ablauf des 
31. Dezember 2007. Falls bis zu diesem Datum bei der FMA ein Konzessionsantrag gemäß § 3 Abs. 2 
oder § 4 Abs. 2 gestellt wurde, kann dieses Gewerbe weiterhin bis zum 30. Juni 2008 ausgeübt werden. 
Berechtigungen zur Annahme und Übermittlung von Aufträgen durch Personen gemäß § 2 Abs. 1 Z 11 
und 13 WAG 2007 erlöschen jedoch nicht auf Grund dieser Übergangsbestimmung. 

§ 103. Nach dem In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes gelten folgende Übergangsbestimmungen: 
 1. (zu § 13): 

Eine Notifikation ist für Wertpapierdienstleistungen gemäß § 3 Abs. 2 erforderlich, sofern diese 
nicht bereits der FMA vor In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes gemäß § 21 WAG, BGBl. 
Nr. 753/1996 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 141/2006, in Verbindung mit § 10 
BWG notifiziert wurden. 

 2. (zu § 25 Abs. 1): 
Vereinbarungen über die klare Aufteilung der Rechte und Pflichten zwischen dem Rechtsträger 
und dem Dienstleister bei der Auslagerung von wesentlichen betrieblichen Aufgaben an 
Dienstleister müssen erst mit 1. Oktober 2008 das Erfordernis der Schriftform erfüllen. 

 3. (zu § 58): 
Kunden, die bereits vor dem In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes von einem Rechtsträger 
gemäß § 15 als professionelle Kunden im Sinne des § 58 Abs. 2 dieses Bundesgesetzes eingestuft 
wurden, gelten auch nach In-Kraft-Treten von § 58 als professionelle Kunden im Sinne dieses 
Bundesgesetzes, ohne dass es einer neuerlichen Einstufung als professionelle Kunden bedarf; der 
Rechtsträger hat diese Kunden über die Voraussetzungen, die in diesem Bundesgesetz für die 
Kategorisierung von Kunden vorgesehen sind, zu informieren. 

 4. (zu § 59): 
Kunden, die bereits vor dem In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes von einem Rechtsträger 
gemäß § 15 auf Grundlage von Verfahren und Kriterien, die jenen von § 59 Abs. 2 Z 4 und 5 
vergleichbar sind, als professionelle Kunden im Sinne des § 58 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes 
eingestuft wurden, gelten auch nach In-Kraft-Treten von § 59 als professionelle Kunden im Sinne 
dieses Bundesgesetzes, ohne dass es einer neuerlichen Einstufung als professionelle Kunden 
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bedarf; der Rechtsträger hat diese Kunden über die Voraussetzungen, die in diesem Bundesgesetz 
für die Kategorisierung von Kunden vorgesehen sind, zu informieren. 

 5. (zu § 61): 
Kunden, die bereits vor dem In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes vom Rechtsträger als 
Privatkunden eingestuft sind und von diesem Rechtsträger mit In-Kraft-Treten dieses 
Bundesgesetzes weiterhin als Privatkunden eingestuft werden, müssen darüber nicht gesondert 
informiert werden. 

 6. (zu § 62): 
Am 31. Oktober 2007 anhängige Verwaltungsstrafverfahren wegen Verletzung des § 107 
TKG 2003 sind von der zu diesem Zeitpunkt zuständigen Behörde auch dann fortzuführen, wenn 
sich die Werbung auf eines der im § 62 genannten Instrumente bezogen hat. 

 7. (zu § 74): 
Die Bestimmungen des § 74 über die Rechnungslegung und den Aufsichtsbericht sind erstmals 
auf jenes Geschäftsjahr anzuwenden, in dem der Wertpapierfirma oder dem 
Wertpapierdienstleistungsunternehmen die Konzession erteilt wurde. 

 8. (zu § 75 Abs. 1): 
Bei Wertpapierfirmen gemäß § 75 Abs. 1, die zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses 
Bundesgesetzes über eine Konzession gemäß § 19 WAG, BGBl. Nr. 753/1996 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 141/2006, verfügen und die keiner Entschädigungseinrichtung 
angehören, erlischt die Konzession am 30. April 2008, sofern sie nicht bis zu diesem Zeitpunkt 
einer Entschädigungseinrichtung angehören. 

Verweise und Verordnungen 

§ 104. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz auf andere Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese, 
sofern nichts Anderes bestimmt wird, in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz auf die Richtlinie 2004/39/EG oder die Richtlinie 2006/73/EG 
verwiesen wird, so ist, sofern nichts Anderes angeordnet ist, jeweils die folgende Fassung anzuwenden: 
 1. Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über Märkte für 

Finanzinstrumente, zur Änderung der Richtlinien 85/611/EWG und 93/6/EWG des Rates und der 
Richtlinie 2000/12/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der 
Richtlinie 93/22/EWG des Rates (ABl. Nr. L 145 vom 30.04.2004, S. 1) in der Fassung der 
Richtlinie 2006/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 
2004/39/EG über Märkte für Finanzinstrumente in Bezug auf bestimmte Fristen (ABl. Nr. L 114 
vom 27.04.2006, S. 60) und 

 2. Richtlinie 2006/73/EG der Kommission zur Durchführung der Richtlinie 2004/39/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die organisatorischen Anforderungen an 
Wertpapierfirmen und die Bedingungen für die Ausübung ihrer Tätigkeit sowie in Bezug auf die 
Definition bestimmter Begriffe für die Zwecke der genannten Richtlinie (ABl. Nr. L 241 vom 
02.09.2006, S. 26). 

(3) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes können bereits von dem seiner Kundmachung 
folgenden Tag an erlassen werden. 

Sprachliche Gleichbehandlung 

§ 105. Soweit in diesem Bundesgesetz personenbezogene Bezeichnungen nur in männlicher Form 
angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in gleicher Weise. Bei der Anwendung auf 
bestimmte Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden. 

Außer-Kraft-Treten 

§ 106. Das Wertpapieraufsichtsgesetz – WAG, BGBl. Nr. 753/1996 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 141/2006, tritt mit Ablauf des 31. Oktober 2007 außer Kraft. 

Vollziehung 

§ 107. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
 1. hinsichtlich des § 94 Abs. 3 der Bundesminister für Justiz, 
 2. hinsichtlich der §§ 7 und 38 bis 54 der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem 

Bundesminister für Justiz, 
 3. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der Bundesminister für Finanzen betraut. 
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In-Kraft-Treten 

§ 108. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. November 2007 in Kraft. 

Anlage 1 

zu § 25 

AUSLAGERUNGSBEDINGUNGEN 
 1. Der Dienstleister hat über die Eignung, die Kapazität sowie alle gesetzlich vorgeschriebenen 

Zulassungen zu verfügen, um die ausgelagerten Aufgaben, Dienstleistungen oder Tätigkeiten 
zuverlässig und professionell auszuführen; 

 2. der Dienstleister hat die ausgelagerten Dienstleistungen wirkungsvoll auszuführen, der 
Rechtsträger hat zu diesem Zweck Methoden für die Bewertung seiner Leistungen festzulegen; 

 3. der Dienstleister hat die Ausführung der ausgelagerten Aufgaben ordnungsgemäß zu überwachen 
und die mit der Auslagerung verbundenen Risiken angemessen zu steuern; 

 4. falls Zweifel bestehen, dass der Dienstleister seine Aufgaben wirkungsvoll und unter Einhaltung 
aller geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften ausführt, haben angemessene Schritte 
eingeleitet zu werden; 

 5. der Rechtsträger hat weiterhin über die notwendigen Fachkenntnisse zu verfügen, um die 
ausgelagerten Aufgaben wirkungsvoll zu überwachen und die mit der Auslagerung verbundenen 
Risiken zu steuern. Er hat diese Aufgaben auch tatsächlich zu überwachen und diese Risiken 
auch tatsächlich zu steuern; 

 6. der Dienstleister hat dem Rechtsträger jede Entwicklung zur Kenntnis zu bringen, die seine 
Fähigkeit, die ausgelagerten Aufgaben wirkungsvoll und unter Einhaltung aller geltenden 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften auszuführen, wesentlich beeinträchtigen könnte; 

 7. der Rechtsträger muss die Auslagerungsvereinbarung erforderlichenfalls kündigen können, ohne 
dass dies die Kontinuität und Qualität der für seine Kunden erbrachten Dienstleistungen 
beeinträchtigt; 

 8. der Dienstleister hat in Bezug auf die ausgelagerten Tätigkeiten mit der FMA 
zusammenzuarbeiten; 

 9. der Rechtsträger, seine Abschlussprüfer und die FMA müssen tatsächlich Zugang zu den mit den 
ausgelagerten Tätigkeiten zusammenhängenden Daten und zu den Geschäftsräumen des 
Dienstleisters haben. Die FMA muss von diesen Zugangsrechten Gebrauch machen können; 

 10. der Dienstleister hat alle vertraulichen Informationen, die den Rechtsträger und seine Kunden 
betreffen, zu schützen; 

 11. der Rechtsträger und der Dienstleister haben einen Notfallplan festzulegen und dessen 
kontinuierliche Einhaltung sicherzustellen, der bei einem Systemausfall die Speicherung der 
Daten gewährleistet und regelmäßige Tests der Backup-Systeme vorsieht, sollte dies angesichts 
der ausgelagerten Funktion, Dienstleistung oder Tätigkeit erforderlich sein. 

Anlage 1 

zu § 40 

INFORMATIONEN FÜR PRIVATKUNDEN ÜBER DEN RECHTSTRÄGER UND SEINE 
DIENSTLEISTUNGEN 

 1. Rechtsträger haben einem Privatkunden – soweit relevant – folgende allgemeine Informationen 
zu übermitteln: 

 a) Name und Anschrift des Rechtsträgers sowie Angaben, die dem Kunden eine effektive 
Kommunikation mit dem Rechtsträger ermöglichen; 

 b) Sprachen, in denen der Kunde mit dem Rechtsträger kommunizieren und Dokumente sowie 
andere Informationen von ihm erhalten kann; 

 c) Kommunikationsmittel, die zwischen dem Rechtsträger und dem Kunden zu verwenden sind, 
und – soweit relevant – Kommunikationsmittel zur Übermittlung und zum Empfang von 
Aufträgen; 

 d) Hinweis auf die Konzession des Rechtsträgers, einschließlich Angabe von Namen und 
Adresse der zuständigen Behörde, die die Konzession erteilt hat; 
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 e) gegebenenfalls Hinweis darauf, dass der Rechtsträger über einen vertraglich gebundenen 
Vermittler handelt, einschließlich Angabe des Mitgliedstaats, in dem dieser Vermittler 
registriert ist; 

 f) Art, Häufigkeit und Zeitpunkt der Berichte über die erbrachten Dienstleistungen gemäß § 48; 
 g) falls der Rechtsträger Finanzinstrumente oder Gelder seiner Kunden hält, kurze Beschreibung 

der Maßnahmen, die der Rechtsträger zu deren Schutz trifft, einschließlich kurzer Angaben zu 
etwaigen Anlegerentschädigungs- oder Einlagensicherungssystemen, denen der Rechtsträger 
aufgrund seiner Tätigkeit im Inland oder in einem anderen Mitgliedstaat angeschlossen sein 
muss; 

 h) Beschreibung – gegebenenfalls als Zusammenfassung – der Leitlinien für den Umgang mit 
Interessenkonflikten gemäß § 35; 

 i) auf Wunsch des Kunden jederzeit weitere Einzelheiten zu diesen Interessenkonflikten auf 
einem dauerhaften Datenträger oder auf einer Website (§ 16 Abs. 2). 

 2. Rechtsträger haben einem Privatkunden, dem sie die Erbringung von 
Portfolioverwaltungsdienstleistungen vorschlagen, außer den nach Z 1 erforderlichen 
Informationen gegebenenfalls noch folgende Informationen zu übermitteln: 

 a) Art und Weise sowie Häufigkeit der Bewertung der Finanzinstrumente im Kundenportfolio; 
 b) Einzelheiten zur etwaigen Zulässigkeit einer Delegation der Vermögensverwaltung mit 

Ermessensspielraum in Bezug auf alle oder einen Teil der Finanzinstrumente oder Gelder im 
Kundenportfolio; 

 c) Vergleichsgröße, anhand derer die Wertentwicklung des Kundenportfolios verglichen werden 
kann; 

 d) Art der Finanzinstrumente, die in das Kundenportfolio aufgenommen werden können, und Art 
der Geschäfte, die mit diesen Instrumenten ausgeführt werden können, einschließlich Angabe 
etwaiger Einschränkungen; 

 e) Managementziele, bei der Ausübung des Ermessens durch den Verwalter zu beachtendes 
Risikoniveau und etwaige spezifische Einschränkungen dieses Ermessens. 

Anlage 2 

zu § 40 

INFORMATIONSANFORDERUNGEN ZUM SCHUTZ VON 
KUNDENFINANZINSTRUMENTEN UND KUNDENGELDERN 

Rechtsträger, die Privatkunden gehörende Finanzinstrumente oder Gelder halten, haben den 
betreffenden Privatkunden – soweit relevant – die folgenden Informationen zu übermitteln: 
 1. Der Rechtsträger informiert den Privatkunden darüber, wo seine Finanzinstrumente oder Gelder 

im Namen des Rechtsträgers von einem Dritten gehalten werden können, und informiert ihn über 
die Haftung des Rechtsträgers nach dem anwendbaren nationalen Recht für etwaige Handlungen 
oder Unterlassungen des Dritten und über die Folgen einer Zahlungsunfähigkeit des Dritten für 
den Kunden. 

 2. Können Finanzinstrumente des Privatkunden, soweit dies nach nationalem Recht zulässig ist, von 
einem Dritten auf einem Sammelkonto geführt werden, informiert der Rechtsträger den Kunden 
darüber und warnt ihn deutlich vor den damit verbundenen Risiken. 

 3. Der Rechtsträger informiert den Privatkunden entsprechend, wenn es nach nationalem Recht 
nicht möglich ist, Kundenfinanzinstrumente, die von einem Dritten gehalten werden, von den 
Eigenhandelsfinanzinstrumenten dieses Dritten oder des Rechtsträgers getrennt zu halten, und 
warnt ihn deutlich vor den damit verbundenen Risiken. 

 4. Bevor ein Rechtsträger Wertpapierfinanzierungsgeschäfte im Zusammenhang mit 
Finanzinstrumenten tätigt, die er im Namen eines Privatkunden hält, oder bevor er die 
betreffenden Finanzinstrumente für eigene Rechnung oder die eines anderen Kunden verwendet, 
übermittelt der Rechtsträger dem Privatkunden rechtzeitig vor der Verwendung der betreffenden 
Instrumente auf einem dauerhaften Datenträger klare, vollständige und zutreffende Informationen 
über die Rechte und Pflichten des Rechtsträgers in Bezug auf die Verwendung der betreffenden 
Finanzinstrumente und die Bedingungen für seine Rückgabe sowie über die damit verbundenen 
Risiken. 
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Anlage 3 

zu § 40 

INFORMATIONEN ÜBER RISIKEN 

Die Beschreibung der Risiken hat sich – soweit für die betreffende Art von Finanzinstrument sowie 
den Status und den Kenntnisstand des Kunden relevant – zu erstrecken auf 
 1. die mit Finanzinstrumenten der betreffenden Art einhergehenden Risiken, einschließlich einer 

Erläuterung der Hebelwirkung und ihrer Effekte, und Risiko des Verlusts der gesamten 
Kapitalanlage; 

 2. die Volatilität des Preises der betreffenden Instrumente und etwaige Beschränkungen des für 
derlei Instrumente verfügbaren Marktes; 

 3. den Umstand, dass jeder Anleger auf Grund von Geschäften mit den betreffenden Instrumenten 
möglicherweise finanzielle und sonstige Verpflichtungen einschließlich 
Eventualverbindlichkeiten übernehmen muss, die zu den Kosten für den Erwerb der Instrumente 
hinzukommen; 

 4. etwaige Einschusspflichten oder ähnliche Verpflichtungen, die für Instrumente der betreffenden 
Art gelten. 

Anlage 4 

zu § 40 

INFORMATIONEN ÜBER KOSTEN UND NEBENKOSTEN 

Rechtsträger haben einem Privatkunden Informationen mit folgenden Angaben zu übermitteln: 
 1. Gesamtpreis, den der Kunde im Zusammenhang mit dem Finanzinstrument, der 

Wertpapierdienstleistung oder der Nebendienstleistung zu zahlen hat, einschließlich aller damit 
verbundener Gebühren, Provisionen, Entgelte und Auslagen sowie aller über den Rechtsträger zu 
entrichtender Abgaben, oder – wenn die Angabe eines genauen Preises nicht möglich ist – die 
Grundlage für die Berechnung des Gesamtpreises, damit der Kunde diesen überprüfen kann; die 
von dem Rechtsträger in Rechnung gestellten Provisionen sind in jedem Fall getrennt 
anzuführen; 

 2. falls ein Teil des unter Z 1 genannten Gesamtpreises in einer Fremdwährung zu zahlen ist oder 
einen Betrag in einer Fremdwährung darstellt, die betreffende Währung und den anzuwendenden 
Wechselkurs und die damit verbundenen Kosten; 

 3. gegebenenfalls einen Hinweis auf die Möglichkeit, dass dem Kunden aus Geschäften in 
Zusammenhang mit dem Finanzinstrument oder der Wertpapierdienstleistung noch weitere 
Kosten und Abgaben entstehen können, die nicht über den Rechtsträger gezahlt oder von ihm in 
Rechnung gestellt werden; 

 4. Bestimmungen über die Zahlung oder sonstige Gegenleistungen. 

Anlage 1 

zu § 49 

MITTEILUNGEN 
 1. Name der Firma, die die Mitteilung macht; 
 2. Name oder sonstige Bezeichnung des Kunden; 
 3. Handelstag; 
 4. Handelszeitpunkt; 
 5. Art des Auftrags; 
 6. Ausführungsplatz; 
 7. Instrument; 
 8. Kauf- oder Verkauf-Indikator; 
 9. Wesen des Auftrags, falls es sich nicht um einen Kauf- oder Verkaufsauftrag handelt; 
 10. Menge; 
 11. Stückpreis; 
 12. Gesamtentgelt; 
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 13. Summe der in Rechnung gestellten Provisionen und Auslagen sowie auf Wunsch des 
Privatkunden eine Aufschlüsselung nach Einzelposten; 

 14. Aufgaben des Kunden in Zusammenhang mit der Abwicklung des Geschäfts unter Angabe der 
Zahlungs- oder Einlieferungsfrist sowie der jeweiligen Konten, sofern diese Angaben und 
Aufgaben dem Kunden nicht bereits früher mitgeteilt worden sind; 

 15. war die Gegenpartei des Kunden der Rechtsträger selbst, eine Person der Gruppe, der dem 
Rechtsträger angehört, oder ein anderer Kunde des Rechtsträgers, ein Verweis darauf, dass dies 
der Fall war, es sei denn, der Auftrag wurde über ein Handelssystem ausgeführt, das den 
anonymen Handel erleichtert. 

Für die Zwecke von Z 9 gilt, dass der Rechtsträger dem Kunden bei tranchenweiser Ausführung des 
Auftrags den Preis für die einzelnen Tranchen oder den Durchschnittspreis übermitteln kann. Gibt der 
Rechtsträger den Durchschnittspreis an, übermittelt er dem Privatkunden auf Wunsch den Preis für die 
einzelnen Tranchen. 

Anlage 1 

zu § 50 

PERIODISCHE AUFSTELLUNGEN 
 1. Name des Rechtsträgers; 
 2. Name oder sonstige Bezeichnung des Kontos des Privatkunden; 
 3. Zusammensetzung und Bewertung des Portfolios mit Einzelangaben zu jedem gehaltenen 

Finanzinstrument, seinem Marktwert oder – wenn dieser nicht verfügbar ist – dem beizulegenden 
Zeitwert, dem Kontostand zum Beginn und zum Ende des Berichtszeitraums sowie der 
Wertentwicklung des Portfolios während des Berichtszeitraums; 

 4. Gesamtbetrag der in dem Berichtszeitraum angefallenen Gebühren und Entgelte, mindestens 
aufgeschlüsselt in Gesamtverwaltungsgebühren und Gesamtkosten im Zusammenhang mit der 
Leistungserbringung, gegebenenfalls mit dem Hinweis, dass auf Wunsch eine detailliertere 
Aufschlüsselung erhältlich ist; 

 5. Vergleich der Wertentwicklung während des Berichtszeitraums und der Vergleichsgröße, falls 
eine solche zwischen Rechtsträger und Kunde vereinbart wurde; 

 6. Gesamtbetrag der Dividenden-, Zins- und sonstigen Zahlungen, die während des 
Berichtszeitraums im Zusammenhang mit dem Kundenportfolio eingegangen sind; 

 7. Informationen über sonstige Maßnahmen des Unternehmens, die Rechte in Bezug auf im 
Portfolio gehaltene Finanzinstrumente verleihen; 

 8. für jedes in dem Berichtszeitraum ausgeführte Geschäft – soweit relevant – die in der Anlage 1 
zu § 49 Z 1 bis 12 genannten Informationen, es sei denn, der Kunde wünscht die Informationen 
über die ausgeführten Geschäfte jeweils einzeln, da dann § 50 Abs. 3 anzuwenden ist. 

Artikel 3 

Änderung des Bankwesengesetzes 

Das Bankwesengesetz - BWG, BGBl. Nr. 532/1993, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 19/2007, wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 Z 7 wird nach dem Wort „erfolgt“ der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt. 

2. § 1 Abs. 1 Z 7a lautet: 

 „7a. der Handel auf eigene oder fremde Rechnung mit Finanzinstrumenten gemäß § 1 Abs. 1 Z 6 lit. e 
bis g und j Wertpapieraufsichtsgesetz 2007 – WAG 2007, BGBl. I Nr. 60/2007, ausgenommen 
der Handel durch Personen gemäß § 2 Abs. 1 Z 11 und 13 WAG 2007;“ 

3. § 1 Abs. 1 Z 19 entfällt. 

4. § 1 Abs. 3 lautet: 

„(3) Kreditinstitute sind auch zur Durchführung der in Abs. 1 Z 22 und 23 und Abs. 2 genannten 
Tätigkeiten berechtigt, sowie zur Durchführung aller sonstigen Tätigkeiten, die in unmittelbarem 
Zusammenhang mit der Banktätigkeit entsprechend dem jeweiligen Konzessionsumfang stehen oder 
Hilfstätigkeiten in Bezug auf diese darstellen, wie insbesondere die Vermittlung von Bausparverträgen, 
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von Unternehmen und Betrieben, von Investmentfondsanteilen, von Eigenmittelanteilen, die Erbringung 
von Dienstleistungen im Bereich der automatischen Datenverarbeitung sowie der Vertrieb von 
Kreditkarten. Weiters sind sie im Rahmen der devisenrechtlichen Bestimmungen zum Handel mit 
Münzen und Medaillen sowie mit Barren aus Gold berechtigt, ferner zur Vermietung von Schrankfächern 
(Safes) unter Mitverschluss durch die Vermieter. Sie sind auch zur Durchführung der in § 3 Abs. 2 Z 1 bis 
3 WAG 2007 genannten Tätigkeiten berechtigt.“ 

5. § 2 Z 7 lautet: 

 „7. Aufnahmemitgliedstaat: der Mitgliedstaat, in dem 
 a) ein Kreditinstitut oder 
 b) ein Kreditinstitut im Sinne von Art. 4 Nummer 1 der Richtlinie 2006/48/EG oder eine 

Wertpapierfirma im Sinne von Art. 4 Abs. 1 Z 1 der Richtlinie 2004/39/EG, die in einem 
anderen Mitgliedstaat zugelassen sind, 

eine Zweigstelle betreiben oder Dienstleistungen erbringen;“ 

6. § 2 Z 29 lautet: 

 „29. Wertpapierdienstleistung: eine Wertpapierdienstleistung oder Anlagetätigkeit gemäß § 1 Z 2 
WAG 2007;“ 

7. § 2 Z 30 lautet: 

 „30. Wertpapierfirma: 
 a) eine Wertpapierfirma gemäß § 3 WAG 2007; 
 b) eine anerkannte Wertpapierfirma; 
 c) ein Unternehmen mit Sitz im Ausland, das keine anerkannte Wertpapierfirma ist und das 

Geschäfte im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 7 lit. b bis f, Z 11 oder § 3 Abs. 2 Z 1 bis 3 WAG 2007 
betreibt;“ 

8. § 2 Z 31 lautet: 

 „31. anerkannte Wertpapierfirma: 
 a) ein Unternehmen mit Sitz in einem Mitgliedstaat, das Geschäfte im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 7 

lit. b bis f oder Z 11 betreibt und den Vorschriften der Richtlinie 2004/39/EG unterliegt; 
 b) ein Unternehmen mit Sitz in einem Drittland, das 
 aa) Geschäfte im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 7 lit. b bis f oder Z 11 betreibt, 
 bb) in einem Drittland zugelassen ist, das im Basler Ausschuss für Bankenaufsicht vertreten 

ist, und das 
 cc) Aufsichtsregeln einzuhalten hat, die den Mindeststandards der Europäischen Union für 

Wertpapierfirmen zumindest gleichwertig sind; 
ein Unternehmen, das ausschließlich Aufträge von Anlegern entgegennimmt und übermittelt, 
ohne dass es Geld oder Wertpapiere seiner Kunden hält, und das auf Grund dessen zu keiner Zeit 
zum Schuldner dieser Kunden werden kann, gilt nicht als anerkannte Wertpapierfirma;“ 

9. § 2 Z 32 lautet: 

 „32. anerkannte Börse: ein geregelter Markt im Sinne von § 1 Abs. 2 Börsegesetz 1989 – BörseG, 
BGBl. Nr. 555/1989, und gleichwertige Märkte mit Sitz in Drittländern, die von einer staatlichen 
Stelle oder einer staatlich anerkannten Stelle geregelt und überwacht werden, regelmäßig 
stattfinden und für das Publikum unmittelbar oder mittelbar über einen Clearing-Teilnehmer 
zugänglich sind; ein Markt eines Drittlandes gilt als einem geregelten Markt gleichwertig, wenn 
er Vorschriften unterliegt, die den unter Titel III der Richtlinie 2004/39/EG festgelegten 
Vorschriften gleichwertig sind.“ 

10. § 2 Z 37 lautet: 

 „37. geregelter Markt: ein Markt gemäß § 1 Abs. 2 BörseG;“ 

11. § 3 Abs. 1 Z 9 lautet: 

 „9. den Betrieb des Wechselstubengeschäfts (§ 1 Abs. 1 Z 22) und des Finanztransfergeschäfts (§ 1 
Abs. 1 Z 23) hinsichtlich § 1 Abs. 3, § 5 Abs. 1 Z 5, 12 und 13, §§ 22 bis 23, § 24, soweit es sich 
um ein übergeordnetes Kreditinstitut handeln würde, §§ 25 bis 29, § 30, soweit es sich um ein 
übergeordnetes Kreditinstitut handeln würde, §§ 31 bis 34, §§ 36, 37 und 39a, §§ 42 bis 65, 
soweit nicht die Mitwirkung an der Erstellung des Konzernabschlusses des übergeordneten 
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Kreditinstitutes erforderlich ist, §§ 66 bis 68, § 73 Abs. 1 Z 1, §§ 74 bis 76, § 78 Abs. 1 bis 7 und 
des XIX. Abschnitts;“ 

12. § 3 Abs. 4 Z 2 lautet: 

 „2. unabhängig von der Eigenmittelanforderung gemäß Z 1 die Eigenmittel der 
Kapitalanlagegesellschaft zu keiner Zeit unter den gemäß § 9 Abs. 2 WAG 2007 zu ermittelnden 
Betrag absinken dürfen.“ 

13. § 3 Abs. 4a Z 2 lautet: 

 „2. die Eigenmittel unabhängig von der Eigenmittelanforderung zu keiner Zeit unter den gemäß § 9 
Abs. 2 WAG 2007 zu ermittelnden Betrag absinken dürfen.“ 

14. § 3 Abs. 5 entfällt. 

15. § 3 Abs. 7 lit. d lautet: 

 „d) unabhängig von den Eigenmittelanforderungen gemäß Z 1 und § 20 BMVG dürfen die 
Eigenmittel der Mitarbeitervorsorgekasse zu keiner Zeit unter den gemäß § 9 Abs. 2 
WAG 2007 zu ermittelnden Betrag absinken, wobei zur Ermittlung der Betriebsaufwendungen 
Anlage 1 zu § 40 BMVG, Formblatt B, Position B.2. heranzuziehen ist.“ 

16. In § 9 Abs. 1 wird die Wortfolge „Die in Nummer 1 bis 14 des Anhangs I der Richtlinie 2006/48/EG 
angeführten Tätigkeiten“ durch die Wortfolge „Die in Anhang I der Richtlinie 2006/48/EG angeführten 
Tätigkeiten“ ersetzt. 

17. § 9 Abs. 6 bis 8 lauten: 

„(6) Das erstmalige Tätigwerden in Österreich im Wege des freien Dienstleistungsverkehrs erfordert 
eine Mitteilung der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaates an die FMA, welche der 
Tätigkeiten nach Anhang I der Richtlinie 2006/48/EG ausgeübt werden sollen. 

(7) Kreditinstitute gemäß Abs. 1, die Tätigkeiten in Österreich über eine Zweigstelle ausüben, haben 
die §§ 25, 31 bis 41, 44 Abs. 3 bis 6, 60 bis 63, 65 Abs. 3a, 66 bis 68, 74, 75, 93 Abs. 8 und 8a, 94 und 95 
Abs. 3 und 4 sowie je nach ihrem Geschäftsgegenstand die §§ 36, 38 bis 59, 61 bis 66 und 69 bis 71 
WAG 2007 und die übrigen in § 69 genannten Bundesgesetze und die auf Grund der vorgenannten 
Vorschriften erlassenen Verordnungen und Bescheide einzuhalten. 

(8) Kreditinstitute gemäß Abs. 1, die Tätigkeiten in Österreich im Wege des freien 
Dienstleistungsverkehrs erbringen, haben die §§ 31 bis 41, 66 bis 68, 93 Abs. 8 und 8a, 94 und 95 Abs. 3 
und 4 sowie je nach ihrem Geschäftsgegenstand die übrigen in § 69 genannten Bundesgesetze und die auf 
Grund der vorgenannten Vorschriften erlassenen Verordnungen und Bescheide einzuhalten.“ 

18. § 9a samt Überschrift entfällt. 

19. In § 10 Abs. 6 wird die Wortfolge „Tätigkeiten nach den Nummern 1 bis 14 des Anhangs I der 
Richtlinie 2006/48/EG“ durch die Wortfolge „Tätigkeiten nach Anhang I der Richtlinie 2006/48/EG“ 
ersetzt. 

20. § 22a Abs. 8 Z 2 lit. e lautet: 

 „e) eine Wertpapierfirma gemäß § 3 Abs. 2 Z 2 und 4 WAG 2007;“ 

21. § 23 Abs. 9 Z 2 lautet: 

 „2. dem Buchwert und dem Kurswert bei Wertpapieren, die zum Handel an einem geregelten Markt 
oder einer anderen anerkannten Börse zugelassen sind; bei Vorliegen besonderer Umstände ist 
ein niedrigerer Wert als der Börsekurs anzusetzen; wird von der Bewertung der Wertpapiere nach 
den Grundsätzen des Anlagevermögens Gebrauch gemacht, sind die Neubewertungsreserven um 
den Unterschiedsbetrag zwischen dem maßgeblichen Wert und dem höheren Buchwert zu 
kürzen; stille Reserven gemäß § 57 Abs. 1 sind dem Buchwert der Wertpapiere bei Ermittlung 
des Unterschiedsbetrages hinzuzurechnen;“ 

22. § 25 Abs. 10 Z 4 lautet: 

 „4. festverzinsliche Wertpapiere von Emittenten mit Sitz in Österreich oder einem anderen 
Mitgliedstaat, die an einem geregelten Markt (§ 1 Abs. 2 BörseG) zugelassen sind, sowie zur 
Refinanzierung bei der Oesterreichischen Nationalbank zugelassene Wechsel;“ 

23. § 44 Abs. 5a entfällt. 
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24. § 44 Abs.  6 lautet: 

„(6) Die Angaben gemäß den Abs. 2, 4 und 5 sind in deutscher Sprache zu erstellen.“ 

25. § 51 Abs. 5 lautet: 

„(5) Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere umfassen nur zum Handel an 
einer anerkannten Börse zugelassene Wertpapiere. Schuldverschreibungen öffentlicher Stellen sind 
jedoch nur insoweit einzubeziehen, als sie nicht in Aktivposten 2 auszuweisen sind. Als festverzinslich 
gelten auch Wertpapiere, die mit einem veränderlichen Zinssatz ausgestattet sind, sofern dieser an eine 
bestimmte Größe, etwa an einen Interbankzinssatz oder an einen Eurogeldmarktsatz, gebunden ist. Nur 
die angekauften, zum Handel an einer anerkannten Börse zugelassenen eigenen Schuldverschreibungen 
dürfen im Darunterposten zum Aktivposten 5 lit. b ausgewiesen werden.“ 

26. § 56 Abs. 4 und 5 lauten: 

„(4) Falls zum Handel an einer anerkannten Börse zugelassene Wertpapiere, die nicht die 
Eigenschaft von Finanzanlagen haben, mit ihren Anschaffungskosten bilanziert werden, haben die 
Kreditinstitute im Anhang den Unterschiedsbetrag zwischen den Anschaffungskosten und dem höheren 
Marktwert am Bilanzstichtag anzugeben. 

(5) Zum Handel an einer anerkannten Börse zugelassene Wertpapiere, die nicht die Eigenschaft von 
Finanzanlagen haben, können zum höheren Marktwert am Bilanzstichtag bilanziert werden. Der 
Unterschiedsbetrag zwischen den Anschaffungskosten und dem höheren Marktwert ist im Anhang 
anzugeben.“ 

27. § 63 Abs. 4 Z 2a lautet: 

 „2a. die Beachtung des 2. und 3. Hauptstücks WAG 2007;“ 

28. § 63 Abs. 6 lautet: 

„(6) Die Angaben gemäß § 44 Abs. 4 sind auch von Zweigstellen von Kreditinstituten gemäß § 9 
Abs. 1 und Finanzinstituten gemäß § 11 Abs. 1 und § 13 Abs. 1, die Tätigkeiten gemäß § 1 Abs. 1 Z 2 bis 
8, 11 und 15 bis 17 in Österreich erbringen, prüfen zu lassen. Die Prüfung hat zu umfassen: 
 1. Die Richtigkeit und Übereinstimmung mit dem Jahresabschluss (§ 44 Abs. 3); 
 2. die Beachtung der in den §§ 9 Abs. 7, 11 Abs. 5 sowie 13 Abs. 4 genannten Vorschriften und die 

Beachtung der §§ 36, 38 bis 59, 61 bis 66 und 69 bis 71 WAG 2007.“ 

29. § 63 Abs. 6a entfällt. 

30. § 63 Abs. 7 lautet: 

„(7) Das Ergebnis der Prüfung gemäß Abs. 6 ist in einer Anlage zum Prüfungsbericht gemäß § 44 
Abs. 4 darzustellen. Der Prüfungsbericht ist einschließlich der Anlage den Geschäftsleitern der 
Zweigstellen von Kreditinstituten und Finanzinstituten aus Mitgliedstaaten in Österreich so zeitgerecht zu 
übermitteln, dass die Vorlagefristen des § 44 Abs. 3 bis 5 eingehalten werden können.“ 

31. § 93 Abs. 2a lautet: 

„(2a) Sicherungspflichtige Wertpapierdienstleistungen sind: 
 1. Das Depotgeschäft (§ 1 Abs. 1 Z 5), 
 2. der Handel auf eigene oder fremde Rechnung mit Instrumenten gemäß § 1 Abs. 1 Z 7 lit. b bis f, 
 3. das Loroemissionsgeschäft (§ 1 Abs. 1 Z 11), 
 4. das Mitarbeitervorsorgekassengeschäft (§ 1 Abs. 1 Z 21). 
Weiters haben der Sicherungseinrichtung alle Kreditinstitute des Fachverbandes anzugehören, die von der 
im § 1 Abs. 3 genannten Berechtigung zur Erbringung der Wertpapierdienstleistung nach § 3 Abs. 2 Z 2 
WAG 2007 Gebrauch machen.“ 

32. Der Einleitungsteil von § 93 Abs. 3b lautet: 

„(3b) Die Sicherungseinrichtungen haben nach Maßgabe dieses Abschnitts Anleger für Forderungen 
aus Wertpapierdienstleistungen gemäß Abs. 2a zu entschädigen, die dadurch entstanden sind, dass ein 
Kreditinstitut oder eine Wertpapierfirma gemäß § 12 Abs. 1 WAG 2007 nicht in der Lage war, 
entsprechend den gesetzlichen oder vertraglichen Regelungen“ 
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33. § 93 Abs. 5 Z 6 lautet: 

 „6. Einlagen und Forderungen von 
 a) Geschäftsleitern und Mitgliedern gesetzlich oder satzungsgemäß zuständiger Aufsichtsorgane 

des Kreditinstitutes oder der Wertpapierfirma gemäß § 12 Abs. 1 WAG 2007 sowie bei 
Kreditgenossenschaften von ihren Vorstandsmitgliedern, 

 b) persönlich haftenden Gesellschaftern von Kreditinstituten oder Wertpapierfirmen in der 
Rechtsform einer Personengesellschaft des Handelsrechts, 

 c) Einlegern und Forderungsberechtigten, die zumindest 5 vH des Kapitals des Kreditinstitutes 
oder der Wertpapierfirma gemäß § 12 Abs. 1 WAG 2007 halten, 

 d) Einlegern und Forderungsberechtigten, die mit der gesetzlichen Kontrolle der 
Rechnungslegung des Kreditinstitutes oder der Wertpapierfirma gemäß § 12 Abs. 1 
WAG 2007 betraut sind und 

 e) Einlegern und Forderungsberechtigten, die eine der in lit. a bis d genannten Funktionen in 
verbundenen Unternehmen (§ 244 HGB) des Kreditinstitutes oder der Wertpapierfirma gemäß 
§ 12 Abs. 1 WAG 2007 innehaben,“ 

34. § 93 Abs. 5 Z 8 bis 11 lauten: 

 „8. Einlagen und Forderungen anderer Gesellschaften, die verbundene Unternehmen (§ 244 HGB) 
des betroffenen Kreditinstitutes oder der Wertpapierfirma gemäß § 12 Abs. 1 WAG 2007 sind, 

 9. Einlagen und Forderungen, für die der Einleger oder Forderungsberechtigte vom Kreditinstitut 
oder von der Wertpapierfirma gemäß § 12 Abs. 1 WAG 2007 auf individueller Basis Zinssätze 
oder andere finanzielle Vorteile erhalten hat, die zu einer Verschlechterung der finanziellen Lage 
des Kreditinstitutes oder der Wertpapierfirma gemäß § 12 Abs. 1 WAG beigetragen haben, 

 10. Schuldverschreibungen des Kreditinstitutes oder der Wertpapierfirma gemäß § 12 Abs. 1 
WAG 2007 und Verbindlichkeiten aus eigenen Akzepten und Solawechseln, 

 11. Einlagen und Forderungen, die nicht auf Euro, Schilling, Landeswährung eines Mitgliedstaates 
oder auf ECU lauten, wobei diese Einschränkung jedoch nicht für Finanzinstrumente gemäß § 1 
Z 6 WAG 2007 gilt, sowie“ 

35. § 93 Abs. 7a lautet: 

„(7a) Wertpapierfirmen gemäß § 12 Abs. 1 WAG 2007, die in Österreich über eine Zweigstelle 
sicherungspflichtige Wertpapierdienstleistungen gemäß Abs. 2a Z 1 bis 3 erbringen, sind, sofern sie in 
ihrem Heimatland einem Anlegerentschädigungssystem im Sinne der Richtlinie 97/9/EG angehören, 
berechtigt, sich der Sicherungseinrichtung jenes Fachverbandes ergänzend zum 
Anlegerentschädigungssystem ihres Herkunftsmitgliedstaates anzuschließen, dem sie ihrem Institutstyp 
nach angehören würden, wenn sie ein österreichisches Kreditinstitut wären; sind sie auf Grund dessen 
keinem Fachverband zuordenbar, so können sie sich jenem Fachverband anschließen, dessen Mitglieder 
im Institutstyp der betreffenden Wertpapierfirma am ähnlichsten sind. Für Wertpapierfirmen gemäß § 12 
WAG 2007, die in Österreich Wertpapierdienstleistungen gemäß § 3 Abs. 2 Z 2 WAG 2007 erbringen 
und diese Dienstleistungen das Halten von Geld, Wertpapieren oder sonstigen Instrumenten nicht 
umfassen, so dass der Erbringer der Dienstleistungen diesbezüglich zu keiner Zeit Schuldner seiner 
Kunden werden kann, gilt hingegen § 78 WAG 2007. Der ergänzende Anschluss gilt nur bezüglich der in 
Österreich erbrachten sicherungspflichtigen Wertpapierdienstleistungen gemäß Abs. 2a Z 1 bis 3 und nur 
insoweit, als die Abs. 1 bis 5 eine höhere oder weitergehende Sicherung von Forderungen aus 
Wertpapierdienstleistungen gewährleisten als das Anlegerentschädigungssystem des 
Herkunftsmitgliedstaates der Wertpapierfirma. Die Sicherungseinrichtung hat die freiwillig ergänzend 
angeschlossenen Wertpapierfirmen zu verpflichten, für den Fall einer Auszahlung gesicherter 
Forderungen aus Wertpapierdienstleistungen unverzüglich anteilsmäßige Beiträge zu leisten. Bei der 
Festsetzung der anteilsmäßigen Beiträge ist § 93b sinngemäß anzuwenden. Hierbei darf die freiwillig 
ergänzend angeschlossene Wertpapierfirma nicht schlechter gestellt werden als ein nach Institutstyp und 
Geschäftsgegenstand vergleichbares österreichisches Kreditinstitut. Hat eine freiwillig ergänzend 
angeschlossene Wertpapierfirma mehrere Zweigstellen in Österreich, so sind diese bei der Berechnung 
der Forderungen gemäß Abs. 2a und bei der Berechnung der Beitragsleistung gemäß § 93b als eine 
Zweigstelle zu betrachten.“ 

36. § 93a Abs. 9 lautet: 

„(9) Die Sicherungseinrichtungen haben mit den Einlagensicherungs- und 
Anlegerentschädigungssystemen der Mitgliedstaaten gemäß Anhang II der Richtlinie 94/19/EG und 
gemäß Anhang II der Richtlinie 97/9/EG zusammenzuarbeiten. Kreditinstitute gemäß § 9 Abs. 1 und 
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Wertpapierfirmen gemäß § 12 Abs. 1 WAG 2007, die in Österreich über eine Zweigstelle Einlagen 
entgegennehmen oder sicherungspflichtige Wertpapierdienstleistungen erbringen, haben der zuständigen 
Sicherungseinrichtung des Herkunftsmitgliedstaates alle Informationen zu erteilen, die diese benötigt, um 
sicherzustellen, dass die Einleger (Anleger) unverzüglich und ordnungsgemäß entschädigt werden.“ 

37. § 93c lautet: 

„§ 93c. Die §§ 93 bis 93b gelten bei Kreditinstituten gemäß § 1 Abs. 1 und § 9 und 
Wertpapierfirmen gemäß § 12 WAG 2007, denen die Konzession oder Berechtigung zur Entgegennahme 
sicherungspflichtiger Einlagen oder zur Durchführung sicherungspflichtiger Wertpapierdienstleistungen 
entzogen wurde oder deren diesbezügliche Konzession oder Berechtigung erloschen ist, für alle Einlagen 
und Forderungen, die bis zum Zeitpunkt des Entzugs oder des Erlöschens dieser Konzession oder 
Berechtigung entgegengenommen wurden oder entstanden sind, auch dann, wenn der Sicherungsfall 
gemäß § 93 Abs. 3 Z 1 bis 4 nach dem Entzug oder Erlöschen dieser Konzession oder Berechtigung 
eingetreten ist. Solche Institute haben alle in den §§ 93 bis 93b genannten Verpflichtungen gegenüber der 
Sicherungseinrichtung ungeachtet des Entzugs oder Erlöschens der Konzession oder Berechtigung zu 
erfüllen.“ 

38. § 94 Abs. 1 lautet: 

„(1) Die Bezeichnungen „Geldinstitut“, „Kreditinstitut“, „Kreditunternehmung“, 
„Kreditunternehmen“, „Bank“, „Bankier“ oder eine Bezeichnung in der eines dieser Wörter enthalten ist, 
dürfen - soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist - nur Unternehmen, die zum Betrieb von 
Bankgeschäften berechtigt sind, führen. Unternehmen, die ausschließlich zur Erbringung des 
Finanztransfergeschäftes gemäß § 1 Abs.  1 Z 23 berechtigt sind, dürfen jedoch die im ersten Satz 
genannten Bezeichnungen nicht führen. Unternehmen, die ausschließlich zum Wechselstubengeschäft 
berechtigt sind, dürfen sich nur als Wechselstuben bezeichnen.“ 

39. In § 101 Abs. 2 wird die Wortfolge „auf Antrag“ durch die Wortfolge „mit Ermächtigung“ ersetzt. 

40. Nach § 103e wird folgender § 103f eingefügt: 

„§ 103f. Nach Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2007 gelten folgende 
Übergangsbestimmungen: 
 1. (zu § 1 Abs. 1 Z 7a): 

Zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Bundesgesetzes auf Grund der GewO 1994 
bestehende Berechtigungen zum Handel auf eigene oder fremde Rechnung mit 
Finanzinstrumenten gemäß § 1 Abs. 1 Z 6 lit. e bis g und j WAG 2007 erlöschen mit Ablauf des 
30. Juni 2008. Falls bis zu diesem Datum bei der FMA ein Konzessionsantrag gemäß § 1 Abs. 1 
Z 7a gestellt wurde, kann dieses Gewerbe weiterhin bis zum 31. Dezember 2008 ausgeübt 
werden. Berechtigungen zum Handel durch Personen gemäß § 2 Abs. 1 Z 11 und 13 WAG 2007 
erlöschen jedoch nicht auf Grund dieser Übergangsbestimmung. 

 2. (zu § 1 Abs. 1 Z 7a): 
Kreditinstitute, deren Haupttätigkeit ausschließlich den Betrieb des Bankgeschäfts gemäß § 1 
Abs. 1 Z 7a umfasst und die nicht zum Betrieb von anderen Bankgeschäften berechtigt sind 
sowie keiner Kreditinstitutsgruppe angehören, deren Haupttätigkeit auch andere Geschäfte als die 
gemäß § 1 Abs. 1 Z 7a umfasst, sind bis zum Ablauf des 31. Dezember 2010 von den §§ 22 bis 
26 ausgenommen. Darüber hinaus finden auf diese Kreditinstitute bis zum Ablauf des 
31. Dezember 2010 die §§ 27 und 75 keine Anwendung, und § 74 nur hinsichtlich Abs. 1 Z 1 
Anwendung, sofern diese Kreditinstitute 

 a) den Handel mit Finanzinstrumenten gemäß § 1 Abs. 1 Z 6 lit. e bis g und j WAG 2007 nicht 
für Rechnung von Privatkunden betreiben, 

 b) über eine dokumentierte Strategie für die Verwaltung und insbesondere die Kontrolle und 
Beschränkung von Risiken verfügen, die sich aus der Konzentration von Aktivposten oder 
außerbilanzmäßigen Geschäften ergeben, 

 c) der FMA unverzüglich diese Strategie sowie alle wesentlichen Änderungen dieser Strategie 
anzeigen, 

 d) die erforderlichen Vorkehrungen treffen, um eine kontinuierliche Überwachung der Bonität 
der Kreditnehmer nach Maßgabe ihrer Bedeutung für das Konzentrationsrisiko 
sicherzustellen, und auf Grund dieser Vorkehrungen in der Lage sind, angemessen und 
rechtzeitig auf eine Verschlechterung der Bonität zu reagieren, und 
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 e) bei Überschreitung der gemäß der in lit. b genannten Strategie festgelegten internen 
Obergrenzen der FMA unverzüglich die Art und Umfang der Überschreitung sowie die 
Gegenpartei anzeigen. 

 3. (zu § 10): 
Nach In-Kraft-Treten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2007 ist eine Anzeige und deren 
Weiterleitung nur für jene Wertpapierdienstleistungen gemäß § 1 Z 2 WAG 2007 erforderlich, 
die nicht bereits vor dem In-Kraft-Treten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2007 der FMA 
angezeigt wurden.“ 

41. In § 105 wird folgender Abs. 6 angefügt: 

„(6) Soweit in diesem Bundesgesetz auf die Richtlinie 2004/39/EG verwiesen wird, so ist, sofern 
nichts Anderes angeordnet ist, die Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
über Märkte für Finanzinstrumente, zur Änderung der Richtlinien 85/611/EWG und 93/6/EWG des Rates 
und der Richtlinie 2000/12/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der 
Richtlinie 93/22/EWG des Rates (ABl. Nr. L 145 vom 30.04.2004, S. 1) in der Fassung der Richtlinie 
2006/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2004/39/EG über 
Märkte für Finanzinstrumente in Bezug auf bestimmte Fristen (ABl. Nr. L 114 vom 27.04.2006, S. 60) 
anzuwenden.“ 

42. In § 1 Abs. 4 und § 108 Z 5 wird jeweils die Wortfolge „Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten“ durch die Wortfolge „Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit“ ersetzt. 

43. In § 107 wird folgender Abs. 54 angefügt: 

„(54) § 1 Abs. 1 Z 7 und 7a und Abs. 3, § 2 Z 7, 29 bis 32 und 37, § 3 Abs. 1 Z 9, Abs. 4 Z 2, 
Abs. 4a Z 2 und Abs. 7 lit. d, § 9 Abs. 1, 6, 7 und 8, § 10 Abs. 6, § 23 Abs. 9 Z 2, § 25 Abs. 10 Z 4, § 44 
Abs. 6, § 51 Abs. 5, § 56 Abs. 4 und 5, § 63 Abs. 4 Z 2a, Abs. 6 und 7, § 93 Abs. 2a, 3b, 5 Z 6 und Z 8 
bis 11 und Abs. 7a, § 93a Abs. 9, § 93c, § 94 Abs. 1 und § 105 Abs. 6 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 60/2007 treten mit 1. November 2007 in Kraft. § 101 Abs. 2 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2007 tritt mit 1. Jänner 2008 in Kraft. § 1 Abs. 1 Z 19, § 3 Abs. 5, § 9a 
samt Überschrift, § 44 Abs. 5a, § 63 Abs. 6a treten mit Ablauf des 31. Oktober 2007 außer Kraft.“ 

Artikel 4 

Änderung des Börsegesetzes 1989 

Das Börsegesetz 1989 – BörseG, BGBl. Nr. 555/1989, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 19/2007, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 samt Überschrift lautet: 

„Begriffsbestimmungen 

§ 1. (1) Wertpapierbörsen sind inländische Märkte, an denen Finanzinstrumente gemäß § 1 Z 6 
Wertpapieraufsichtsgesetz 2007 – WAG 2007, BGBl. I Nr. 60/2007, gehandelt werden. An einer 
Wertpapierbörse können auch ausländische Zahlungsmittel, Münzen und Edelmetalle gehandelt und die 
damit in Verbindung stehenden Hilfsgeschäfte getätigt werden. 

(2) Geregelter Markt: ein von einem Börseunternehmen im Inland oder einem Marktbetreiber in 
einem Mitgliedstaat betriebenes oder verwaltetes multilaterales System, das die Interessen einer Vielzahl 
Dritter am Kauf und Verkauf von Finanzinstrumenten innerhalb des Systems nach nicht-diskretionären 
Regeln in einer Weise zusammenführt oder das Zusammenführen fördert, die zu einem Vertrag über 
Finanzinstrumente führt, die gemäß den Regeln und Systemen des Marktes zum Handel zugelassen 
wurden. Der geregelte Markt muss eine Konzession erhalten haben und gemäß jenen Vorschriften des 
Herkunftsmitgliedstaates ordnungsgemäß funktionieren, die dem Titel III der Richtlinie 2004/39/EG 
entsprechen. 

(3) Wer das Geschäft eines geregelten Markts verwaltet oder betreibt, ist ein Marktbetreiber. Ein 
Marktbetreiber kann der geregelte Markt selbst sein. 

(4) Allgemeine Warenbörsen sind Börsen, an denen alle zum börsemäßigen Handel geeigneten 
Waren, die nicht ausdrücklich den geregelten Märkten oder den landwirtschaftlichen Produktenbörsen 
zum Handel zugewiesen sind, gehandelt sowie die mit dem Warenhandel in Verbindung stehenden 
Hilfsgeschäfte getätigt werden. 
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(5) Im Übrigen gelten, soweit in diesem Bundesgesetz nichts Anderes angeordnet ist, die 
Begriffsbestimmungen des BWG und des WAG 2007.“ 

2. § 2 Abs. 1 und 2 lauten: 

„(1) Wer einen geregelten Markt leitet und verwaltet oder wer eine sonstige Wertpapierbörse oder 
eine allgemeine Warenbörse betreibt, ist ein Börseunternehmen. Das Börseunternehmen hat zu 
gewährleisten, dass geregelte Märkte, die es leitet und verwaltet, und sonstige Wertpapierbörsen und 
allgemeine Warenbörsen, die es betreibt, stets die Anforderungen dieses Bundesgesetzes erfüllen. 
Insoweit ein Börseunternehmen nach diesem Bundesgesetz als beliehenes Unternehmen handelt, hat es 
die ihm übertragenen Aufgaben unter Bedachtnahme auf das volkswirtschaftliche Interesse an einem 
funktionsfähigen Börsewesen und auf die schutzwürdigen Interessen des anlagesuchenden Publikums zu 
besorgen. 

(2) Die Leitung und Verwaltung eines geregelten Markts oder einer sonstigen Wertpapierbörse 
bedarf der Konzession der FMA; der Betrieb einer allgemeinen Warenbörse bedarf jedoch der 
Konzession des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit.“ 

3. In § 2 wird nach Abs. 2 folgender Abs. 2a eingefügt: 

„(2a) Ein zur Leitung und Verwaltung eines geregelten Markts berechtigtes Börseunternehmen kann 
mit Bewilligung der FMA ein multilaterales Handelssystem (MTF) betreiben, ohne dass es dafür einer 
gesonderten Konzession nach § 3 WAG 2007 bedarf. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn die §§ 67 und 
68 WAG 2007 eingehalten werden. Beim Betrieb eines MTF durch ein Börseunternehmen gelten die 
organisatorischen Anforderungen gemäß den §§ 16 bis 35 WAG 2007 als erfüllt, wenn das 
Börseunternehmen § 9 erfüllt. Der Nachweis einer gesonderten Qualifikation für die Leitung eines MTF 
ist nicht erforderlich, soweit die Leitung des MTF durch die Geschäftsleiter erfolgt, die die in § 3 Abs. 1 
genannten erforderlichen Voraussetzungen erfüllen.“ 

4. § 3 Abs. 1 Z 9 letzter Halbsatz lautet: 

„die fachliche Eignung für die Leitung eines Börseunternehmens ist anzunehmen, wenn eine zumindest 
dreijährige leitende Tätigkeit bei einem Unternehmen vergleichbarer Größe und Geschäftsart 
nachgewiesen wird oder die vorgesehenen Geschäftsleiter nachweislich bereits einen gemäß der 
Richtlinie 2004/39/EG zugelassenen geregelten Markt leiten;“ 

5. § 4 Abs. 1 lautet: 

„(1) Die FMA, jedoch bei allgemeinen Warenbörsen der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit, 
kann die Konzession zurücknehmen, wenn der Börsebetrieb, auf den sie sich bezieht, 
 1. nicht innerhalb eines Jahres nach Konzessionserteilung aufgenommen wurde oder 
 2. mehr als sechs Monate lang nicht ausgeübt worden ist.“ 

6. In § 6 Abs. 5 wird im ersten und zweiten Satz jeweils die Wortfolge „Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten“ durch die Wortfolge „Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit“ ersetzt. 

7. In § 6 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Börseunternehmen haben die gemäß diesem Absatz der FMA, jedoch bei allgemeinen Warenbörsen 
dem Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit, anzuzeigenden Angaben auch in einem der Öffentlichkeit 
zugänglichen Medium zu veröffentlichen.“ 

8. Nach § 7 wird folgender § 7a samt Überschrift eingefügt: 

„Anzeigen 

§ 7a. (1) Die Börseunternehmen haben der FMA, jedoch bei allgemeinen Warenbörsen dem 
Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit, unverzüglich jede Änderung in der Person eines 
Geschäftsleiters sowie jede sonstige Änderung der für die Konzessionserteilung gemäß § 3 maßgeblichen 
Umstände schriftlich anzuzeigen. 

(2) Ein Marktbetreiber, der ein MTF betreibt, hat der FMA anzuzeigen, in welchem anderen 
Mitgliedstaat er ein MTF bereitzustellen beabsichtigt. Die FMA hat diese Angaben innerhalb eines 
Monats an den Mitgliedstaat, in dem der Marktbetreiber ein MTF bereitstellen möchte, zu übermitteln. 
Weiters hat die FMA der zuständigen Behörde des Aufnahmemitgliedstaates des MTF auf deren 
Ersuchen innerhalb einer angemessenen Frist die Namen der Mitglieder oder Teilnehmer des in jenem 
Mitgliedstaat niedergelassenen MTF zu übermitteln.“ 
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9. Nach § 8 wird folgender § 9 samt Überschrift eingefügt: 

„Organisatorische Anforderungen für die Leitung und Verwaltung geregelter Märkte 

§ 9. Das Börseunternehmen hat 
 1. Vorkehrungen zu treffen, um nachteilige Auswirkungen von Interessenkonflikten zwischen dem 

Börseunternehmen, seinen Eigentümern und dem einwandfreien Funktionieren des geregelten 
Marktes auf den Betrieb des geregelten Marktes oder seine Teilnehmer klar erkennen und regeln 
zu können, insbesondere, wenn solche Interessenkonflikte die Erfüllung von Aufgaben, die dem 
Börseunternehmen auf Grund dieses Bundesgesetzes übertragen wurden, behindern könnten; 

 2. über angemessene Vorkehrungen und Systeme zur Ermittlung aller für seinen Betrieb 
wesentlichen Risiken zu verfügen und wirksame Maßnahmen zur Begrenzung dieser Risiken zu 
treffen; 

 3. Vorkehrungen für eine solide Verwaltung der technischen Abläufe des Systems, einschließlich 
wirksamer Notmaßnahmen bei einem Systemausfall zu treffen; 

 4. wirksame Vorkehrungen zu treffen, die einen reibungslosen und rechtzeitigen Abschluss der 
innerhalb seiner Systeme ausgeführten Geschäfte erleichtern; 

 5. Maßnahmen festzulegen, die eine regelmäßige Überprüfung der Einhaltung der 
Zulassungsanforderungen gemäß den §§ 66, 66a und 68 für die von ihnen zum Handel 
zugelassenen Finanzinstrumente ermöglichen.“ 

10. § 13 Abs. 3 lautet: 

„(3) Die Börsemitgliedschaft setzt die Zulassung durch das Börseunternehmen voraus. Sie darf nicht 
auf Mitglieder mit Sitz im Inland beschränkt werden. Das Börseunternehmen hat diesbezüglich klare, 
nicht diskriminierende und auf objektiven Kriterien beruhende Regeln für die Zulassung zur Börse 
festzulegen. Das Börseunternehmen entscheidet auch über den Ausschluss von der Börsemitgliedschaft.“ 

11. In § 14 wird folgender Abs. 5 angefügt: 

„(5) Das Börseunternehmen hat ein Verzeichnis der Handels- und Abwicklungsteilnehmer an den 
von ihm betriebenen geregelten Märkten in einem der Öffentlichkeit zugänglichen Medium zur Einsicht 
bereit zu halten; dieses Verzeichnis ist laufend zu aktualisieren.“ 

12. § 15 lautet: 

„§ 15. (1) Die Mitgliedschaft an einer Wertpapierbörse berechtigt zur Teilnahme am Handel an 
einem oder mehreren vom Börseunternehmen betriebenen geregelten Märkten und MTF und zur 
Teilnahme am Handel mit ausländischen Zahlungsmitteln, Münzen und Edelmetallen sowie an der 
Abwicklung. Mitglieder einer Wertpapierbörse können werden: 
 1. Kreditinstitute gemäß § 1 Abs. 1 Bankwesengesetz – BWG, BGBl. Nr. 532/1993, die zur 

Ausübung eines der Geschäfte gemäß § 1 Abs. 1 Z 7 BWG berechtigt sind; 
 2. Kreditinstitute, Wertpapierfirmen aus Mitgliedstaaten und Lokale Firmen aus Mitgliedstaaten, 

die 
 a) in ihrem Herkunftsmitgliedstaat zur Ausübung der Dienstleistungen gemäß Abschnitt A 

Nummern 1 bis 3 des Anhangs zur Richtlinie 2004/39/EG oder gemäß Art. 3 Nummer 1 lit. p 
der Richtlinie 2006/49/EG berechtigt sind und die Berechtigung die Ausübung der 
Dienstleistungs- oder Niederlassungsfreiheit umfasst, 

 b) die Eigenkapitalanforderungen gemäß der Richtlinie 2006/49/EG einhalten und – sofern es 
sich nicht um eine Lokale Firma handelt – die hinsichtlich dieser Einhaltung der Kontrolle der 
zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaates unterliegen und 

 c) wenn die Mitteilung der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaates des Kreditinstituts 
gemäß § 9 Abs. 2 oder 6 BWG erfolgt ist; bei Lokalen Firmen genügt eine Bestätigung der 
zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaates oder ein sonstiger Nachweis über die 
Erfüllung der Anforderungen gemäß Art.  6 der Richtlinie 2006/49/EG; 

 3. anerkannte Wertpapierfirmen mit Sitz in einem Drittland gemäß § 2 Z 31 lit. b BWG; 
 4. Unternehmen mit Sitz in einem Drittland (§ 2 Z 8 BWG), die dort zur Ausübung mindestens 

eines der Geschäfte gemäß § 1 Abs. 1 Z 7 lit. b bis f BWG berechtigt sind; 
 5. anerkannte Clearingstellen gemäß § 2 Z 33 BWG mit Sitz oder Zulassung in einem EWR-

Mitgliedstaat soweit sie ausschließlich an der Abwicklung teilnehmen; 
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 6. Unternehmen mit Sitz im Inland oder anderen Mitgliedstaaten, die zum Handel für eigene 
Rechnung mit Warenderivaten gemäß § 1 Z 6 lit. e bis g WAG 2007 berechtigt sind, auch wenn 
ihre Berechtigung sich nicht auf § 1 Abs. 1 Z 7a BWG gründet. 

(2) Die ausschließliche Berechtigung zum Devisen- und Valutengeschäft berechtigt nur zur 
Teilnahme am Handel mit ausländischen Zahlungsmitteln. 

(3) Mitglieder einer Wertpapierbörse dürfen überdies nur zugelassen werden, wenn ihre für die 
Teilnahme am Handels- oder Abwicklungssystem erforderlichen technischen Einrichtungen geeignet 
sind, das störungsfreie Handels- oder Abwicklungssystem des betreffenden Marktes nicht zu behindern. 
Sie müssen bei ihrer Zulassung unverzüglich 
 1. einem bestehenden Handelssystem und einem bestehenden oder einem gemäß § 15a geeigneten 

Abwicklungssystem beitreten und hierfür vorgesehene Kautionen erlegen; 
 2. bei Teilnahme am Handel zumindest einen Börsebesucher nominieren, der am Handel im 

Börsesaal teilnimmt oder Zugang zum automatisierten Handelssystem bei dem betreffenden 
Börsemitglied hat. 

(4) Anerkannte Wertpapierfirmen und sonstige Unternehmen mit Sitz in einem Drittland dürfen nur 
solange Mitglieder einer Wertpapierbörse sein, als im Terminmarkt mindestens ein dazu berechtigter 
Clearing-Teilnehmer (§ 2 Z 48 BWG) und im Kassamarkt mindestens ein dazu berechtigtes 
Kreditinstitut, der oder das seinen Sitz und seine Zulassung in einem Mitgliedstaat hat und Mitglied der 
inländischen Wertpapierbörse ist, dem Börseunternehmen gegenüber in die von der anerkannten 
Wertpapierfirma oder vom Unternehmen an der inländischen Börse getätigten Geschäfte eintritt und dem 
Börseunternehmen gegenüber für die Erfüllung garantiert. 

(5) Es können Kooperationsverträge zwischen dem Börseunternehmen und anderen Betreibern 
anerkannter Börsen gemäß § 2 Z 32 BWG geschlossen werden. Anerkannte Börsen mit Sitz in 
Drittländern müssen diesfalls die für geregelte Märkte geltenden Anforderungen erfüllen. Die 
Kooperationsverträge können regeln, dass 
 1. die Mitglieder einer Börse oder eines geregelten Marktes im Umfang ihrer Zulassung an der 

Herkunftsbörse oder dem Herkunftsmarkt Mitglieder der Aufnahmebörse oder des 
Aufnahmemarktes werden; dadurch wird die Mitgliedschaft an der inländischen Wertpapierbörse 
im vergleichbaren Umfang begründet; der Wirksamkeitszeitpunkt und die sonstigen 
Bedingungen der Mitgliedschaft sind im Kooperationsvertrag festzulegen; 

 2. im Falle der Vereinbarung von Z 1 für den Kassamarkt ein dazu berechtigtes Kreditinstitut mit 
Sitz und Zulassung in einem Mitgliedstaat dem Börseunternehmen gegenüber für die Erfüllung 
der von allen oder einzelnen Börse- oder Marktmitgliedern an der inländischen Börse getätigten 
Geschäfte garantiert; 

 3. im Falle der Vereinbarung von Z 1 für den Terminmarkt ein dazu berechtigter Clearing-
Teilnehmer mit Sitz und Zulassung in einem Mitgliedstaat in die Erfüllung der von allen oder 
einzelnen Börse- oder Marktmitgliedern an der inländischen Börse getätigten Geschäfte eintritt. 

Die Regelung der in Z 2 und 3 genannten Voraussetzungen kann unterbleiben oder eingeschränkt werden, 
wenn und insoweit die Abwicklung der Börsegeschäfte anders sichergestellt ist. Des Weiteren können 
vertragliche Regelungen zur Sicherung eines den technischen und rechtlichen Bedingungen des 
Börseunternehmens vergleichbaren Standards aufgenommen werden, die als ergänzende 
Mitgliedschaftsbedingungen an der inländischen Börse gelten und neben die entsprechenden Regelungen 
der Herkunftsbörse oder des Herkunftsmarktes treten. 

(6) Durch Kooperationsvertrag zwischen dem Börseunternehmen und einer anerkannten 
Clearingstelle kann vereinbart werden, dass die Clearingstelle an der Abwicklung von an der 
Wertpapierbörse abgeschlossenen Börsegeschäften durch Beitritt zum Abwicklungssystem teilnimmt. Die 
Clearingstelle ist dann berechtigt, als Teilnehmer am Abwicklungssystem in die von seinen Mitgliedern 
an der Wertpapierbörse abgeschlossenen Börsegeschäfte einzutreten und sie abzuwickeln. 

(7) Das Börseunternehmen hat in seinen Allgemeinen Geschäftsbedingungen (§ 13) festzulegen, 
welche Pflichten den Mitgliedern der Wertpapierbörse aus den Regeln und Verfahren über das Clearing 
und die Abrechnung der an diesem Markt getätigten Geschäfte erwachsen. Das Börseunternehmen hat 
jedem Mitglied den Zugang zu Clearing- und Abrechnungssystemen unter gleichen Bedingungen zu 
bieten und darf insbesondere nicht nach dem Sitz des Mitglieds unterscheiden. 

(8) Beabsichtigt das Börseunternehmen, in einem anderen Mitgliedstaat ein System für den 
Fernzugang von Mitgliedern zu einem seiner geregelten Märkte bereitzustellen, so hat das 
Börseunternehmen dies der FMA anzuzeigen. Die FMA hat diese Angaben innerhalb eines Monats an die 
zuständige Behörde des Mitgliedstaates zu übermitteln, in dem das Börseunternehmen ein derartiges 
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System bereitstellen möchte. Auf Ersuchen der zuständigen Behörde des Aufnahmemitgliedstaates hat die 
FMA dieser Behörde innerhalb einer angemessenen Frist die Namen der Mitglieder des betreffenden 
geregelten Marktes zu übermitteln. Das Börseunternehmen hat zu diesem Zweck der FMA auf deren 
Verlangen unverzüglich ein aktuelles Mitgliederverzeichnis zur Verfügung zu stellen. 

(9) Beabsichtigt ein Betreiber eines geregelten Markts mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat die 
Bereitstellung eines Systems im Sinne von Abs. 8 im Inland, kann die FMA die zuständige Behörde des 
Herkunftsmitgliedstaates zur Übermittlung der Namen der Mitglieder des betreffenden geregelten Markts 
ersuchen.“ 

13. Nach § 15 werden folgende §§ 15a und 16 eingefügt: 

„§ 15a. (1) Das Börseunternehmen hat allen Mitgliedern das Recht auf Wahl des 
Abwicklungssystems einzuräumen, über das die an einem vom betreffenden Börseunternehmen 
betriebenen geregelten Markt getätigten Geschäfte mit Finanzinstrumenten abgerechnet werden, sofern 
 1. die Verbindungen und Vereinbarungen zwischen dem gewählten Abwicklungssystem und jedem 

anderen System oder jeder anderen Einrichtung bestehen, die für eine effiziente und 
wirtschaftliche Abrechnung des betreffenden Geschäfts erforderlich sind, und 

 2. die technischen Voraussetzungen für die Abwicklung der auf dem geregelten Markt getätigten 
Geschäfte durch ein anderes Abwicklungssystem als das von dem geregelten Markt gewählte ein 
reibungsloses und ordnungsgemäßes Funktionieren der Finanzmärkte ermöglichen. 

(2) Abs. 1 lässt das Recht der Betreiber zentraler Gegenpartei-, Clearing- oder 
Wertpapierabwicklungssysteme, aus berechtigten gewerblichen Gründen die Bereitstellung der 
angeforderten Dienstleistungen zu verweigern, unberührt. 

§ 16. Börsemitglieder, die Geschäfte an einem geregelten Markt schließen, sind nicht verpflichtet, 
die §§ 36 bis 57 WAG 2007 einzuhalten; dies gilt nicht, wenn die Börsemitglieder für Kunden Aufträge 
an einem geregelten Markt ausführen.“ 

14. § 23 samt Überschrift entfällt. 

15. In § 25a Abs. 1 wird die Wortfolge „Wertpapieraufsichtsgesetz - WAG, BGBl. Nr. 753/1996, Art. I“ 
durch die Wortfolge „WAG 2007“ ersetzt. 

16. Nach § 25a wird folgender § 25b eingefügt: 

„§ 25b. (1) Das Börseunternehmen hat unbeschadet des § 91 Abs. 3 Z 9 WAG 2007 den Handel mit 
einem Finanzinstrument, das den Regeln des geregelten Marktes nicht mehr entspricht, auszusetzen, 
sofern eine solche Maßnahme nicht den Anlegerinteressen oder dem Interesse am ordnungsgemäßen 
Funktionieren des Marktes entgegensteht. 

(2) Setzt das Börseunternehmen den Handel mit einem Finanzinstrument aus, hat es seine 
Entscheidung in einem der Öffentlichkeit zugänglichen Medium zu veröffentlichen und die FMA von der 
Aussetzung zu verständigen; dabei hat das Börseunternehmen alle einschlägigen Informationen an die 
FMA zu übermitteln. Zusätzlich kann das Börseunternehmen die Betreiber anderer geregelter Märkte 
direkt von der Aussetzung des betreffenden Finanzinstruments vom Handel unterrichten. Die FMA hat 
die zuständigen Behörden anderer Mitgliedstaaten über die Aussetzung des Handels zu informieren. 

(3) Die FMA hat, sofern das Börseunternehmen nicht von sich aus gemäß Abs. 1 vorgeht, die 
Aussetzung des Handels für ein Finanzinstrument an einem oder mehreren geregelten Märkten zu 
verlangen, wenn dies im Interesse eines ordnungsgemäß funktionierenden Marktes notwendig ist und 
Anlegerinteressen dem nicht entgegenstehen; dabei hat die FMA ihre Entscheidung unverzüglich zu 
veröffentlichen und die zuständigen Behörden der anderen Mitgliedstaaten darüber zu informieren. 

(4) Erhält die FMA von einer zuständigen Behörde eines anderen Mitgliedstaates Informationen, die 
zur Aussetzung eines Finanzinstruments vom amtlichen Handel, vom Handel im geregelten Freiverkehr 
oder einem sonstigen inländischen geregelten Markt oder vom Handel innerhalb eines multilateralen 
Handelssystems, das vom Börseunternehmen betrieben wird, führen können, so hat die FMA im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit das Börseunternehmen darüber unverzüglich zu informieren. Das Börseunternehmen 
hat in der Folge gemäß Abs. 1 vorzugehen und die FMA über eine Aussetzung des betreffenden 
Finanzinstruments vom Handel zu verständigen.“ 

17. In § 29 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

„(3) An den allgemeinen Warenbörsen gibt es nur einen amtlichen Handel.“ 

18. In § 31 Abs. 2 entfällt die Wortfolge „in Kursblättern“. 
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19. § 48 Abs. 3a lautet: 

„(3a) Die Einrichtung von Systemen, die die Teilnahme am Handel an einem geregelten Markt oder 
an einem multilateralen Handelssystem eines Mitgliedstaates vom Inland aus ermöglichen, fällt nicht 
unter Abs. 1 Z 1. Die Teilnahme an einem solchen geregelten Markt oder einem solchen multilateralen 
Handelssystem vom Inland aus fällt nicht unter Abs. 2 Z 2.“ 

20. In § 48 Abs. 3b Einleitungsteil wird der Verweis „Abs. 1 Z 1 und 2“ durch den Verweis „Abs. 1 Z 1 
und Abs. 2 Z 2“ ersetzt. 

21. § 48 Abs. 3b Z 3 lautet: 

 „3. die für die Überwachung dieses Marktes zuständige Behörde des Sitzstaates erklärt, dass sich die 
Überwachung der Ordnungsmäßigkeit des Handels auch auf die im Inland durchgeführten 
Tätigkeiten erstreckt und dass sie in Bezug auf diese Überwachung mit der FMA gemäß den 
§§ 98 bis 101 WAG 2007 zusammenarbeitet.“ 

22. § 48 Abs. 4 lautet: 

„(4) Verwaltungsstrafen gemäß Abs. 1, 2 und 5 sowie gemäß § 44 Abs. 1 werden von der FMA 
verhängt. Das VStG ist anzuwenden. Das Börseunternehmen ist hinsichtlich der Abs. 1 und 2 und des 
§ 44 Abs. 1 verpflichtet, der FMA die ihm bekannt gewordenen, maßgeblichen Sachverhalte 
unaufgefordert, vollständig und unverzüglich bekannt zu geben.“ 

23. In § 48 wird folgender Abs. 5 angefügt: 

„(5) Wer als Verantwortlicher (§ 9 VStG) eines Börseunternehmens 
 1. eine ihm für eine Aussetzung eines Finanzinstruments vom Handel obliegende Pflicht gemäß 

§ 25b Abs.1 und 2 nicht erfüllt; 
 2. eine ihm gemäß § 65 Abs. 2 und 3 obliegende Veröffentlichungspflicht nicht erfüllt; 
 3. eine ihm für den Widerruf der Zulassung eines Finanzinstruments vom Handel gemäß § 66 

Abs. 8 obliegende Pflicht nicht erfüllt; 
 4. eine ihm obliegende Meldepflicht im Hinblick auf die Einleitung des Verfahrens nach § 64 

Abs. 5 gemäß § 66 Abs. 10 oder eine ihm obliegende Anzeigepflicht gemäß § 15 Abs. 8 nicht 
erfüllt; 

 5. eine ihm obliegende Veröffentlichungspflicht gemäß § 14 Abs. 5 nicht erfüllt, 
begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu 30 000 Euro zu bestrafen.“ 

24. § 48a Abs. 1 Z 3 lit. a lautet: 

 „a) Wertpapiere im Sinne von § 1 Z 4 WAG 2007,“ 

25. § 48a Abs. 1 Z 4 entfällt. 

26. § 48a Abs. 1 Z 11 und 12 lauten: 

 „11. Eine „Wertpapierfirma“ ist eine juristische Person im Sinne von Art. 4 Abs. 1 Z 1 der Richtlinie 
2004/39/EG. 

 12. Ein „Kreditinstitut“ ist ein Unternehmen im Sinne von Art. 4 Z 1 der Richtlinie 2006/48/EG.“ 

27. In § 48a wird nach Abs. 1 folgender Abs. 1a eingefügt: 

„(1a) Für die Zwecke der §§ 48a bis 48c und 48q umfasst der Begriff geregelte Märkte auch 
multilaterale Handelssysteme.“ 

28. § 48f Abs. 1 Z 1 und 2 lauten: 

 „1. „Wertpapierhaus“ ist jede Person im Sinne von Art. 4 Abs. 1 Z 1 der Richtlinie 2004/39/EG; 
 2. „Kreditinstitut“ ist jede juristische Person im Sinne von Art. 4 Z 1 der Richtlinie 2006/48/EG;“ 

29. § 57 Abs. 2 lautet: 

„(2) Die vom Börseunternehmen gemäß Abs. 1 bestellten Freien Makler müssen zum Betrieb von 
Bankgeschäften gemäß § 1 Abs. 1 Z 7 BWG mit anderen zu diesen Geschäften berechtigten 
Kreditinstituten gemäß § 2 Z 23 BWG oder mit Wertpapierfirmen gemäß Art. 4 Abs. 1 Z 1 der Richtlinie 
2004/39/EG berechtigt sein. Darüber hinaus dürfen sie keine Bankgeschäfte betreiben.“ 

30. In § 59 Abs. 4 entfällt im ersten Satz die Wortfolge „im Kursblatt“. 
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31. In § 64 Abs. 4 wird der Verweis „§§ 66, 70 bis 73 und 82 Abs. 5“ durch den Verweis „§§ 66a, 70 bis 
73 und 82 Abs. 5“ ersetzt. 

32. § 65 samt Überschrift lautet: 

„Veröffentlichung von Vor- und Nachhandelsinformationen 

§ 65. (1) Das Börseunternehmen kann unbeschadet der Abs. 2 und 3 alle Kurse, Preise und Umsätze, 
die an der Wertpapierbörse in Finanzinstrumenten gemäß § 1 Z 6 WAG 2007 vorfallen, unverzüglich in 
einem Informationsdienst mit bundesweiter Verbreitung in Echtzeit veröffentlichen, wenn dies im 
Interesse der Anleger und auf Grund der Art des Börsehandels zweckmäßig ist. 

(2) Das Börseunternehmen hat für die in sein Handelssystem einbezogenen Aktien, die zum Handel 
an einem geregelten Markt zugelassen sind, die aktuellen Geld- und Briefkurse und das jeweilige 
Handelsvolumen zu diesen Kursen gemäß den Art. 17, 29, 30 und 32 der Verordnung (EG) 
Nr. 1287/2006 zu angemessenen kaufmännischen Bedingungen und kontinuierlich während der üblichen 
Geschäftszeiten zu veröffentlichen. 

(3) Das Börseunternehmen hat den Kurs, den Umfang und den Zeitpunkt der Geschäfte, die in Bezug 
auf zum Handel zugelassene Aktien abgeschlossen wurden, so weit wie möglich in Echtzeit nach 
Maßgabe der Art. 27, 29, 30 und 32 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 zu angemessenen 
kaufmännischen Bedingungen zu veröffentlichen. 

(4) Das Börseunternehmen kann unbeschadet des § 15 Unternehmen, die Informationen gemäß § 65 
oder § 69 WAG 2007 im Rahmen der Vor- oder Nachhandelstransparenz zu veröffentlichen haben, zu 
angemessenen kaufmännischen Bedingungen und in nicht diskriminierender Weise den Zugang zu den 
Systemen gewähren, die das Börseunternehmen für die Veröffentlichung der Informationen nach Abs. 2 
und 3 verwendet. 

(5) Das Börseunternehmen kann mit Bewilligung der FMA einzelne Nachhandelsinformationen über 
abgeschlossene Geschäfte gemäß Abs. 3, die im Vergleich zum marktüblichen Geschäftsumfang bei der 
betreffenden Aktie oder Aktiengattung ein großes Volumen aufweisen, zeitlich verzögert veröffentlichen 
und die dafür notwendigen Vorkehrungen vornehmen. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn die in 
Art. 28 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 genannten Kriterien erfüllt sind und die vorgeschlagenen 
Vorkehrungen eine diesen Kriterien entsprechende verzögerte Veröffentlichung erwarten lassen. Das 
Börseunternehmen hat die Marktteilnehmer und das Anlegerpublikum auf die getroffenen Vorkehrungen 
deutlich hinzuweisen. Eine Bewilligung im Einzelfall ist nicht erforderlich, soweit die FMA eine dem 
Art. 28 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 entsprechende Verordnung erlassen hat. Eine solche 
Verordnung hat auch die entsprechenden notwendigen Vorkehrungen zu regeln. 

(6) Die FMA ist ermächtigt, nach Maßgabe von Art. 17 bis 20 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 
mit Verordnung Ausnahmen von der Veröffentlichungspflicht gemäß Abs. 2, insbesondere hinsichtlich 
Geschäften, die im Vergleich zum marktüblichen Geschäftsumfang für die betreffende Aktie oder den 
betreffenden Aktientyp ein großes Volumen aufweisen, vorzusehen; bei der Erlassung der Verordnung 
hat die FMA auf das volkswirtschaftliche Interesse an einem funktionsfähigen Wertpapierwesen Bedacht 
zu nehmen.“ 

33. § 66 samt Überschrift lautet: 

„Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen zum geregelten Markt 

§ 66. (1) Der Handel mit Finanzinstrumenten an einem geregelten Markt bedarf der Zulassung durch 
das Börseunternehmen. Die Zulassung ist zu erteilen, wenn die Finanzinstrumente fair, ordnungsgemäß 
und effizient gehandelt werden können und – im Falle übertragbarer Wertpapiere – frei handelbar sind. 
Wird die Zulassung zum amtlichen Handel oder zum geregelten Freiverkehr beantragt, sind auch die 
Voraussetzungen gemäß § 66a oder § 68 zu erfüllen. 

(2) Bei der Beurteilung, ob übertragbare Wertpapiere gemäß § 1 Z 4 WAG 2007 oder 
Investmentfondsanteile gemäß § 2 Z 35 lit. a und b BWG fair, ordnungsgemäß und effizient handelbar 
sind, hat das Börseunternehmen die Art. 35 Abs. 4 und 6 oder Art. 36 Abs. 1, 3 und 4 der Verordnung 
(EG) Nr. 1287/2006 zu berücksichtigen. 

(3) Ein übertragbares Wertpapier gilt dann als frei handelbar, wenn die Anforderungen gemäß 
Art. 35 Abs. 1 bis 3 oder Abs. 5 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 erfüllt sind. 

(4) Bei der Zulassung von Derivaten gemäß § 1 Z 6 lit. d bis j WAG 2007 zum Handel ist Art. 37 der 
Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 anzuwenden. 
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(5) Übertragbare Wertpapiere können auch ohne Zustimmung des Emittenten vom 
Börseunternehmen zum Handel an einem geregelten Markt zugelassen werden, wenn diese Wertpapiere 
bereits an einem der folgenden geregelten Märkte zum Handel zugelassen sind: 
 1. an einer inländischen Wertpapierbörse; 
 2. an einem geregelten Markt in einem anderen Mitgliedstaat oder 
 3. an einer anerkannten Wertpapierbörse in einem Drittstaat, sofern an dieser Börse die 

Anforderungen für die Zulassung von Wertpapieren mit den jeweiligen Anforderungen der 
Richtlinie 2004/39/EG und die in dem Drittstaat vorhandenen Rechtsvorschriften über die 
Erstellung eines Prospekts für ein öffentliches Angebot von Wertpapieren oder die Zulassung 
zum Handel mit denen der Richtlinie 2003/71/EG vergleichbar sind. 

Das Börseunternehmen hat dabei den jeweiligen Emittenten und die FMA von der Zulassung der 
übertragbaren Wertpapiere zum Handel zu verständigen und die Zulassung auf der Homepage bekannt zu 
machen. 

(6) Im Falle des Abs. 5 ist der Emittent nicht verpflichtet, die auf Grund dieses Bundesgesetzes zu 
veröffentlichenden Angaben an das Börseunternehmen, das die übertragbaren Wertpapiere ohne seine 
Zustimmung zum Handel zugelassen hat, zu übermitteln. 

(7) Das Börseunternehmen hat unbeschadet § 73 auf Dauer wirksame organisatorische 
Vorkehrungen zur Prüfung zu treffen, ob die Emittenten von übertragbaren Wertpapieren, die zum 
Handel an einem vom ihm betriebenen geregelten Markt zugelassen sind, den in diesem Bundesgesetz 
vorgesehenen Veröffentlichungspflichten nachkommen. Das Börseunternehmen hat Vorkehrungen zu 
treffen, die seinen Mitgliedern den Zugang zu diesen veröffentlichten Informationen erleichtern. 

(8) Das Börseunternehmen hat unbeschadet § 91 Abs. 3 Z 10 WAG 2007 die Zulassung eines 
Finanzinstruments zum Handel zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 bis 4 nicht mehr 
erfüllt sind. Für den Widerruf der Zulassung ist grundsätzlich § 64 Abs. 5 mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass in Fällen, die andere als zum amtlichen Handel zugelassene Finanzinstrumente zum Gegenstand 
haben, statt den Zulassungsvoraussetzungen gemäß § 66a jene gemäß § 68 heranzuziehen sind. Wird die 
Zulassung zum Handel widerrufen, hat das Börseunternehmen seine Entscheidung in einem der 
Öffentlichkeit zugänglichen Medium zu veröffentlichen und die FMA vom Widerruf der Zulassung zu 
verständigen; dabei hat das Börseunternehmen alle einschlägigen Informationen an die FMA zu 
übermitteln. Die FMA hat die zuständigen Behörden der anderen Mitgliedstaaten über den Widerruf der 
Zulassung zu informieren. Zusätzlich kann das Börseunternehmen die Betreiber anderer geregelter 
Märkte direkt vom Widerruf der Zulassung des betreffenden Finanzinstruments vom Handel unterrichten. 

(9) Erlangt die FMA Kenntnis von Gründen, die den Widerruf der Zulassung eines 
Finanzinstruments zum amtlichen Handel, geregelten Freiverkehr oder zu einem sonstigen inländischen 
geregelten Markt rechtfertigen, so hat sie das Börseunternehmen darüber zu informieren und mit der 
Überprüfung der vorliegenden Gründe für den Widerruf zu beauftragen und diese Entscheidung 
unverzüglich auf der Homepage zu veröffentlichen. Kommt das Börseunternehmen im Zuge dieser 
Überprüfung zum Ergebnis, dass ein Grund für einen Widerruf vorliegt, so ist Abs. 8 anzuwenden. 

(10) Erhält die FMA von einer zuständigen Behörde eines anderen Mitgliedstaates Informationen, 
die zum Widerruf der Zulassung eines Finanzinstruments vom Handel an einem inländischen geregelten 
Markt führen können, so hat die FMA das Börseunternehmen darüber unverzüglich zu informieren. Das 
Börseunternehmen hat die FMA im Hinblick auf die Einleitung des Verfahrens gemäß § 64 Abs. 5 zu 
verständigen.“ 

34. Nach § 66 wird folgender § 66a samt Überschrift eingefügt: 

„Zulassungsvoraussetzungen zum Amtlichen Handel 

§ 66a. (1) Die Voraussetzungen für die Zulassung von Wertpapieren und Emissionsprogrammen 
zum Amtlichen Handel sind: 
 1. Die Gründung sowie die Satzung oder der Gesellschaftsvertrag des Emittenten müssen dem 

Recht des Staates entsprechen, in dem der Emittent seinen Sitz hat. 
 2. Das Gesamtnominale der zur Zulassung beantragten Wertpapiere muss bei Aktien mindestens 2,9 

Millionen Euro, bei anderen Wertpapieren mindestens 725 000 Euro betragen. Bei der Zulassung 
von Wertpapieren, die nicht auf einen Geldbetrag lauten, ist vom Emittenten zu bescheinigen, 
dass der voraussichtliche Kurswert mindestens 725 000 Euro beträgt; die Gesamtstückzahl 
solcher Wertpapiere muss mindestens 20 000 betragen. Bei stimmrechtslosen Vorzugsaktien 
österreichischer Aktiengesellschaften, deren Stammaktien nicht zum Amtlichen Handel 
zugelassen sind, muss das Nominale der Vorzugsaktien eine Million Euro betragen. 



 BGBl. I - Ausgegeben am 31. Juli 2007 - Nr. 60 78 von 83 

www.ris.bka.gv.at 

 3. Bei der erstmaligen Zulassung von Aktien muss die Aktiengesellschaft mindestens drei Jahre 
bestanden haben und ihre Jahresabschlüsse für die drei dem Antrag vorangegangenen vollen 
Geschäftsjahre entsprechend den geltenden Vorschriften veröffentlicht haben; ist die 
Aktiengesellschaft Gesamtrechtsnachfolgerin einer anderen Gesellschaft und liegt 
Bilanzkontinuität vor, dann ist die Zeit des Bestehens dieser anderen Gesellschaft auf die 
Bestandsfrist von drei Jahren anzurechnen. Vom Erfordernis der dreijährigen Bestandsfrist kann 
abgesehen werden, wenn die Zulassung im Interesse des Emittenten und des Publikums liegt und 
der Antragsteller dem Publikum Unterlagen zur Verfügung stellt, deren Informationsgehalt dem 
der letzten drei Jahresabschlüsse im Hinblick auf die Beurteilung der wirtschaftlichen und 
rechtlichen Verhältnisse des Emittenten im wesentlichen gleichwertig ist. Die Aktiengesellschaft 
muss jedoch jedenfalls den Jahresabschluss für ein volles Geschäftsjahr veröffentlicht haben. 

 4. Den für die Wertpapiere und für deren Ausgabe geltenden bundes- und landesgesetzlichen 
Vorschriften sowie den auf Grund dieser Vorschriften erlassenen Verordnungen und Bescheiden 
muss vom Emittenten entsprochen worden sein; dies gilt sinngemäß für ausländische 
Vorschriften desjenigen Staates, in dem die Wertpapiere ausgegeben wurden. Sofern die 
Ausgabe der Wertpapiere in ein öffentliches Register einzutragen ist, muss diese Eintragung 
erfolgt sein. 

 5. Die Stückelung der Wertpapiere, insbesondere die kleinste Stückelung und die Anzahl der in 
dieser Stückelung ausgegebenen Wertpapiere müssen den Bedürfnissen des Börsehandels und 
des anlagesuchenden Publikums Rechnung tragen. 

 6. Der Antrag auf Zulassung muss sich auf alle bereits begebenen Aktien derselben Gattung oder 
auf alle Wertpapiere derselben Emission beziehen; es können jedoch Aktien, die für eine 
bestimmte Zeit auf Grund gesetzlicher Bestimmungen nicht gehandelt werden dürfen, von der 
Zulassung ausgenommen werden, wenn durch diese Ausnahme für die Inhaber der zuzulassenden 
Aktien keine Nachteile zu befürchten sind und im Prospekt oder in der Verlautbarung über die 
Zulassung auf diese Ausnahme hingewiesen wird. 

 7. Die Wertpapiere müssen im Publikum entsprechend gestreut sein oder, wenn die Streuung über 
die Einführung an der Börse erreicht werden soll, dem Börsehandel in entsprechender Anzahl zur 
Verfügung gestellt werden. Bei Aktien ist eine entsprechende Streuung anzunehmen, wenn 
mindestens ein Nominale von 725 000 Euro, bei nennwertlosen Aktien mindestens 10 000 Stück, 
in Publikumsbesitz stehen oder dem Publikum zum Kauf angeboten werden. 

 8. Bei Wertpapieren, die den Inhabern ein Umtausch- oder Bezugsrecht auf andere Wertpapiere 
einräumen und deren Mindeststückelung weniger als 50 000 Euro beträgt, müssen die 
Wertpapiere, auf die sich das Umtausch- oder Bezugsrecht bezieht, spätestens gleichzeitig zum 
Börsehandel zugelassen werden; von diesem Erfordernis kann abgesehen werden, wenn der 
Emittent den Nachweis erbringt, dass den Inhabern der Wertpapiere, die ein Umtausch- oder 
Bezugsrecht einräumen und deren Mindeststückelung weniger als 50 000 Euro beträgt, alle 
Informationen zur Verfügung stehen, die erforderlich sind, um sich ein Urteil über den Wert der 
Wertpapiere zu bilden, auf die sich das Umtausch- oder Bezugsrecht bezieht; dies ist 
insbesondere dann anzunehmen, wenn die Wertpapiere, auf die sich das Umtausch- oder 
Bezugsrecht bezieht, an einer international anerkannten Wertpapierbörse amtlich notieren und 
der Prospekt für die Zulassung der Wertpapiere mit Umtausch- oder Bezugsrecht die gemäß § 7 
KMG erforderlichen Angaben enthält. 

(2) Bei der Zulassung von Aktien, die bereits an einer oder mehreren ausländischen Börsen zum 
Amtlichen Handel zugelassen sind und bei denen eine ausreichende Streuung im Ausland gegeben ist, gilt 
die Voraussetzung nach Abs. 1 Z 7 nicht. 

(3) Bei der Ausdehnung der Notierungsbewilligung auf weitere Wertpapiere derselben Gattung 
gelten die Voraussetzungen nach Abs. 1 Z 2 und 7 nicht. 

(4) Für die Zulassung von Schuldverschreibungen, die ohne Beschränkung auf eine Zeichnungsfrist 
und einen bestimmten Höchstbetrag ständig ausgegeben werden, gilt die Beschränkung nach Abs. 1 Z 2 
nicht. 

(5) Schuldverschreibungen einer internationalen Organisation mit öffentlich-rechtlicher 
Rechtspersönlichkeit müssen für die Zulassung zum Amtlichen Handel uneingeschränkt handelbar sein, 
der Zulassungsantrag muss sich auf alle Schuldverschreibungen einer Emission beziehen. 
Schuldverschreibungen des Bundes, der Länder und von Vertragsstaaten des EWR-Abkommens sind an 
jeder Wertpapierbörse zur amtlichen Notierung zugelassen. 

(6) Zertifikate, die Aktien vertreten, können zugelassen werden, wenn 
 1. der Emittent der vertretenen Aktien die Erfordernisse gemäß Abs. 1 Z 1 bis 3 erfüllt, 



 BGBl. I - Ausgegeben am 31. Juli 2007 - Nr. 60 79 von 83 

www.ris.bka.gv.at 

 2. die Zertifikate den Erfordernissen gemäß Abs. 1 Z 4 bis 8 entsprechen und 
 3. der Emittent der Zertifikate Gewähr für die Erfüllung seiner Verpflichtung gegenüber den 

Zertifikatsinhabern bietet. 

(7) Nichtdividendenwerte, die im Rahmen eines zum amtlichen Handel zugelassenen 
Emissionsprogramms innerhalb von zwölf Monaten ab Veröffentlichung des Prospekts ausgegeben 
werden, bedürfen keiner gesonderten Zulassung. Die amtliche Notierung erfolgt, sofern die 
Voraussetzungen des Abs. 1 Z 2 und 4 bis 8 gegeben sind und nachdem der Antragsteller dem 
Börseunternehmen die Emissionsbedingungen übermittelt hat.“ 

35. § 67 Abs. 3 entfällt. 

36. § 68 Abs. 1 Z 6 entfällt. 

37. In § 68 Abs. 1 Z 9 wird die Wortfolge „an einer international anerkannten Wertpapierbörse amtlich 
notieren“ durch die Wortfolge „an einer anerkannten Börse gemäß § 2 Z 32 BWG notieren“ ersetzt. 

38. § 68 Abs. 3 lautet: 

„(3) Die Ausnahmebestimmungen des § 66a Abs. 2 bis 4 gelten sinngemäß.“ 

39. § 69 samt Überschrift entfällt. 

40. Die Überschriften vor den §§ 76 bis 80 entfallen. 

41. Nach § 75a wird folgender § 76 samt Überschrift eingefügt: 

„Verzeichnis geregelter Märkte 

§ 76. (1) Die FMA hat ein Verzeichnis der inländischen geregelten Märkte gemäß Art. 47 der 
Richtlinie 2004/39/EG zu führen. Geregelte Märkte sind in Österreich insbesondere der amtliche Handel 
und der geregelte Freiverkehr im Sinne dieses Bundesgesetzes. 

(2) Die FMA hat dieses Verzeichnis der Europäischen Kommission und den anderen Mitgliedstaaten 
zu übermitteln.“ 

42. § 81 Abs. 7 entfällt. 

43. § 81a Abs. 1 Z 3 entfällt. 

44. In § 82 Abs. 1 wird der Verweis „§ 66 Abs. 1 Z 5“ durch den Verweis „§ 66 Abs. 3“ ersetzt. 

45. In § 82 Abs. 6 3. Satz wird die Wortgruppe „der §§ 11 bis 18 WAG“ durch die Wortgruppe „des 
2. Hauptstücks des WAG 2007“ ersetzt. 

46. In § 96 werden folgende Z 19 bis 21 angefügt: 

 „19. (zu § 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2007) 
Eine Konzession zur Leitung und Verwaltung einer Wertpapierbörse, die vor dem Zeitpunkt des 
In-Kraft-Tretens des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2007 erteilt wurde, gilt nach dem In-Kraft-
Treten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2007 als Konzession zum Betrieb geregelter Märkte. 
Die vom Börseunternehmen zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 60/2007 betriebenen Märkte des amtlichen Handels und des geregelten Freiverkehrs sind 
geregelte Märkte gemäß § 1 Abs. 2. Der ungeregelte dritte Markt gemäß § 69 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 19/2007 ist nach dem In-Kraft-Treten des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 60/2007 ein multilaterales Handelssystem; eine Bewilligung der FMA gemäß § 2 Abs. 2a ist 
hierfür nicht erforderlich. 

 20. (zu § 15 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2007) 
Zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2007 bestehende 
Börsemitgliedschaften berechtigen weiterhin zum Handel an vom Börseunternehmen betriebenen 
geregelten Märkten und multilateralen Handelssystemen. 

 21. (zum Entfall von § 69) 
Finanzinstrumente, die bis zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 60/2007 gemäß § 69 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 19/2007 zum Handel an 
einem ungeregelten dritten Markt zugelassen waren, können auch nach dem In-Kraft-Treten des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2007 in einem multilateralen Handelssystem, das vom 
Börseunternehmen in Fortführung dieses ungeregelten dritten Marktes betrieben wird, gehandelt 



 BGBl. I - Ausgegeben am 31. Juli 2007 - Nr. 60 80 von 83 

www.ris.bka.gv.at 

werden, ohne dass es dafür einer neuerlichen Zulassung durch das Börseunternehmen bedarf. Das 
Börseunternehmen hat in seinen Allgemeinen Geschäftsbedingungen festzulegen, dass die 
Rechtsstellung der Emittenten dieser Finanzinstrumente in einer dem § 69 Abs. 1, 2, 4, 5 und 7 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 19/2007 entsprechenden Weise gewahrt bleibt.“ 

47. § 101a lautet: 

„§ 101a. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz auf andere Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese, 
sofern nichts Anderes bestimmt wird, in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz auf die Richtlinie 2004/39/EG verwiesen wird, so ist, sofern 
nichts Anderes angeordnet ist, die Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
über Märkte für Finanzinstrumente, zur Änderung der Richtlinien 85/611/EWG und 93/6/EWG des Rates 
und der Richtlinie 2000/12/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der 
Richtlinie 93/22/EWG des Rates (ABl. Nr. L 145 vom 30.04.2004, S. 1) in der Fassung der Richtlinie 
2006/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2004/39/EG über 
Märkte für Finanzinstrumente in Bezug auf bestimmte Fristen (ABl. Nr. L 114 vom 27.04.2006, S. 60) 
anzuwenden.“ 

48. § 101c lautet: 

„§ 101c. Das Börseunternehmen hat auf Antrag eines Emittenten mit Bescheid, gegen den kein 
ordentliches Rechtsmittel zulässig ist, die Umreihung von Wertpapieren vom Amtlichen Handel 
(Geregelten Freiverkehr) an jener Wertpapierbörse, an der nach seiner Satzung bestimmte Wertpapiere 
nicht (mehr) gehandelt werden dürfen, in den Amtlichen Handel (Geregelten Freiverkehr) einer anderen 
inländischen Wertpapierbörse, an der ein weiterer Handel nach der Satzung des die andere Börse 
leitenden und verwaltenden Börseunternehmens zulässig ist, auszusprechen. Der Umreihungsbescheid 
löst für sich allein keine Prospekt- oder sonstigen Publizitätspflichten des Emittenten aus.“ 

49. § 101d entfällt. 

50. In § 4 Abs. 2 bis 4, § 5 Abs. 2, § 6 Abs. 1 bis 3, 6, 7 Einleitungsteil und Abs. 8, § 7 Abs. 3, § 8 Abs. 1, 
§ 13 Abs. 1, § 46 Abs. 1, § 49 Abs. 2 und 3, § 55 und § 101 Z 2 wird jeweils die Wortfolge 
„Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten“ durch die Wortfolge „Bundesminister für 
Wirtschaft und Arbeit“ ersetzt. 

51. In § 6 Abs. 7 Z 1 und 2, § 7 Abs. 1 Einleitungsteil und § 45 Abs. 1 wird jeweils die Wortfolge 
„Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten“ durch die Wortfolge „Bundesministers für 
Wirtschaft und Arbeit“ ersetzt. 

52. In § 96a Abs. 1 wird die Wortfolge „Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten“ durch 
die Wortfolge „Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit“ ersetzt. 

53. In § 102 werden folgende Abs. 25 und 26 angefügt: 

„(25) § 1 samt Überschrift, § 2 Abs. 1, 2 und 2a, § 3 Abs. 1 Z 9, § 4 Abs. 1, § 6 Abs. 5, § 7a samt 
Überschrift, § 9 samt Überschrift, § 13 Abs. 3, § 14 Abs. 5, § 15, § 15a, § 16, § 25a Abs. 1, § 25b, § 29 
Abs. 3, § 48 Abs. 3a, Abs. 3b, Abs. 4 und 5, § 48a Abs. 1 Z 3 und 11 und Abs. 1a, § 48f Abs. 1 Z 1, § 57 
Abs. 2, § 64 Abs. 4, §§ 65, 66 und 66a samt Überschriften, § 68 Abs. 1 Z 9 und Abs. 3, § 76 samt 
Überschrift, § 82 Abs. 1 und 6, § 101a, § 101c in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2007 
treten mit 1. November 2007 in Kraft. 

(26) § 23 samt Überschrift, § 48a Abs. 1 Z 4, § 67 Abs. 3, § 68 Abs. 1 Z 6, § 69 samt Überschrift, 
§ 81 Abs. 7, § 81a Abs. 1 Z 3 und § 101d treten mit Ablauf des 31. Oktober 2007 außer Kraft.“ 

Artikel 5 

Änderung des Investmentfondsgesetzes 

Das Investmentfondsgesetz – InvFG 1993, BGBl. Nr. 532/1993, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 134/2006, wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 2 Z 2 und der Schlussteil zu Abs. 2 lauten: 

 „2. sofern sie über eine entsprechende Konzession der FMA hiefür gemäß § 3 WAG 2007, BGBl. I 
Nr. 60/2007, verfügen, die Erbringung von Dienstleistungen gemäß § 3 Abs. 2 Z 1 und 2 
WAG 2007 oder, sofern die Konzession vor In-Kraft-Treten des WAG 2007, BGBl. I 



 BGBl. I - Ausgegeben am 31. Juli 2007 - Nr. 60 81 von 83 

www.ris.bka.gv.at 

Nr. 60/2007, erteilt wurde, die Erbringung von Dienstleistungen gemäß § 1 Z 19 lit. a und b 
Bankwesengesetz – BWG, BGBl. Nr. 532/1993 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 19/2007, insbesondere auch für Pensionsfonds, sofern die betreffenden Portfolios eines oder 
mehrere der in der Anlage D Schema D genannten Instrumente enthalten. 

Die Kapitalanlagegesellschaft darf nicht ausschließlich die Tätigkeiten gemäß Z 2 ausüben. Die 
Tätigkeiten gemäß § 3 Abs. 2 Z 1 WAG 2007 dürfen nur Kapitalanlagegesellschaften ausüben, die auch 
zu Dienstleistungen im Sinne des § 3 Abs. 2 Z 2 WAG 2007 berechtigt sind. 
Die unter Z 2 angeführten Dienstleistungen beziehen sich nicht auf Dienstleistungen, die von einer 
Gegenpartei dem Staat, der Zentralbank eines Mitgliedstaates oder anderen nationalen Einrichtungen mit 
ähnlichen Aufgaben im Rahmen der Geld-, Wechselkurs-, Staatsschuld- oder Reservepolitik des 
betreffenden Mitgliedstaates erbracht werden.“ 

2. In § 2 Abs. 13 wird der Verweis „§ 1 Abs. 1 Z 19 lit. b BWG“ durch den Verweis „§ 3 Abs. 2 Z 2 
WAG 2007“ ersetzt. 

3. § 2 Abs. 14 lautet: 

„(14) Die Kapitalanlagegesellschaft hat in Bezug auf das Investmentgeschäft (§ 1 Abs. 1 Z 13 BWG) 
 1. recht und billig im besten Interesse der von ihr verwalteten Fonds und der Integrität des Marktes 

zu handeln und alle für die Ausübung ihrer Tätigkeit geltenden Vorschriften im besten Interesse 
der Anleger und der Integrität des Marktes einzuhalten; 

 2. ihre Tätigkeiten mit der erforderlichen Sachkenntnis, Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit im besten 
Interesse der von ihr verwalteten Fonds zu erbringen; 

 3. sich um die Vermeidung von Interessenkonflikten zu bemühen und dafür zu sorgen, dass bei 
unvermeidbaren Interessenkonflikten die von ihr verwalteten Fonds nach Recht und Billigkeit 
behandelt werden, und 

 4. über die für eine ordnungsgemäße Geschäftstätigkeit notwendigen Mittel und Verfahren zu 
verfügen und wirksam einzusetzen.“ 

4. § 39a Abs. 3 lautet: 

„(3) Für die Aufsicht über Verwaltungsgesellschaften im Rahmen der Dienst- und 
Niederlassungsfreiheit ist § 15 BWG anzuwenden, mit der Maßgabe, dass an die Stelle der einschlägigen 
Richtlinienbestimmung 2006/48/EG in § 15 Abs. 5 BWG Art. 6c der Richtlinie 85/611/EWG tritt. Für die 
Aufsicht über Verwaltungsgesellschaften, die im Rahmen der Dienst- und Niederlassungsfreiheit 
Dienstleistungen nach § 3 Abs. 2 Z 1 und 2 WAG 2007 erbringen, gelten die §§ 97 bis 101 WAG 2007 
sinngemäß.“ 

5. In § 49 wird folgender Abs. 20 angefügt: 

„(20) § 2 Abs. 2, 13 und 14 und § 39a Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 60/2007 treten mit 1. November 2007 in Kraft.“ 

Artikel 6 

Änderung des Kapitalmarktgesetzes 

Das Kapitalmarktgesetz – KMG, BGBl. Nr. 625/1991, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 48/2006, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 Z 4 lautet: 

 „4. Wertpapiere: übertragbare Wertpapiere im Sinne von Art. 4 Abs. 1 Z 18 der Richtlinie 
2004/39/EG mit Ausnahme von Geldmarktinstrumenten im Sinne von Art. 4 Abs. 1 Z 19 der 
Richtlinie 2004/39/EG mit einer Laufzeit von weniger als zwölf Monaten;“ 

2. § 1 Abs. 1 Z 8 und 9 lauten: 

 „8. Kreditinstitute: Unternehmen im Sinne von Art. 4 Z 1 lit. a der Richtlinie 2006/48/EG; 
 9. geregelter Markt: ein Markt gemäß § 1 Abs. 2 Börsegesetz 1989 – BörseG, 

BGBl. Nr. 555/1989;“ 
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3. In § 19 wird folgender Abs. 12 angefügt: 

„(12) § 1 Abs. 1 Z 4 und 9 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2007 treten mit 
1. November 2007 in Kraft.“ 

Artikel 7 

Änderung des Finanzmarktaufsichtsbehördengesetzes 

Das Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz – FMABG, BGBl. I Nr. 97/2001, zuletzt geändert durch 
das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 141/2006, wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 3 wird die Wortgruppe „Wertpapieraufsichtsgesetz – WAG, BGBl. Nr. 753/1996“ durch die 
Wortgruppe „Wertpapieraufsichtsgesetz 2007 – WAG 2007, BGBl. I Nr. 60/2007“ ersetzt. 

2. § 5 Abs. 3 lautet: 

„(3) Vor der Bestellung von Mitgliedern des Vorstandes hat der Bundesminister für Finanzen eine 
Ausschreibung zu veranlassen; das Stellenbesetzungsgesetz 1998, BGBl. I Nr. 26/1998, ist anzuwenden. 
Auf Grund der Ergebnisse des Ausschreibungsverfahrens haben für den Vorschlag der Bundesregierung 
gemäß Abs. 2 aus dem Kreis der Bewerber namhaft zu machen: 
 1. Bei der Bestellung des ersten Vorstandes der FMA der Bundesminister für Finanzen und die 

Oesterreichische Nationalbank je eine Person, 
 2. bei jeder weiteren Bestellung von Mitgliedern des Vorstandes jene Institution, die das Mitglied 

des Vorstandes namhaft gemacht hat, dessen Funktionsbeendigung (§ 7 Abs. 1) die Bestellung 
eines neuen Vorstandsmitglieds erfordert, eine Person. 

Die Einbringung des Antrags zur Beschlussfassung der Bundesregierung über die von ihr zur Bestellung 
vorzuschlagenden Personen obliegt dem Bundesminister für Finanzen; dieser ist hinsichtlich des von der 
Oesterreichischen Nationalbank namhaft gemachten Vorstandsmitglieds an den Vorschlag der 
Oesterreichischen Nationalbank gebunden.“ 

3. In § 10 Abs. 2 Z 8 wird der Verweis „§ 16 Abs. 4“ durch den Verweis „§ 16 Abs. 3“ ersetzt. 

4. In § 19 Abs. 4 wird das Wort „WAG“ durch die Wortgruppe „WAG 2007“ ersetzt. 

5. In § 19 Abs. 10 wird das Zitat „§ 7 Abs. 1 WAG“ durch das Zitat „§ 90 Abs. 1 WAG 2007“ ersetzt. 

6. In § 22a wird in Z 1 lit. b das Zitat „§ 23 Abs. 2 und 4 WAG“ durch das Zitat „§ 73 Abs. 2 und 4 
WAG 2007“, in Z 1 lit. c das Zitat „§ 23a Abs. 2 und 4 WAG“ durch das Zitat „§ 74 Abs. 2 und 4 
WAG 2007“ und in Z 2 lit. b das Zitat „§ 24 Abs. 2 WAG“ durch das Zitat „§ 91 Abs. 3 Z 1 bis 4 und 8 
WAG 2007“ ersetzt. 

7. In § 22b Abs. 1, § 22c und § 22d Abs. 1 wird jeweils das Zitat „§ 26 Abs. 1 WAG“ durch das Zitat 
„§ 94 Abs. 1 WAG 2007“ ersetzt. 

8. Dem § 28 wird folgender Abs. 12 angefügt: 

„(12) § 2 Abs. 3, § 19 Abs. 4 und 10, § 22a, § 22b Abs. 1, § 22c und § 22d Abs. 1 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2007 treten mit 1. November 2007 in Kraft.“ 

Artikel 8 

Änderung des Konsumentenschutzgesetzes 

Das Konsumentenschutzgesetz – KSchG, BGBl. Nr. 140/1979, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 92/2006, wird wie folgt geändert: 

1. § 28a Abs. 1 lautet: 

„(1) Wer im geschäftlichen Verkehr mit Verbrauchern im Zusammenhang mit Haustürgeschäften, 
Verbraucherkreditverhältnissen, Pauschalreisevereinbarungen, Teilzeitnutzungsrechtsverhältnissen, 
Abschlüssen im Fernabsatz, der Vereinbarung von missbräuchlichen Vertragsklauseln, der 
Gewährleistung oder Garantie beim Kauf oder bei der Herstellung beweglicher körperlicher Sachen oder 
im Zusammenhang mit Diensten der Informationsgesellschaft im elektronischen Geschäftsverkehr oder 
Wertpapierdienstleistungen gegen ein gesetzliches Gebot oder Verbot verstößt und dadurch die 
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allgemeinen Interessen der Verbraucher beeinträchtigt, kann unbeschadet des § 28 Abs. 1 auf 
Unterlassung geklagt werden.“ 

2. In § 41a wird folgender Abs. 20 angefügt: 

„(20) § 28a Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2007 tritt mit 1. November 
2007 in Kraft.“ 

Artikel 9 

Änderung der Gewerbeordnung 1994 

Die Gewerbeordnung 1994 – GewO 1994, BGBl. Nr. 194/1994, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 161/2006, wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 1 Z 14 lautet: 

 „14. den Betrieb von Bankgeschäften einschließlich der nach dem Wertpapieraufsichtsgesetz 2007 
erbrachten Dienstleistungen mit Ausnahme der Tätigkeiten eines vertraglich gebundenen 
Vermittlers gemäß § 1 Z 20 oder eines Finanzdienstleistungsassistenten gemäß § 2 Abs. 1 Z 15 
des Wertpapieraufsichtsgesetzes 2007 (WAG 2007), BGBl. I Nr. 60/2007, den Betrieb von 
Versicherungsunternehmen sowie den Betrieb von Pensionskassen. Soweit das BWG nicht 
besondere Regelungen vorsieht, gelten für die Ausübung der Versicherungsvermittlung durch 
Kreditinstitute die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, ausgenommen die Bestimmungen über 
Betriebsanlagen;“ 

2. § 136a lautet: 

„§ 136a. (1) Der Gewerbliche Vermögensberater (§ 94 Z 75) ist berechtigt zur 
 1. Beratung bei Aufbau, Sicherung und Erhaltung von Vermögen und Finanzierung mit Ausnahme 

der Anlageberatung in Bezug auf Finanzinstrumente (§ 3 Abs. 2 Z 1 WAG 2007), 
 2. Vermittlung von 
 a) Veranlagungen und Investitionen, ausgenommen Finanzinstrumente (§ 3 Abs. 2 Z 3 WAG 

2007), 
 b) Personalkrediten und Hypothekarkrediten und Finanzierungen und 
 c) Lebens- und Unfallversicherungen. 

(2) Bezüglich der Vermittlung von Lebens- und Unfallversicherungen unterliegt der Gewerbliche 
Vermögensberater den Bestimmungen der §§ 137 bis 138 und den sonstigen Bestimmungen betreffend 
Versicherungsvermittlung. 

(3) Ausschließlich gewerbliche Vermögensberater dürfen Tätigkeiten gemäß § 1 Z 20 WAG 2007 
durchführen. Gewerbliche Vermögensberater (§ 94 Z 75) sind bei Einhaltung der Bedingungen des § 2 
Abs. 1 Z 15 WAG 2007 auch zu Tätigkeiten im Sinne dieser Bestimmungen berechtigt. § 7 WAG 2007 
gilt für diese Tätigkeiten sinngemäß.“ 

3. § 138 Abs. 4 lautet: 

„(4) Versicherungsvermittler sind bei Einhaltung der Bedingungen des § 2 Abs. 1 Z 15 WAG 2007 
auch zu Tätigkeiten im Sinne dieser Bestimmungen berechtigt. § 7 WAG 2007 gilt für diese Tätigkeiten 
sinngemäß.“ 

4. In § 382 wird folgender Abs. 29 eingefügt: 

„(29) Die §§ 2 Abs. 1 Z 14, 136a und 138 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 60/2007 treten mit 1. November 2007 in Kraft.“ 

Fischer 

Gusenbauer 


